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2023.SR.0112
1 Begrussung und Mitteilungen

Préasidentin: Liebe Kolleg*innen, geschatzte Anwesende, wir beginnen heute sehr
pinktlich, denn wir haben viel vor. Herzlich willkommen zur letzten Sitzung vor den
Ostern und vor den Frihlingsferien. Ich gebe die Entschuldigungen bekannt. Fur beide
Sitzungen abwesend sind Janosch Weyermann von der SVP, Ingrid Kissling-Naf von
der SP, Yasmin Amana Abdullahi von der JGLP, Ursina Anderegg vom GB — vielleicht
ist sie in der zweiten Sitzung wieder da —, Halua Pinto von der SP, Nora Krummen von
der SP. Fir die erste Sitzung entschuldigt ist Bettina Jans-Troxler von der EVP und
etwas spater kommt Michael Burkart von der GFL. Wir werden im Verlauf der ersten
Sitzung noch einen Besuch aus Schweden begriissen, aber dazu kommen wir spéter.

Dann werden wir heute 2 Personen aus dem Stadtrat verabschieden. Das ist ein biss-
chen speziell, denn das sind 2 Personen, die einmal das Stadtratsprasidium innehatten.
Beide sind von der GLP. Und die 2 einzigen Personen von der GLP, die bisher das
Prasidium innehatten, sind Claude Grosjean und Michael Hoekstra. Sie haben beide
schon vor eineinhalb Monaten ihr Ricktrittsschreiben geschickt. Das finde ich sehr aus-
sergewohnlich und damit werde ich nie mithalten kénnen. Ich werde mit dem Rucktritts-
schreiben von Claude beginnen: "Sehr geehrte Frau Stadtratsprasidentin, liebe Stadt-
und Gemeinderatinnen und Gemeinderate. Wie angekindigt werde ich Ende Marz aus
dem Stadtrat zurtcktreten, um mich auf mein Grossratsmandat zu konzentrieren. Als
ich Ende 2019 nach 11 Jahren zum ersten Mal aus dem Stadtrat zuriicktrat, habe ich
in meinem Abschiedsschreiben eine kurze Liste gemacht, was ich am Stadtrat mochte
und was ich weniger mochte. Aus aktuellem Anlass habe ich diese Liste wieder zur
Hand genommen und mich gefragt, ob ich zu den gleichen Punkten kommen wiurde.
Erfreut stelle ich fest, dass ich die Auflistung dessen, was ich weniger mochte, um
immerhin 2 Eintrage kirzen kann. So gab es, soweit ich weiss, keine polizeilichen Ein-
vernahmen mehr wegen Amtsgeheimnisverletzungen, und auch die Oberaufsicht des
Stadtrates Uber den Gemeinderat und die Verwaltung haben wir deutlich verbessert.
Wenn nun Anfang 2025 noch die unabhéangige Finanzkontrolle ihre Arbeit aufnimmt,
habe ich endgultig keine schlaflosen Nachte mehr, da wir dann zumindest institutionell
so aufgestellt sind, wie man das von einem Gemeinwesen mit einem Budget von Uber
1,3 Mia. Franken erwarten kann. Die Liste mit dem, was ich in meiner Zeit als Stadtrat
mochte, ist wenig Uberraschend immer noch aktuell. Besonders hervorheben méchte
ich aber erneut die gute Zusammenarbeit mit den anderen Ratsmitgliedern, dem Ge-
meinderat und der Stadtverwaltung und die stets super Unterstlitzung durch das Rats-
sekretariat. Herzlichen Dank dafir. Ich freue mich nun sehr, dass der andere Sitzungs-
rhythmus im Grossen Rat viel Freiraum in meinem Kalender bringen wird, und frage
mich vor dem Hintergrund der Diskussion Uber eine bessere Vereinbarkeit des Stadt-
ratsmandats, ob nicht Sessionen auch fir den Stadtrat eine Entlastung brachten. Selbst
der 14-tagliche Sitzungsrhythmus — am Anfang habe ich noch den wéchentlichen erlebt
— fuhrt zu einer permanenten und zuweilen atemlosen Beschaftigung mit der Berner
Stadtpolitik, so dass ich mich ernsthaft frage, ob nicht gréssere Politpausen zwischen
den Sitzungen und guttaten, um den Kopf zu verliften und sich wieder auf das Wesent-
liche fokussieren zu kdnnen. Meines Erachtens ist es einerseits wegen der Gewalten-
teilung mit der Rolle eines Parlaments kaum vereinbar, sozusagen tagesaktuell zu po-
litisieren, und andererseits verstellt es uns den Blick auf die grossen Linien und strate-
gischen Fragen, welche die erste Aufgabe des Parlaments waren. Gerne verzichte ich
darauf, sozusagen als Abschiedsgeschenk entsprechende Vorstdsse einzureichen,
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sondern Uberlasse die Beurteilung dieser Frage vertrauensvoll den aktiven Stadtrat*in-
nen. Zum Abschied wiinsche ich hingegen dem Stadtrat die Gelassenheit zu akzeptie-
ren, dass nicht alles in seiner Kompetenz liegt, den Mut, das in seiner Kompetenz Lie-
gende anzugehen, und den Uberblick iiber die Zustandigkeiten, um das eine vom an-
deren zu unterscheiden. Alles Gute, Claude Grosjean."

Danke, lieber Claude, danke vielmals fir das sehr schéne Schreiben, das du uns ge-
schickt hast. Du warst gerade vorhin bei mir und hast gesagt, ich solle bitte bei den
Fakten bleiben, weil du gehort hast, dass ich gesagt habe, du seist seit 15 Jahren im
Stadtrat. Das stimmt natdrlich nicht. Du warst von 2009 bis 2019 und jetzt wieder seit
2022 im Stadtrat. Aber vor 15 Jahren kamst du in den Stadtrat. Das stimmt, oder? Dann
hast du in dieser Zeit sehr vieles gemacht. Wenn man auf deine Seite beim Stadtrat
geht, sind etwa 50 Kommissionen und Ausschiisse aufgelistet. Einige davon kenne ich
gar nicht. Auffallend ist sicher deine Arbeit in der FIKO, in der Aufsichtskommission und
in der SBK und auch in weiteren Delegationen. Und wenn man deine Vorstossliste
durchsieht, sieht man sofort, dass du dich sehr fir das Nachtleben eingesetzt hast, fur
ein urbanes Zusammenleben, fur eine Vertrauensarbeitszeit bei Kadermitarbeitenden
— das war dir auch sehr wichtig — und fir eine nachhaltige und auch liberale Politik. Ich
habe aus Neugier nachgeschaut, was dein erster Vorstoss 2009 war. Dieser wurde fir
dringlich erklart. Es war ein Postulat — ich weiss nicht, ob du dich erinnerst — fir einen
Evolutionstag fur die Schiulerinnen und Schiler der Stadtberner Volksschulen. Also, du
hast es geschafft, das damals vor 15 Jahren als dringlich durchzubringen. Ganz herz-
liche Gratulation. Das ist auch eine grosse Errungenschaft, wirde ich sagen. Ich habe
dich innerhalb und auch ausserhalb des Stadtrates immer als einen umgéanglichen, dis-
kussionsfreudigen, lebendigen Menschen erlebt, und trotzdem habe ich gemerkt, dass
ich dich eigentlich gar nicht so gut kenne. Darum habe ich kurzfristig noch 3 Personen
gefragt, wie sie dich in drei Worten beschreiben wirden. Ein paar haben das besser
eingehalten, ein paar weniger. Es ist eigentlich sozusagen eine Liste, was man an dir
mag. Auf die Liste, was man weniger an dir mag, habe ich jetzt mal verzichtet. Jemand
sagte: Schoéngeist, Schlésser-Nerd, weil du anscheinend Hotels in Schléssern magst,
Weinconnaisseur. Jemand hat gesagt, dossierfest, engagiert und leidenschaftliche Vo-
ten haltend. Das kann ich auch bestéatigen. Und eine Person, die sich tUberhaupt nicht
darangehalten hat, hat gesagt: "Ein Alleswisser ohne Besserwisser zu sein. Immer gut
gekleidet, kein Poltern am Redepult, so dass es eine Wohltat zum Zuhdren ist." Also,
die Leute reden sehr nett Uber dich, und ich glaube, du kannst dich sehr dariiber freuen.
Das sagt ja einiges Uber dich und deine Arbeit aus in den letzten 15 Jahren —ich sage
es jetzt trotzdem. Dann mussen wir dich leider verabschieden. Du hast eine neue Auf-
gabe gefasst im Grossen Rat. Wir hoffen, dass du mit deinen lebendigen Voten und mit
deiner Art genau so viel oder noch viel mehr bewirken kannst. Ich habe mir auch sagen
lassen, dass du der Stadtrat mit dem kirzesten Weg bist — 2 Minuten. Darum hoffe ich
mal, wir kbnnen darauf zahlen, dass du hier ab und zu zuhéren kommst, wenn du schon
so nah bist. Vielen herzlichen Dank fiir deine Arbeit.

Dann kommen wir zu Michael Hoekstra. Als ich das Rucktrittsschreiben aufgemacht
habe, musste ich zuerst einmal lachen. Ich werde es gerade vorlesen: "Sehr geehrte
Frau Stadtratsprasidentin, geschatzte Stadtrat*innen, wie bereits angekindigt, erklare
ich hiermit meinen Austritt aus dem Berner Stadtrat per 30. M&arz 2024, um mich meiner
neuen Funktion als stadtischer Parteiprasident der GLP vollumféanglich zu widmen. Ich
habe als Stadtrat und insbesondere im Stadtratsprasidium in den letzten 4 Jahren viele
tolle Menschen kennengelernt und viel Neues lernen dirfen. Ich danke euch allen fir
diese intensive Zeit, und hoffe, man lauft sich hie und da in der Stadt wieder tber den
Weg. Ich wiinsche dem Stadtrat intensive, aber faire Diskussionen, Mut zu Effizienz
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und pragmatischen Losungen, keine Grabenkampfe, sondern eine konsensorientierte
und kompromissbereite Zusammenarbeit. Auf Wiedersehen mit kollegialen Grussen,
Michael Hoekstra."

Lieber Michael, ich durfte dich ja sozusagen schon einmal verabschieden, und das war
fur mich eigentlich schon recht emotional. Und darum werde ich es jetzt auch sehr kurz
machen, damit wir heute noch méglichst viele Vorstésse abarbeiten kdnnen. Man hat
schon sehr viel Uber dich gesagt — auch ich — von wegen pragmatisch, effizient und so
weiter. Und ein neues Wort, das dazukommt, ist fir mich "konsequent". Man hat es
gerade bei dem Rucktrittschreiben gesehen, aber auch ich habe nochmal geschaut,
welche Vorstésse du eingereicht hast. In den letzten ein bisschen mehr als 4 Jahren
hast du ein bisschen mehr als 4 Vorstdsse eingereicht, und das zu deinen absoluten
Herzensthemen Neophyten, Solaranlagen und Quartierfeste. Ich wiinsche dir nattrlich
weiterhin ganz viel Spass. Ich hoffe, du hast jetzt trotz dieser grossen Aufgabe als
Prasident der stadtischen GLP viel Zeit, um Bass zu spielen, Salsa zu tanzen, auch um
Neophyten zu bekdmpfen und um RGM herauszufordern. Und dabei wiinsche ich dir
vor allem viel Glick, dann alles Gute. Und ich freue mich, dich dann bald wieder aus-
serhalb des Stadtrates zu sehen. Danke vielmals fur deine Arbeit.

Dann machen wir weiter mit den Mitteilungen. Das Redepult ist mittlerweile in der Re-
paratur. Wir haben ein Ersatzpult, aber ohne Hohenverstellung. Wie lange die Repara-
tur des vorherigen dauern wird, ist aktuell noch unklar. Der Tritt vom letzten Mal ist
auch wieder in Griffnéhe, falls jemandem das Ersatzpult zu hoch ist. Dann will ich euch
gerne an das Badgen erinnern. Einreichen von Vorstdéssen wie immer: die dringlichen
bis um 21 Uhr bei Tom und alle anderen bis 21.30 Uhr.

Und jetzt starten wir mit der Antragsliste, und zwar kommen wir zu den Ordnungsantré-
gen. Wir haben zu Traktandum 19, Farbsacktrennsystem, 2 Antrage, einer von der SP -
JUSO und einer als Tischvorlage von der FDP/JF-Fraktion. Die schliessen sich gegen-
seitig aus. Darum werden wir sie gegeniberstellen. Wer dem Antrag der SP-JUSO zu-
stimmt, drtckt Griin. Wer dem Antrag von FDP/JF, Mitte, SVP und GFL zustimmt, driickt
Rot. Wer sich enthalt, Weiss, und wir werden danach Uber den obsiegenden Antrag
abstimmen.

Ordnungsantrage

1 SP/JUSO:

Traktandum 19 (Interfraktionelle Motion FDP/JF, SVP, Mitte: Einfuhrung des Farbsack-
trennsystems: Sofortiger Ubungsabbruch!) wird auf eine spatere Stadtratssitzung ver-
schoben und gemeinsam mit dem Geschéft 2016.TVS.000024 (Farbsack-Trennsystem;
Anpassungen des Systems und weiteres Vorgehen) traktandiert, nachdem dieses von
der Kommission PVS behandelt wurde.

FDP/JF, SVP, Mitte, GFL:

Das Traktandum 19 " Interfraktionelle Motion FDP/JF, SVP, Mitte (Ursula Stockli,
FDP/Alexander Feuz, SVP/Sibylle Eigenmann, Mitte): Einfihrung des Farbsacktrenn-
systems: Sofortiger Ubungsabbruch!" soll nach der Pause um 20:30 behandelt werden.

Abstimmung Nr. 004

2023.SR.0112: Antrag 1 vs. Antrag FDP/JF, SVP, Mitte

Antrag FDP/JP, SVP, Mitte obsiegt
Ja 29
Nein 32
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Enthalten 6

Prasidentin: Der Antrag, den ihr angenommen habt, ist der von FDP/JF, SVP, Mitte,
GFL. Wir werden jetzt Uber diesen Antrag abstimmen.

Abstimmung Nr. 005

2023.SR.0112: Antrag FDP/JF, SVP, Mitte, GFL

Ablehnung

Ja 24
Nein 40
Enthalten 2

Préasidentin: Ihr habt den Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Ordnungsantrag der SP, Ordnungsantrag Nummer 2. Und auch dar-
Uber werden wir abstimmen. Es geht um das Traktandum 24. Man soll diese Motion der
Kommission SBK verschieben, damit sie zuerst in der Kommission behandelt werden
kann. Wir stimmen ab.

Ordnungsantrag

2 Barbara Keller (SP):

Traktandum 24 (Motion Kommission Soziales, Bildung und Kultur: Durchfiihrung eines
Pilotversuches zum bedingungslosen Grundeinkommen in der Stadt Bern in Zusam-
menarbeit mit anderen Stadten) wird auf eine spatere Stadtratssitzung verschoben und
traktandiert, nachdem dieses von der Kommission SBK behandelt wurde.

Abstimmung Nr. 006

2023.SR.0112: Antrag 2

Annahme

Ja 47
Nein 19
Enthalten 1

Prasidentin: Ihr habt dem Antrag zugestimmt. Das heisst, das Traktandum 24 wird
verschoben.

Wir kommen zur Diskussion Uber ein aktuelles Ereignis. Ihr habt den Antrag auch auf
der Antragsliste. Er ist von der SVP, die eben die neusten Vorkommnisse betreffend
Baba-News diskutieren will. Wenn eine Mehrheit zustimmt, wird die Diskussion ge-
wahrt. Wenn nicht, fahren wir mit der Traktandenliste fort. Wir stimmen ab.

Antrag

Antrag fur Diskussion zu aktuellem Anlass gemass Art 49 GRSR SVP:

Wie stellen sich der Gemeinderat und die Fraktionen zu den neusten Vorkommnissen
betr. Baba News (vgl. Berichterstattung vom 15.3.2024 in 20minuten und vom 26.3. in
der BZ? Wieso sistiert die Stadt im Gegensatz zum Kanton nicht die Unterstiitzung fir
BABA-News? Wieso darf Baba News weiterhin Workshops an stadtischen Schulen
durchfihren? Wieso wird einem Vater und selbst einem Grossrat der Besuch eines
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Workshops verweigert? Wieso wird die Offentlichkeit vor den Fragestellern tber die
Weiterfihrung der Unterstiitzung von Baba-News orientiert?

Abstimmung Nr. 007

2023.SR.0112: Antrag SVP fur eine Diskussion aus aktuellem Anlass

Ablehnung

Ja 17
Nein 49
Enthalten 0

Préasidentin: Der Antrag ist abgelehnt.

2020.SR.000387

2 Kommission fur Planung, Verkehr und Stadtgrin (PVS): Ersatzwahlen,
Wahlen stellvertretende Mitglieder

Prasidentin: Dann steigen wir in die Traktandenliste ein. Wir sind bei Traktandum 2.
Es geht um Ersatzwahlen und um Wabhlen von stellvertretenden Mitgliedern.

Antrag
Als Mitglied nominiert die Fraktion:

GLP/JGLP/EVP:

Corina Liebi (JGLP) fur den zurtcktretenden Michael Ruefer (GFL).
GLP/JGLP/EVP:

Als stellvertretendes Mitglied Maurice Lindgren (GLP) fur Corina Liebi (JGLP).
GFL:

Als stellvertretendes Mitglied Michael Ruefer (GFL) fur Mirjam Roder (GFL).

Prasidentin: Sie sehen auf der Antragsliste, dass fir die Fraktion GLP/JGLP/EVP Co-
rina Liebi fir den zurlcktretenden Michael Ruefer als Mitglied nominiert ist. Als stell-
vertretendes Mitglied ist Maurice Lindgren fir Corina Liebi nominiert und Michael Rue-
fer fir Mirjam Roder. Wir werden dieser Wahl mittels Handerheben zustimmen. Wer die
Wabhl so durchfiihren will, soll das mit Handerheben machen. — Gibt es Enthaltungen?
Wahl durch Handerheben

Dann gratuliere ich den Mitgliedern und den Ersatzmitgliedern.

Applaus im Saal.
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2020.SR.000388

3 Kommission fir Soziales, Bildung und Kultur (SBK): Ersatzwahlen,
Wahlen stellvertretende Mitglieder

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 3: Ersatzwahlen und Wahlen von stellvertreten-
den Mitgliedern in die SBK. Vorher war es das PVS. Ich hoffe, ich habe es richtig ge-
sagt.

Antrag

GLP/JGLP/EVP:

Als Mitglied nominiert die Fraktion GLP/JGLP/EVP Michael Ruefer (GFL) fur die zu-
ricktretende Corina Liebi (JGLP).

GFL:

Als stellvertretendes Mitglied nominiert die Fraktion GFL Miriam Roder (GFL) fur Lukas
Gutzwiller (GFL).

Préasidentin: Es geht um Ersatzwahlen in die SBK. Nominiert fir die GLP/JGL/EVP ist
Michael Rufer fur Corina Liebi und Mirjam Roder fur Lukas Gutzwiller. Wer sie wéahlen
will, macht das mittels Handerheben.

Gibt es Enthaltungen? —

Wahl durch Handerheben.
Ich gratuliere auch ihnen herzlich.

Applaus im Saal.

2023.FPI1.000033
4 Personalamt (Dienststelle 640): Nachkredit zum Globalbudget 2023

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 4: Personalamt, Nachkredite zum Globalkredit.
Ich erteile der Kommission das Wort, und zwar Judith Schenk fur die RWSU.

Judith Schenk (SP) fur die RWSU: Es geht um den Nachkredit zum Globalbudget 2023
des Personalamts, Dienststelle 640. Fir das Globalbudget des Personalamts wurden
fur das Jahr 2023 Nettokosten von insgesamt 5°100°097 Franken und 80 Rappen bud-
getiert. Bereits im Marz 2023 hat der Gemeinderat wegen krankheitsbedingter Lang-
zeitausfalle und daraus resultierender Mehrfachbelastungen sowie auch hinsichtlich ei-
ner ungewdhnlich stark gestiegenen Arbeits- und Projektlast Nachkredite zugunsten
des Globalbudgets des Personalamts in der H6he von 184’000 Franken gesprochen.
Wegen weiteren ungeplanten Personalmehrkosten sowie einem Minderertrag im Be-
reich Ausbildungs- und Organisationsberatung ist eine Erh6hung des ersten Nachkre-
dits notwendig. Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat darum, die bereits gesproche-
nen 184’000 Franken um weitere 158’000 auf insgesamt 342’000 Franken zu erhdhen.
Der Globalkredit des Personalamts betragt durch diese Erhéhung neu 5°442°097 Fran-
ken und 80 Rappen.
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Gemass der Information des Personalamts Mitte Februar weist der provisorische Ab-
schluss jetzt insgesamt aber bereits eine tiefere Aufstockung des Nachkredits des Ge-
meinderates auf. Der erste Nachkredit ist nur noch 113’475 Franken und 23 Rappen,
also 44’524 Franken und 70 Rappen weniger. Der gesamte Nachkredit macht darum
knapp 300°000 Franken aus. Die Budgetiberschreitung beim Globalkredit des Perso-
nalamts sind also 6% und nicht mehr 7%. Gemass dem vorliegenden Vortrag belauft
sich der neue Gesamtkredit auf 5°129’845 Franken und 3 Rappen. Aufgrund der Héhe
des gesamten Nachkredits bleibt das Geschaft trotzdem in Stadtratskompetenz. Die
Kosten fallen aufgrund von ungeplanten vorzeitigen Altersricktritten und einem Ren-
tenauskauf an. Aufgrund der erwdhnten Ausfélle aufgrund gesundheitlicher Griinde
wurden zur Uberbriickung zusétzliche Personen eingestellt. Die ersten Langzeitkrank-
heitsausfélle, die in den ersten Nachkredit eingeflossen sind, sind zwar abgeschlossen.
Es gibt aber 2 neue Falle, die insgesamt ein Full Time Equivalent (FTE) ausmachen. In
diesem Zusammenhang wurde der RWSU-Kommission versichert, dass die Stadt plane,
an einem kommenden Kaderanlass die psychische Gesundheit zu thematisieren, und
dass das entsprechend oben auf der Agenda des Gemeinderates sei.

Diese Kosten vermindern sich wiederum durch nicht abgerufene finanzielle Mittel aus
dem Sozialstellenpool. Diese Mittel werden umso weniger genutzt, je héher die beste-
hende Arbeitsbelastung ist, weil die Begleitung von Personen aus dem Pool ebenfalls
zeitliche Ressourcen braucht. Weiter wurde die Hauptlast bezuglich der Projekte vor
allem durch HR4you, KOBE, Gerlos sowie durch die Revisionen des Personalregle-
ments (PRB) und der Personalverordnung (PVO) generiert. Die Stadt hat der RWSU -
Kommission zudem glaubwiirdig versichert, dass die nicht stattgefundene Fusion mit
Ostermundigen nicht zu Dysynergien in den durchgefiihrten Organisationsprojekten ge-
fuhrt hat, sondern dass es sich dabei um fusionsunabhangige Anpassungen gehandelt
hat. Der provisorische Abschluss 2023 des Personalamts zeigt, dass keine Mdglichkei-
ten zu finanziellen Kompensationen bestehen. Die RWSU empfiehlt dem Stadtrat gross-
mehrheitlich, den Antrag zur Globalkrediterhéhung anzunehmen.

Prasidentin: Gibt es Diskussionsbedarf zu diesem Traktandum? — Dann gibt es auch
keine Fraktionsvoten.
Ist das Geschéft bestritten? — Dann ist der Nachkredit so genehmigt.

Stillschweigende Annahme

2023.FPI1.0102

5 Steigerhubelstrasse 65, 3008 Bern: Baurechtsvertrag zur Ubernahme
des Kirchgemeindehauses Steigerhubel (RefBernlmmo AG); Verpflich-
tungs- und Investitionskredit

Prasidentin: Wir kommen schon zu Traktandum 5, einem Verpflichtungs- und Investiti-
onskredit. Und ich erteile auch hier der Kommission das Wort: wieder Judith Schenk fir
die RWSU.

Judith Schenk (SP) fir die RWSU: Im vorliegenden Geschéft geht es um die Steiger-
hubelstrasse 65, um Baurechtsvertrage zur Ubernahme des Kirchgemeindehauses
Steigerhubel und um einen Verpflichtungs- und einen Investitionskredit. Im Frihling
2023 hat die Stadt mit der Evangelisch-reformierten Gesamtkirchgemeinde respektive
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der RefBernimmo AG eine Vereinbarung getroffen, die die voribergehende Nutzung
des gesamten Kirchgemeindehauses im Steigerhubel ermdglicht. Die Vertragspartnerin
RefBernimmo AG ist zu 100% im Eigentum der Gesamtkirchgemeinde. Parallel dazu
wurden die Verhandlungen tber eine langfristige Nutzung des Kirchgemeindehauses
gefihrt. In der Zwischenzeit konnte auch ein Baurechtsvertrag mit einer Laufzeit von
80 Jahren ausgehandelt werden. Einen Verkauf des Grundstiicks an die Stadt Bern
lehnt die Kirchgemeinde aus strategischen Grinden ab, wie sie es bei &hnlichen Ge-
schéaften in der Vergangenheit auch schon gemacht hat, obwohl die Stadt jeweils Kauf-
interesse anmeldet. Der Grund flur zusétzlichen Raumbedarf ist bekannt: mehr Schu-
lersinnen. Am Schulstandort Brunnmatt-Steigerhubel hat der Schulraumbedarf vor al-
lem infolge der Uberbauungen Holliger und Meinen stark zugenommen. Die Schulraum-
bedlrfnisse mussen langfristig gedeckt werden. Zudem werden zusétzlich zum Erwerb
des Kirchgemeindehauses ergadnzende Flachen bendétigt. Darum wird aktuell neben der
Gesamtsanierung der Schulhausanlage ein moglicher Neubau auf dem Areal gepruft.
Fir die Gesamtsanierung und den Erweiterungsneubau bei der Volksschule Steigerhu-
bel hat der Stadtrat im Mai 2022 einen Projektierungskredit von 6,1 Mio. Franken ge-
nehmigt. Im Juni 2023 hat der Stadtrat einen Projektierungs- und Baukredit fir das
Provisorium der Volksschule Steigerhubel in der Hohe von 6,93 Mio. Franken geneh-
migt.

Mit dem vorliegenden Geschéft legt der Gemeinderat dem Stadtrat 2 Antréage vor: einen
Investitionskredit von 700’000 Franken fur den Erwerb des Gebaudes — dazu kommen
noch die Notariats- und Grundbuchkosten — und einen Verpflichtungskredit zu Lasten
der Erfolgsrechnung von Immobilien Stadt Bern fiir die Ubernahme des Grundstiicks im
Baurecht in der Hohe von einer 1°407°521 Franken — dieses Mal hat es keine Rappen
—, was jahrlich wiederkehrende Kosten von 52’620 Franken bedeutet. Der Betrag ist
der kapitalisierte Wert des Baurechts. Im Vergleich dazu die Zahlen im Geschaftsdos-
sier: Der Anteil der Bauten am Marktwert betragt 835’000 Franken. Der jahrliche Bau-
rechtszins liegt bei 63’200 Franken. Der ausgehandelte Kaufpreis sowie die Baurechts-
zinsen sind also tiefer als die entsprechenden Marktwerte. Die Schulanlage im Steiger-
hubel wurde in den Flnfzigerjahren errichtet und ist entsprechend sanierungsbedurftig.
Das Grundstlick mit einer Flache von insgesamt 1°'754 m2 liegt in der Zone fur o6ffentli-
che Nutzung. Auch das Gebaude, das erworben werden soll, ist sanierungsbedurftig
analog der Schulanlage Steigerhubel. Beziiglich Bautechnik erreicht insbesondere die
Haustechnik das Ende ihrer Nutzungsdauer. Aber auch wesentliche Teile des Innen-
ausbaus erfordern umfangreiche Investitionen, was gemass Stadt bei der Betrachtung
des Verkehrswerts entsprechend berucksichtigt worden sei. Seit Mitte 2023 werden die
Raumlichkeiten des Kirchgemeindehauses von der Einwohnergemeinde Bern gemietet.
Mit geringfiigigen Anpassungen wie Maler-, Elektro- und Schreinerarbeiten hat innert
kurzer Zeit Raum fur 3 Klassen bereitgestellt werden kénnen. Dieser Schulraum dient
nicht nur der unmittelbaren Bedarfsdeckung, sondern kann auch in spateren Phasen
bis zur endgiltigen Zuweisung im Rahmen des Gesamtprojekts Steigerhubel genutzt
werden. Ein weiterer Faktor sind noch die Rdume im Untergeschoss, die extern vermie-
tet sind. Alle Mieter*innen werden Uber die neue Vermieterin sowie Uber die kommen-
den Veranderungen informiert.

Zu den Eckwerten des Baurechtsvertrags: Die RefBernimmo AG gewéhrt der Stadt auf
ihrem Grundstiick ein selbststandiges und dauerndes Baurecht. Die Grundstickflache
betragt 1’754 m2, wie schon gesagt. Das Baurecht entsteht mit dem Grundbucheintrag
und dauert 80 Jahre. Nutzen und Gefahr am Baurecht fangen am 1. August 2024 an.
Ab da ist auch der Baurechtszins geschuldet.
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Zu der Finanzierung: Der Kaufpreis fur das Kirchgemeindehaus wurde erwéhnt. Er ist
unter Einbezug einer Immobilienbewertung sowie einer Zustandsanalyse festgelegt
worden. Hinsichtlich Klimavertréglichkeit und Nachhaltigkeitsprifung stellt der Kauf we-
der eine Verschlechterung noch eine Verbesserung dar. Das gilt auch fir die erwdhn-
ten, bereits erfolgten, geringfligig gehaltenen Bauarbeiten. Bei der anstehenden Sanie-
rung wird ein besonderer Schwerpunkt auf Fotovoltaik gelegt, was sich bei der Dach-
form anbietet. Die vorgelegte Planung befindet sich ebenfalls im Einklang mit den Zie-
len des Klimareglements der Stadt Bern.

Noch zum Zeitrahmen: Eine Zwischennutzung des Kirchgemeindehauses ist fir 2023
bis 2029 geplant. Die Bauphase des Neubaus soll von 2027 bis 2029 dauern. Die Sa-
nierungsphase des jetzigen Bestands inklusive des Kirchgemeindehauses dauert von
2029 bis 2031. Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, einen Investitionskredit Uber
diese 700’000 Franken sowie einen Verpflichtungskredit von 1,4 Mio. Franken Uber die
laufenden Finanzperioden zu genehmigen. Die RWSU-Kommission empfiehlt dem
Stadtrat einstimmig, den Investitionskredit von 700’000 Franken zuzlglich der Notari-
ats- und Grundbruchkosten sowie den Verpflichtungskredit von 1,4 Mio. Franken fur
den Erwerb des Baurechts zu genehmigen.

Judith Schenk (SP) fur die Fraktion: Dann wiirde ich noch ganz kurz das Fraktionsvo-
tum halten. Der grosse Bedarf an Schulraum und die entsprechende Knappheit ist uns
allen bekannt. Das vorliegende Geschaft besticht vor allem durch seine Flexibilitat. Und
selbstverstandlich méchten wir uns beim Gemeinderat und bei der Verwaltung auch fir
das Resultat der stadtischen Verhandlungen bedanken, die sich doch in einem sehr
guten Preis-Leistungs-Verhaltnis abbilden. Die SP-JUSO-Fraktion wird diesem Ge-
schéaft entsprechend zustimmen.

Prasidentin: Danke vielmals, Judith. Gibt es noch weitere Fraktionserklarungen? —
Anna-Leissing von der GB/JA!-Fraktion.

Anna Leissing (GB) fir die Fraktion: Aus Sicht der GB/JA!-Fraktion handelt sich es
hier um ein recht einfaches, sagen wir, ein geradliniges Geschaft. Bern wachst. Die
attraktiven Wohnbauprojekte wie Holliger oder Meinen-Areal bringen Menschen, insbhe-
sondere auch Familien mit Kindern in die Stadt. Damit steigen die Schiler*innenzahlen,
also auch der Bedarf an Schulraum. Der Bedarf wird liber verschiedene komplementare
Massnahmen abgedeckt. Eine davon ist die Ubernahme des Kirchgemeindehauses
Steigerhubel im Baurecht. Dazu braucht es einen Investitionskredit fir den Erwerb des
Gebaudes und einen Verpflichtungskredit fir den jahrlich wiederkehrenden Baurechts-
zins. Das macht aus unserer Sicht Sinn. Die GB/JA!-Fraktion wird diesen Krediten da-
rum zustimmen. Wie gesagt: einfach, geradlinig. Im Hinblick auf die Gesamtsanierung
der Volksschule Steigerhubel inklusive Kirchgemeindehaus und auch auf den allfallig
geplanten Erweiterungsbau und die mittel- und langfristige Planung rund um Schulraum
allgemein mochten wir aber gerne heute schon ein paar Anliegen deponieren, die zwar
kaum neu oder Uberraschend sind. Aber mit Blick auf andere Bau- und Sanierungspro-
jekte und -prozesse ist deutlich geworden, dass es einfach nie frih genug sein kann,
um politische Forderungen an Projekten einzubringen. Denn es heisst allzu oft: Das
kommt jetzt zu spéat im Prozess. Wieso habt ihr das nicht friher gesagt? Also, for the
record: Erstens, es wird im Vortrag bereits angetont, und wir méchten das hier unter-
stltzen, sollen bei der Gesamtsanierung der Volksschule Steigerhubel alle Mdglichkei-
ten ausgeschopft werden, um das klimawirksam zu sanieren. Das heisst, wie gesagt,
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die PV-Anlagen auf den Dachern, energetische Geb&udehillensanierungen, entsie-
gelte Flachen, Begriinung, Férderung der Biodiversitat, etc. Dasselbe gilt auch fir einen
allfalligen Erweiterungsneubau. Denn Schulraum, der heute geplant, saniert und gebaut
wird, muss sich an Szenarien fur die kommenden 50 bis 100 Jahre orientieren. Im Detail
auf die Szenarien einzugehen, ginge jetzt ein bisschen zu weit. Aber wahrscheinlich
haben wir alle hier im Saal mindestens eine vage Vorstellung davon, wie die Szenarien
aussehen werden, und dass dabei Klimaschutz und Klimaanpassung eine prioritare
Rolle werden spielen missen.

Zweitens scheint uns die im Vortrag angeténte gemeinsame Nutzung der Raumlichkei-
ten mit anderen Mieter*innen und andere Nutzungsarten interessant. Wir mdchten den
Gemeinderat einladen, auch in dieser Stossrichtung weiterzudenken und den Raum
auch in Zukunft, also auch nach Gesamtsanierung und Neubau mit verschiedenen Akt-
euren*innen aus dem Quartier und der Stadt Bern fir verschiedene Nutzungen zugéang-
lich und nutzbar zu machen.

Und drittens, aber das ist auch schon gesagt worden, verstehen wir, dass es in diesem
Fall nicht mdglich ist, das Grundstick zu kaufen, weil die Kirchgemeinde aus nachvoll-
ziehbaren strategischen Grinden ihre Grundsticke nicht verdaussern will. Aber wir win-
schen uns und wir unterstitzen die erklarte Absicht des Gemeinderates, alles Mdgliche
zu tun, um Grundstiicke und Liegenschaften zu erwerben und nicht nur — in Anfih-
rungszeichen — im Baurecht zu Gbernehmen, denn das ist aus unserer Sicht im lang-
fristigen Interesse der Stadt Bern. Merci vielmal.

Prasidentin: Merci vielmals, Anna. Dann hat Simone Richner fiir die FDP/JF-Fraktion
das Wort.

Simone Richner (FDP) fur die Fraktion: Wir stehen vor einer dringenden Aufgabe im
Stadtteil Mattenhof-Weissenbihl, verursacht durch die signifikante Zunahme der Schi-
lerzahl infolge der Wohniiberbauung Holliger sowie der bevorstehenden Uberbauung
auf dem Meinen- und Marti-Areal. Diese Entwicklungen belasten den Schulstandort
Brunnmatt-Steigerhubel erheblich. Die aktuelle Situation ist bereits angespannt und mit
der geplanten Uberbauung wird es noch dringender. Es ist offensichtlich, dass ohne
adaquate Massnahmen zur Erweiterung und Modernisierung unserer schulischen Ein-
richtung eine Uberlastung der Bildungsinfrastruktur unvermeidlich ist. Deshalb mochte
ich auch mit Blick auf die Vorrednerin davor warnen, dass man jetzt hier wieder Anfor-
derungen stellt, denn es wichtig, dass wir iberhaupt mehr Raum zur Verfiigung haben.
Die FDP/JF-Fraktion steht deshalb hinter dem Weg des Kirchgemeindehauses und der
Ubernahme im Baurecht. Mit diesem Entscheid sichern wir nicht nur die notwendige
schulische Kapazitat, sondern investieren auch in die Lebensqualitat und die Zukunfts-
fahigkeit des Stadtteils Mattenhof-Weissenbihl. Vielen Dank fiir eure Aufmerksamkeit.

Prasidentin: Gibt es weitere Fraktionserklarungen oder Einzelvoten? — Dann hat der
Gemeinderat das Wort. — Er erzichtet. Wir kommen zur Abstimmung.

Abstimmung Nr. 008

2023.FPI1.0102

Annahme

Ja 60
Nein 0
Enthalten 0
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Prasidentin: Ihr nehmt den Verpflichtungs- und Investitionskredit einstimmig an.

2017.SR.000110

6 Interfraktionelle Motion GB/JA!, GFL/EVP, AL/GPB-DA/PdA (Eva Krat-
tiger, JA!/Katharina Gallizzi, GB/Marcel Withrich GFL/Matthias Stir-
mer, EVP/Daniel Egloff, PdA/Luzius Theiler, GPB-DA/Christa Ammann,
AL/Tamara Funiciello, JUSO): Keine Rentengelder fir die Kriegsmate-
rialproduktion!; Begrindungsbericht

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 6, der interfraktionellen Motion "Keine Renten-
gelder fur die Kriegsmaterialproduktion”. Es ist ein Begrindungsbericht und ich erteile
den Einreichenden das Wort. — Katharina Gallizi.

Katharina Gallizzi (GB) fur die Einreichenden: Schon wieder reden wir hier Uber die
Pensionskasse. Wir haben das Thema schon x-mal besprochen und vielleicht langweilt
es euch langsam. Bei mir [6st das Thema keine Langweile aus, sondern Frustration,
Unverstandnis und Sprachlosigkeit. Wir von der GB/JA!-Fraktion werden deshalb den
Prifungsbericht negativ zur Kenntnis nehmen und ihn nicht einfach absegnen, wie es
wahrscheinlich die meisten von uns tun. Man gewdhnt sich vielleicht langsam ans ewige
Mantra der Pensionskasse, dass ihnen halt die Hande gebunden seien und dass es halt
nicht mdglich sei, das ihnen anvertraute Geld nachhaltig und sozialvertraglich anzule-
gen, weil sie ja alles in Fonds hatten. Aber auch beim 100. Mal wird die Haltung nicht
besser oder verstandlicher. So werden wir von der GB/JA!-Fraktion auch dieses Mal
nicht mide, darauf hinzuweisen, dass wir erwarten, dass die Pensionskasse der Stadt
Bern ihr eigenes Reglement umsetzt, in dem festgehalten wird, dass sie ihr Handeln
nach sozialen, 6kologischen und ethischen Kriterien der Nachhaltigkeit ausrichtet. In-
vestitionen in Waffen sind weder sozial noch ethisch noch 6kologisch vertretbar. Es
geht hier also nicht darum, wie der Gemeinderat behauptet, dass er von der PVK etwas
fordert, das ausserhalb seiner Kompetenz liegt. Es geht schlicht und einfach darum,
einzufordern, dass das Pensionskassenreglement eingehalten wird. Zudem kommt ein
Rechtsgutachten der Rechtsanwalte Kieser und Saner, das wir hier auch schon die zig
Mal zitiert haben, zum Schluss, dass es in jedem Fall zulassig ist, dass eine Gemeinde
der Pensionskasse vorgibt, dass sie keine Investitionen in Kriegsmaterial herstellende
Unternehmen tatigen darf. Im Begrindungsbericht erlautert der Gemeinderat, dass die
Pensionskasse 2018 aus allen Unternehmen ausgestiegen sei, die gedchtete Waffen
herstellen, und dass damit das Problem ja eigentlich geldst sei.

Das klingt jetzt wahnsinnig gut, aber ich weiss ehrlich gesagt nicht, wie es sein kann,
dass die Pensionskasse der Stadt Bern, der linksten und grinsten Stadt in der Schweiz,
bis 2018 in Unternehmen investiert hat, die gedchtete Waffen herstellen. Die Renten
unserer Angestellten sind also beispielsweise auch gebraucht worden, um Atomwaffen
oder Streubomben zu finanzieren. Doch auch nach dem Ausstieg werden immer noch
14,5 Mio. Franken in Waffen produzierende Unternehmen investiert. Laut der Antwort
des Gemeinderates ist der Ausstieg aus diesen Unternehmen aber weder méglich noch
notig.

Wie bitte? Es ist nicht nétig? Wie kann der Gemeinderat in seinen Festtagswiinschen
schreiben, wie wichtig es sei, dass man Frieden habe, und gleichzeitig behaupten, es
sei nicht noétig, die Investitionen in Kriegsmaterial produzierende Unternehmen zu kiin-
digen? Ich will hier nicht langer werden. Denn wie gesagt, haben wir das alles schon
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mehrmals diskutiert. Wir nehmen den Prifungsbericht negativ zur Kenntnis und fordern
den Gemeinderat auf, sich selbst beim Wort zu nehmen, wenn er sagt, dass er die
Stossrichtung der Motion eigentlich unterstitzen wirde. Er soll es nicht nur eigentlich
unterstitzen, sondern alles daransetzen, damit sie wirklich umgesetzt wird.

Prasidentin: Danke, Katharina. Wir sind bei den Fraktionsvoten. Alexander Feuz fir
die SVP.

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Die SVP stimmt dem Begriindungsbericht zu.
Ich kann es klar festhalten. Im Gegensatz zum Gemeinderat lehnen wir auch die Stoss-
richtung der Motionéare ab. Ihr kennt mich. Es gibt selten Antworten des Gemeinderats,
von denen ich sage, sie seien richtig, sie seien zutreffend. Aber es ist eine juristische
Materie. Wir sind im Bereich des BVG und ihr seht, wie der Gemeinderat richtig aufge-
fuhrt hat, es ist erstens eine Richtlinienmotion. Und zweitens seht ihr die Abwagung der
Zustandigkeit und der Kompetenzen. Ihr seht auch, was eine Verwaltungskommission
macht, was die Anlagekommission macht. Und wenn ihr das seht, dann ist der Vorstoss
de jure, einfach rein rechtlich nicht umsetzbar. Naturlich gibt es jetzt ein Gutachten, ihr
kennt es. Das von den Gutachten kenne ich auch — es gibt manchmal auch Gefallig-
keitsgutachten, in denen der Gutachter das schreibt, was die Auftraggeber gerne hat-
ten. Aber ich glaube und ich hoffe, dass die beteiligten Fraktionskollegen und auch die
Leute anderer Fraktionen, die juristische Kenntnisse haben, hier bestéatigen, dass das,
was hier drin ist, der herrschenden Lehre entspricht. Er ist fir mich ganz klar festgelegt.
Was die Motionare wollen, ist schlichtweg nicht umsetzbar. Wir hatten die gréssten
Differenzen, wenn dann die Anlagekommission und die Verwaltungskommission nach-
her einen Entscheid umsetzen mussten, zu Unzeiten noch diese Papiere zu verkaufen.
Da wirden vor allem nachher auch die Versicherten gefahrdet durch diese Motion. Da-
rum wie gesagt, wenn der Gemeinderat sagt, er kdnne das Anliegen noch gutheissen,
halte ich fir die SVP fest: Es ist ein falscher Vorstoss, aber der Begriindungsbericht ist
richtig. Deshalb stimmen wir dem zu.

Prasidentin: Danke, Alex. Dann hat Johannes Wartenweiler fiir die SP-JUSO-Fraktion
das Wort.

Johannes Wartenweiler (SP) fir die Fraktion: Die Personalvorsorgekasse Bern (PVK)
ist die zweite Saule fur 6’000 aktiven Beschaftigten und 4’000 Rentnerinnen. Gemass
Bundesgesetz ist sie dafilr verantwortlich, dass die Rentengelder solid angelegt und
die Renten punktlich ausgezahlt werden. Der Einfluss des Stadtrats ist relativ klein,
wenn nicht gar null. Die PVK ist eine eher kleine Kasse im Universum der Pensions-
kasse. Neben Immobilien und Staatspapieren legt sie einen Teil ihres Vermégens in
Aktien an. Das macht sie im Rahmen von Fondsbeteiligungen, sogenannte passive In-
vestitionen. Sie hat nicht die Mittel, gezielt Aktientitel auszuwéahlen und diese Uber eine
langere Periode zu verwalten und zu erwerben und zu verkaufen. Aus unserer Sicht
erledigen sie die Aufgabe souverédn und zur Zufriedenheit der meisten Beteiligten und
auch der meisten Aussenstehenden. Wie in jeder Organisation gibt es auch bei der PVK
Ecken, die man sich genauer anschauen muss. Bei dieser Motion hier geht es konkret
um die Beteiligung an Unternehmen, die Kriegsmaterial herstellen. Mit maximal 5% ih-
rer Geschéaftstatigkeit dirfen Unternehmen im Portfolio sein, damit sie von der PVK
mitgetragen werden diurfen. Eine Motion der SP — ich glaube so im Jahr 2019 — geht
noch darlber hinaus und verlangt auch klare Standards bezliglich Kinder- und Skla-
venarbeit, Umweltverschmutzung und so weiter. In seiner Antwort — sie stammt aus
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dem Jahr 2020, was auch schon eine Weile her ist — weist der Gemeinderat auf die
Bemuhungen hin, die die PVK seither unternommen hat, um die von der Politik gestell-
ten Anspriche zu erfillen. Er weist bei dieser Gelegenheit daraufhin, dass die Politik
eben, hier vertreten durch den Stadtrat, so viel nicht zu sagen hat. Aber da der zustéan-
dige Gemeinderat auch in der Verwaltungskommission der PVK sitzt, dirfte es ihm ein
Leichtes sein, die politischen Forderungen dort einzubringen und nach Wegen zu su-
chen, wie diese zu erfillen sind, zumal er die Forderungen im Grundsatz teilt. Wir haben
auch 2024 nicht viel aktuellere Informationen tber die Umsetzung. Aber der Gemein-
derat hat geméss der Motion, die 2023 Uberwiesen wurde — das ist die Motion der SP
—, den Auftrag, einen umfassenden Bericht abzuliefern, wo und wie die PVK investiert.
Wann das passieren wird, ist offen. Wir kénnen festhalten, dass die Intervention des
Parlaments das Bewusstsein der PVK gescharft hat, dass verschiedene Anlagen seit-
her abgestossen wurden, auch unter Kosten und Minderertrdgen. Wir nehmen zur
Kenntnis, dass die PVK verstérkt den Environment Social Governance (ESG)-Kriterien
nachzuleben versucht und dort bei den Rankings auch immer eine sehr gute Position
einnimmt. Und Ubrigens: Die EU hat die ESG-Kriterien inzwischen zum Standard er-
klart. Das wird sowieso ein Game-Changer sein. Aktuell hat die PVK 0,6% ihres Ver-
mogens von mehr als 2,5 Mia. Franken in Waffenproduzenten angelegt beziehungs-
weise in Fonds, in die Waffenproduzenten auch involviert sind. Das ist bei allem Res-
pekt nicht ein schlechter Wert. Wir streben, ich glaube, das kann man sagen, den kom-
pletten Ausstieg aus allen fragwirdigen Anlagen an. Und diese Entwicklung gleicht ei-
ner Asymptote, die sich langsam, aber sicher dem Nullpunkt nahert. Ich méchte hier
allerdings auch zu bedenken geben, dass es in der kapitalistischen Welt keine saubere
Trennung zwischen sauberem und schlechtem Geld gibt. Es fliesst manchmal in legale,
manchmal in illegale Kanale. Es ist manchmal in fragwirdigen Geschéaften angelegt,
manchmal in weniger fragwirdigen Geschéaften.

Wir kédnnen aber, als Brunnenwachter sozusagen, die Geldflisse so gut wie mdglich
Uberwachen und wenn wir merken, dass sie nicht in die richtige Richtung fliessen, mit
den uns zur Verfligung stehenden Mitteln intervenieren. Das ist unser moralischer An-
spruch, mit dem sicher auch die Kolleginnen und Kollegen, die in der PVK versichert
sind, leben kénnen. Wir folgen dem Antrag des Gemeinderates und nehmen den Be-
grindungsbericht positiv zur Kenntnis. Danke vielmals.

Prasidentin: Merci, Johannes. Dann hat noch Matteo Micieli das Wort.

Matteo Micieli (PdA) fur die Fraktion: Im Prinzip eigentlich das, was Johannes vorhin
gesagt hat. Mit dem vorliegenden interfraktionellen Vorstoss wird gefordert, dass die
direkte und indirekte Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten verboten wird. Bun-
desrechtliche Vorgaben blockieren das Anliegen aber. Einmal mehr sind wir hier also
konfrontiert mit einem Bereich, in dem das Kapital vor der Politik, vor den Menschen
geschitzt wird, vor allem, was sozial und nachhaltig vertretbar ist. Und das ist nicht nur
ein Problem der Stadtberner Pensionskasse, sondern aller auf Anlagen basierten Vor-
sorgemodelle. Wir kdnnen also nur dartber diskutieren hier, und hoffen, dass es eine
Wirkung hat, was wir machen. Darum machen wir es richtig.

Im Unterschied zur Pensionskasse ist die AHV nach dem Umlageverfahren ausgerich-
tet. Es muss also nirgends Geld angelegt werden, sondern es geht im Prinzip direkt von
der arbeitenden Bevdlkerung zu den Pensionierten. Bei der Pensionskasse ist es aber
so, dass die Renten von den Renditen abhangen, die auf den stark schwankenden Fi-
nanzmarkten erzielt werden. Und um die Pensionsversprechen zu erfillen, muss sich
das Kapital also stets vermehren, und das in einem System, das vor nichts Halt macht,
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weder vor Kriegsmaterial noch vor Wasser. Aus allem kann Geld gemacht werden. An-
statt nur Investitionen in vordergriindig problematische Anlagen zu hinterfragen, misste
man also allgemein hinterfragen, wieso unsere Renten so kapitalisiert werden, anstatt
eine Volkspension einzufuhren, die auch die Probleme nicht hat, miissen wir heute dar-
Uber diskutieren, ob es nicht ethischere Anlagen gibt, ob Kriegsmaterial nicht ausge-
schlossen werden kénnte. Dass das nicht ganz méglich ist, zeigt die Antwort des Ge-
meinderats eigentlich auch auf. Solange man sich auf dem Finanz- oder Anlagemarkt
bewegt, haben wir es halt mit asozialen Geschéften zu tun. Die Finanzmarkte sind nicht
darauf angelegt, sozial zu sein, nachhaltig zu sein, vertretbar zu sein. Vielmehr sind sie
einfach dazu da, um Geld zu machen, und zwar nicht fur die, die von der Pensionskasse
abhéangig sind. Was daraus folgt ist, dass die Versicherungswirtschaft und Anlagebera-
ter*innen gewinnen, die Renten aber gesenkt werden. Fast jeder 5. Rentenfranken geht
verloren, schweizweit rund 8 Mia. Rentenfranken, die in der Banken- und Finanzszene
versickern, ob wir das wollen oder nicht. Volkskapitalismus ist auch nur Kapitalismus.
Um Rudolf Strahm zu paraphrasieren. Die Sparkapitalien der Pensionskasse sind und
bleiben fur das Finanzbusiness ein Bombengeschaft, so oder so. Nichtsdestotrotz neh-
men wir den Pruafungsbericht negativ zur Kenntnis. Merci.

Prasidentin: Merci vielmals, Matteo. Dann hat Marcel Withrich das Wort.

Marcel Wuthrich (GFL) fur die Fraktion: Ganz so wie Matteo Micieli gesprochen hat,
ganz so kapitalismuskritisch sind wir in diesem Zusammenhang vielleicht nicht. Aber
auch wir haben selbstverstandlich unsere Vorbehalte. Ich spreche hier von einem vier-
jahrigen Begrundungsbericht zu den Wertschriften von Ristungsgiterproduzenten bei
den Pensionskassenanlagen. Und ich habe bei der zustdndigen Direktion nachgefragt,
ob sich seither etwas Wesentliches geandert hat. Und das hat es offenbar nicht, viel-
mehr gilt der Bericht nach wie vor. Ich will aber doch eine Zahl nennen, die ein bisschen
aktueller ist, aus dem Geschéftsbericht 2022 der Pensionskasse. Dort steht, dass 0,2
% der Finanzanlagen in Unternehmen mit schwerwiegenden Vorstdssen gegen die Re-
geln des UN Global Impact investiert sind. Das sind nattrlich auch immer noch mehrere
Millionen Franken. Jetzt kdnnte man sagen, es ware vielleicht hilfreich im Zusammen-
hang mit den Rustungsgiterproduzenten, dass die gar nicht an der Bérse gehandelt
wirden, und daher eine Pensionskasse mit einem langfristigen Anlagehorizont, die im
Dienst der Menschen stehen miisste, gar nicht in die Versuchung gerét, in die Produk-
tion von Kriegsmaterial zu investieren. Ja, aber wie eine Stadt oder auch eine Pensi-
onskasse investiert, ist durchaus von o6ffentlicher Relevanz. Das ist nicht einfach ein
operatives Detail der Anlagepolitik, wie das einmal friher in einer Gemeinderatsantwort
zu lesen war. Nein, das betrifft eine ethische Grundhaltung und genau diese ethische
Grundhaltung ist ja im Personalvorsorgereglement tatsachlich auch verankert. Katha-
rina Gallizzi hat diese bereits erwahnt. Von einer Bundesstadt darf auch erwartet wer-
den, dass sie Vorbildcharakter hat. Und von Bern werden deshalb auch Signale an den
Schweizer Markt und letztlich auch in die Welt hinaus gesendet. Und man sollte sich,
lieber Johannes Wartenweiler, auch deswegen nicht einfach an durchschnittlichen
Benchmarks messen. Vielmehr durfen Benchmarks durchaus auch Gberdurchschnittlich
sein. Nachhaltigkeitskriterien schadigen im Ubrigen auch die Interessen der Versicher-
ten nicht. Ganz im Gegenteil — und ich verweise da gerne auch auf mein Votum in jener
Sitzung, als die Motion urspriinglich Gberwiesen wurde, namlich in der Stadtratssitzung
vom 16. Mai 2019.
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uUnd jetzt sehen wir zwar, dass sich die PVK in gewissen Bereichen tatsadchlich bewegt
hat. Aber wir haben gleichzeitig auch den Eindruck, dass der erforderliche Mentalitats-
wechsel noch nicht abgeschlossen ist. Immer wieder wird auch das alte Marchen der
fehlenden Zusténdigkeit der Politik vorgeschoben, obwohl das in unseren Augen eine
Fehlinterpretation ist. Und lieber Alex Feuz, das BVG lasst sehr wohl zu, das auf stra-
tegischer Ebene — nicht auf operativer Ebene, aber auf strategischer Ebene — politische
Vorgaben zur Anlagestrategie an eine stadtische Pensionskasse gerichtet werden kon-
nen. Und auch da hat Katharina Gallizzi bereits das Gutachten von Kieser und Saner
genannt. In dieser Motion wurde nichts mehr als das gefordert, und es ist deshalb auch
argerlich, dass der Gemeinderat das anders gesehen und die Motion vorneweg zur
Richtlinie degradiert hat.

Wir verstehen nicht, warum es nicht méglich sein soll, in Zusammenarbeit mit anderen
stadtischen Pensionskassen mit geballter Marktkraft gewisse Anlagefonds zu entwi-
ckeln oder diese so anzupassen, dass die verlangten Kriterien erflllt werden kénnen.
DarUber hatten wir gerne etwas gelesen, statt das altbekannte Versteckspiel, das ich
vorhin genannt habe, mit der fehlenden Zustandigkeit und so weiter zu betreiben und
nicht einmal ernsthaft zu versuchen, durchaus machbare Vorgaben umzusetzen. Wir
haben den Eindruck, dass die Pensionskassen der Stadte Zirich, Luzern oder Basel es
schaffen, dass parlamentarische Forderungen umgesetzt werden kénnen. Deshalb ein-
mal mehr die Anregung, doch einmal mit den Pensionskassen von Zurich, Luzern und
Basel zusammenzuarbeiten und per Auftrag an ein spezialisiertes Biro, das sich in
Nachhaltigkeitsfragen auskennt, gemeinsame Kriterien zu definieren, damit dann ent-
sprechende, kostenglinstige, passiv verwaltete Anlagefonds gebildet werden kénnen.
Und dazu braucht man in Bern nicht das Rad neu zu erfinden. Und das gerade auch im
Hinblick auf die Diskussion um klimavertragliche Finanzanlagen, die ja auch weiterhin
im Zentrum steht. Ja, wir, die GFL-Fraktion, nehmen den vorliegenden Begrindungs-
bericht mit Schulterzucken und, ja, einer gewissen Ratlosigkeit zur Kenntnis. Merci.

Prasidentin: Merci, Marcel. Gibt es Einzelvoten? — Dann hat der Gemeinderat das
Wort. Michael Aebersold.

Michael Aebersold, Direktor FPI: Es ist nicht die Schuld des Gemeinderats, wenn ihr
Berichte hier drin einfach mit vierjahriger Verspatung diskutiert. Dieser stammt von Juni
2020. Ich habe das gesagt auf schriftliche Anfrage, dass wir es einfach nicht leisten
kénnen, diese Vorstdsse zu aktualisieren. Zieht eure Vorstdsse zuriick und reicht sie
neu ein. Dann bekommt ihr eine neue Antwort. Ich weise auch in aller Form zurick,
dass die Stadt Bern nichts tut, Marcel. Unser Geschaftsfihrer Jirg Schad war an vor-
derster Front dabei, war mitverantwortlich dafiir, dass man zum Beispiel einen Fonds
mit gedchteten Waffen hinausgeschmissen hat. Also diesen Vorwurf lasse ich nicht auf
uns sitzen. Es ist tatsachlich viel Wasser die Aare hinuntergeflossen seit 2017. Und es
ist auch klar, dass der Gemeinderat die Stossrichtung des Vorstosses teilt. Die rechtli-
che Ausgangslage ist aber klar. Darauf muss ich einfach noch einmal hinweisen. Die
Festlegung der Ziele und Grundsatze der Vermdgensverwaltung sowie die Durchfiih-
rung und Uberwachung des Anlageprozesses sind unentziehbare und unibertragbare
Aufgaben der Verwaltungskommission. Das ist gesetzlich so geregelt und wenn irgend-
ein Anwalt zu einem anderen Schluss kommt, dann zieht damit vor Bundesgericht. Und
entsprechend habe ich jeweils 2 Hiite an, wie das immer der Fall ist: den Hut des Ge-
meinderats mit dem politischen Hintergrund. Und als Verwaltungsratsmitglied habe ich
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gleichzeitig die Interessen der Pensionskasse und vor allem auch die Sicherung der
Renten der Versicherten sehr, sehr ernst zu nehmen.

Ich kann euch aber einmal mehr versichern, dass die PVK mit ihrer Anlagepolitik genau
die Anliegen, die der Motionarin, den Motiondren wichtig sind, verfolgt. Das geht weiter
als nur Kriegsmaterial. Es geht auch um die ESG-Kriterien. Wir haben eine Strategie
beschlossen, die wir konsequent verfolgen. Zum Anliegen der Motion — Keine Renten-
gelder fur die Kriegsmaterialproduktion: Ich fiihre jetzt keine Diskussion tber den Krieg
in der Ukraine und dariber, ob es heute noch nétig ist, Waffen zu produzieren oder
nicht, um sich verteidigen zu kdénnen, wenn man angegriffen wird. Die PVK hat eine
Beteiligung an Unternehmen ausgeschlossen, die geédchtete Waffen, Atomwaffen,
Streumunition und Anti-Personen-Minen herstellen.

Die Nachhaltigkeit wird in jedem Geschaftsbericht ausgewiesen. Und wir schreiben
auch im Geschaftsbericht 2022 — jener von 2023 ist noch nicht verabschiedet: "Wir
schliessen Unternehmen aus, welche gedchtete Waffen produzieren. Bei den Aus-
schlusskriterien orientiert sich die PVK an den Kriterien der Schweizer Vereinigung fur
verantwortungsbewusste Kapitalanlagen." Also wir sind da nicht im luftleeren Raum,
sondern wir schauen, was andere machen. Jene, die es interessiert, konnen im Anhang
5 im Internet nachschauen, welche Firmen dort ausgeschlossen sind. Man findet in dem
Jahresbericht Ubrigens auch, dass nach wie vor 3,7% — ich bringe jetzt eine andere
Zahl als du — in sogenannte kontroverse Geschéftsfelder angelegt sind. Hier reden wir
aber von Alkohol, Tabak, Atomenergie oder eben zivile Feuerwaffen. Eine davon sind
ja die bekannten Jagdgewehre.

Sie ist nicht das Thema heute, aber sie wurde generell angesprochen: die Nachhaltig-
keit. Auch da ist die Pensionskasse gut unterwegs. Es gibt ja die Klimaallianz Schweiz.
Das sind mehr als 140 Organisationen, die sich fur eine ambitionierte Nachhaltigkeit
und Klimavertraglichkeit einsetzen; wichtig: die kontinuierliche Senkung der CO,-Be-
lastung. Die PVK macht jahrlich ein Rating. Wir sind 2023 besser eingestuft worden.
Wir befinden uns unter den besten 30 % der Pensionskassen mit einem Rating Good
Practice. Es gibt nur 5% der Pensionskassen, die noch besser sind und als sogenannte
Vorreiter eingestuft werden. Also, die Pensionskasse bleibt dran. Wir machen unseren
Job. In diesem Sinn bin ich sehr dankbar, wenn ihr diesen Bericht so zur Kenntnis
nehmt. Merci.

Prasidentin: Merci, Michael. Wir nehmen diesen Bericht ohne Wertung zur Kenntnis
— wie immer die Begrindungsberichte.

2023.SR.000006

7 Postulat Fraktion GFL/EVP (Manuel C. Widmer, GFL/Therese Streit,
EVP): Schulareal-Uberwachung (ber- oder neudenken?; An-
nahme/Prifungsbericht

Prasidentin: Dann wéaren wir bei Traktandum 7. Aber nach dem Austritt von Terese
Streit ist das Postulat nicht innert der Frist ibernommen worden. Darum hat sich das
erledigt und ist abgeschrieben.
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2023.SR.0099

8 Motion Fraktion SP/JUSO (Laura Binz / Timur Akgasayar / Barbara Ny-
ffeler, SP): Schliessung Spital Tiefenau: Zwischennutzungen jetzt an-
gehen

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 8: Schliessung Spital Tiefenau. Die Motion ist
bestritten und ich erteile den Einreichenden das Wort. Barbara Nyffeler.

Barbara Nyffeler (SP) fur die Einreichenden: Wir haben unseren Vorstoss vor 11 Mo-
naten eingereicht, gerade kurz nachdem die Inselgruppe die Schliessung des Tiefen-
auspitals per Ende 2023 bekanntgegeben hat. Der Gemeinderat hat seine Antwort An-
fang September 2023 verabschiedet. Sie gibt also nicht mehr den aktuellen Stand wie-
der. Wir stellen aber fest, dass die Richtung stimmt und unsere Anliegen zumindest
teilweise aufgenommen wurden und auch umgesetzt werden. Die SP-JUSO-Fraktion
wird dem Antrag des Gemeinderates "Annahme als Richtlinie" zustimmen. Wir haben
aber noch einige Bemerkungen zum heutigen Stand. Im ehemaligen Tiefenauspital, das
wissen wir seit letzter Woche, wird eine Asylunterkunft fir 820 Personen entstehen. Wir
unterstutzen diese Lésung ausdricklich, denn das weitlaufige Spitalgebaude ist defini-
tiv fir eine solche Nutzung geeignet und immer besser als unterirdische oder weit ab-
gelegene Unterkinfte. Die Stadt, das haben wir auch den Medien entnommen, ist mit
der Insel anscheinend nicht ganz einig, wer wem wie viel fir das grosse Areal jetzt noch
zahlen muss — technisch: Heimfallentschadigung. Wir haben grosses Verstandnis fir
die Position der Stadt und hoffen, dass die Insel einlenken wird und es nicht zu einem
Rechtsstreit kommt. Eine Idee ware, dass der Kanton mehr fur die Nutzung als Asylun-
terkunft zahlt, was ja auch eine Losung ware, weil die Stadt Bern insgesamt einen sehr
grossen Beitrag bei der Unterbringung leistet. Mit dem Zieglerspital als Bundesasyl-
zentrum und jetzt neu mit dem Tiefenauspital. Da darf die Stadt auch auf Entgegen-
kommen pochen.

Wir erwarten, dass der Gemeinderat jetzt, wie in seiner Antwort in Aussicht gestellt —
weitere Nutzungen auf dem Tiefenau-Areal zusammen mit dem Quartier und mit Part-
nerorganisationen an die Hand nimmt. Es werden sicher nicht alle Gebaude wirklich
jetzt gerade genutzt, und die Aussenflachen bieten sich direkt an. Der Bedarf besteht
sicher von Seiten Schule, Kinder- und Jugendarbeit und vom Quartier, das jetzt mit der
Siedlung Reichenbachstrasse stark gewachsen ist. Und zuletzt méchten wir dem Ge-
meinderat mitgeben: Die Stadt hat aktuell viel mit laufenden Arealentwicklungen zu tun
hat. Trotzdem sollte sie die Frage mal angehen, wie die Areale Ziegler und Tiefenau im
Jahr XY aussehen sollen. Es gibt namlich wenige grosse Areale in der Stadt, bei denen
die Stadt Bern Planerin ist, aber auch Eigentiimerin.

Prasidentin: Gibt es Fraktionserklarungen? — Alex Feuz fir die SVP.

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Ich nehme gerne den Faden von Barbara Ny-
feler auf: Zieglerspital und Tiefenau. Vor vielen Jahren, als ich ein junger Stadtrat war,
habe ich mich dafiir eingesetzt, dass man im Zieglerspital eine Wohnnutzung macht.
Ihr wisst, es lauft dort eigentlich wenig bis gar nichts. Juristisch ist wenig gelaufen.
Auch hier ist mir klar, dass man die Tiefenau eben auch irgendwie sinnvoll nutzen muss.
Ihr kennt mich. Ich war einer jener, die immer Vorbehalte hatten gegen die extremen
Coronamassnahmen. Aber ich kann mich erinnern. Es gab einen riesigen Aufschrei,
man habe zu wenig Spitalraum, man habe zu wenig Raumlichkeiten, man misse mehr
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haben. Das ist jetzt alles wieder vergessen. Ich hoffe einfach, dann — und versteht mich
richtig —, dass nicht wiederum der grosse Aufschrei kommt und man uns wieder eine
Maske anziehen will und uns wieder in die Wohnungen und Biros verbannen will mit
Maskenpflicht. Ich hoffe schwer, dass das nicht mehr der Fall sein wird. Dass gewisse
dieser Massnahmen Uberzogen waren, ist mir vollig klar. Wie gesagt, diese Motion ist
insofern eben offen definiert, auch fir Schulraum. Ihr wisst ja, vor vielen Jahren, beim
Ziegler habe ich ausdricklich gesagt, denkt auch an Schulraum. Wir hatten die Proble-
matik mit dem Goumoéns-Schulhaus. Und dann wurde von Seiten des Stadtprésidenten
gesagt, also Schulraum gebe es nicht. Das sei nicht fir Schulraum vorgesehen. Ich
hoffe, dass man beim Tiefenau die Sache anschaut. Wir haben hier auch die Nahe und
die anderen Sachen. Ich sage immer: Fir die Kleinen muss die Schule mdglichst in der
Nahe sein. Fur die Oberstufe bin ich der Meinung, kann der Weg ein bisschen weiter
sein, siehe Baumgarten; nicht, dass das absolut ideal wére. Aber es ist eine Losung,
die, wie ich sage, in dieser Situation auch absolut vertretbar ist.

Und nachher einfach ein Punkt, den muss ich hier an dieser Stelle auch erwdhnen. Wir
von der SVP haben immer gesagt, man sollte die Fluchtlinge eigentlich vor Ort machen.
Ihr seht die Probleme, die wir teilweise haben. Ihr seht jetzt bei diesen Unterkinften,
die teilweise eine grosse Kriminalitdt haben, dass die Anwohner darunter leiden. Und
denkt einfach immer daran, wenn ihr den Fall gesehen habt in Neuenburg, in Boudry,
wo die Leute eben Angst haben, wo es standig zu Einbriichen kommt. Da bin ich an der
Meinung, hier muss man dann ganz klar die Sache im Auge behalten, weil die Leute
dort leiden und fur die ist diese Situation unzumutbar. Denkt daran, es ist einfacher,
wenn ihr irgendwo wohnt, wo eben keine Asylunterkunft ist, als wenn ihr irgendwo seid,
wo dann eure Kinder, eure Tochter belastigt werden, wo ihr fast jeden Tag Fahrzeug-
einbriche habt.

Und wenn ihr das seht, sage ich eben, seid konsequent. Wie wir sagen: Hilfe vor Ort.
Ihr kénnt nicht ganz Schwarzafrika und die ganze Ukraine aufnehmen. Auch in der Uk-
raine gibt es Gegenden, gerade im Westen, die vom Krieg nicht betroffen sind oder
weniger betroffen sind. Ich glaube, man muss hier ganz klar auch an die Bewohner der
Stadt Bern denken, fiir die das zu einer gewaltigen Belastung fithren kann.

Prasidentin: Merci, Alex. Jetzt hat Mirjam Arn von der GB/JA!-Fraktion das Wort.

Mirjam Arn (GB) fiir die Fraktion: Ich habe mein Votum glicklicherweise umschreiben
dirfen, weil wir tatsachlich vor einer Woche die Medienmitteilung bekamen, dass im
Tiefenauspital fir den Herbst 2024 geplant ist, eine Asylunterkunft in Betrieb zu neh-
men. Die GB/JA!-Fraktion begriisst die Zwischennutzung sehr. Das Tiefenauspital hat
vor 110 Jahren mit 140 Betten den Betrieb aufgenommen, und ich weiss nicht, wie viele
von euch das Spital gut kennen. Aber das Tiefenauspital hat ein Personalhaus. Es hat
Gebaude mit Appartements, es hat einen Tennisplatz, es hat eine riesige Kiiche, es hat
eine Cafeteria, es hat Zimmer, die abgetrennt sind. Zusammengefasst: Es ist klar, dass
sich der ganze Komplex hervorragend eignet als Asylunterkunft. Und wie gesagt, das
ist eine Zwischennutzung und nicht eine endgiltige Nutzung fir die nachsten 110 Jahre,
sondern erstmal fur die nachsten 10 Jahre.

Ein derart grosses und vielfaltig verwendbares Gebaude sollte auch aus Nachhaltig-
keitsgriinden mdoglichst nicht leer stehen, sondern zwischengenutzt werden. Nebst der
Asylunterkunft sind auch weitere stadt- und quartiernahe Nutzungen erstrebenswert,
wie der Gemeinderat in seiner Antwort schreibt, um erstens eine Durchmischung mit
dem Quartier zu ermdglichen und zweitens eine Ausgrenzung und Ghettoisierung der
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Asylsuchenden zu vermindern und den Mangel an soziokulturellen Angeboten im Quar-
tier zu beheben; sei es jetzt die Schule oder andere Mdglichkeiten. In diesem Sinn
laden wir den Gemeinderat ein, hier méglichst schnell mit den Verhandlungen mit der
Inselgruppe hinsichtlich der Geldfrage vorwartszumachen, damit das Tiefenau so
schnell wie mdglich umgenutzt werden kann; mit erster Prioritdt Asylunterkunft und
nachher auch mit weiteren Nutzungsarten. Angesichts des schnellen Handelns des Ge-
meinderates bisher bin ich guter Dinge. Danke vielmals.

Préasidentin: Danke, Mirjam. Fur die FDP/JF-Fraktion Tom Berger.

Tom Berger (FDP) fur die Fraktion: Es ist 10 nach 6 Uhr oder 6 nach 6. Wir haben erst
2 unbestrittene Nachkredite, einen Begriindungsbericht und eine bereits erflillite Motion
gehabt. Ich mdchte entsprechend auch mein Unverstandnis zum Ausdruck bringen,
dass dieser Vorstoss, der wie gesagt eigentlich bereits erfillt ist, nicht zuriickgezogen
wurde.

Grundsatzlich war eigentlich schon die Lancierung des Vorstosses ziemlich Wasser in
die Aare getragen. Ich weiss nicht, ob ihr das Geflhl habt, dass euer eigener Gemein-
derat das Gebéaude einfach hétte leer stehen lassen, wenn ihr nicht einen Vorstoss
gemacht hattet, damit wir doch eine Zwischennutzung daraus machen kénnen. Da muss
man jetzt schon nicht allzu weit denken, dass das eine gute ldee sein kdnnte. Wir be-
grussen natlrlich, dass das Gebaude nach dem Heimfall nicht einfach leer steht. Wir
begrissen es, dass das zwischengenutzt wird. Wir vertrauen auf den Gemeinderat,
auch wenn es nicht unser eigener ist, dass er dort entsprechend gute Zwischennutzun-
gen macht. Und auch, wenn es nicht Gegenstand des Vorstosses ist, aber wie es halt
vorhin gesagt wurde, finde ich das Vorgehen schon ein bisschen irritierend, dass man
sich mit dem Kanton auf einen externen Gutachter einigt, und es ist eigentlich meines
Erachtens sehr ein Unding, dass man, nachdem man sich auf einen externen Gutachter
geeinigt hat, mit dem Resultat nicht zufrieden ist, und nachher mit rechtlichen Konse-
guenzen droht. Vielleicht hatte man das halt auch seitens der Stadt besser abklaren
missen.

Prasidentin: Merci, Tom. Dann hat David Boéhner das Wort fur die AL/PdA-Fraktion.

David Béhner (AL) fir die Fraktion: Nur ganz kurz. Weil der Vorstoss ja nicht zurtck-
gezogen worden ist, will ich es auch nicht in die Lange ziehen. Es ist bekannt, dass in
der Stadt Bern 2 unterirdische Unterkiinfte sind, wo Asylbewerber und Asylbewerberin-
nen und abgewiesene Flichtlinge untergebracht werden. Wir haben das schon mehr-
mals hier im Rat besprochen und uns schon mehrmals dafiir eingesetzt, dass die nicht
unterirdisch untergebracht werden. Und ich méchte hier noch einmal den Gemeinderat
auffordern, spatestens, allerspatestens an diesem 1. Oktober, falls es dann wirklich in
Betrieb genommen wird, quasi am gleichen Tag die unterirdischen Unterkiinfte aufzu-
heben. Merci.

Prasidentin: Merci, David: Gibt es weitere Fraktionserklarungen? — Einzelvoten? —
Dann kommt fir den Gemeinderat Michael Aebersold.

Michael Aebersold, Direktor FPI: Ich will jetzt nicht eine gesundheitspolitische Diskus-
sion fuhren, aber Alex, ich muss dir trotzdem sagen, dass das Problem nicht der Spi-
talraum ist, sondern dass man zu wenig Personal hat, dass die Spitédler Abteilungen
schliessen missen, weil sie die Leute nicht haben. Und auf der anderen Seite geht die
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Entwicklung richtig ambulant, was natirlich auch weniger Raum braucht. Also das ist
sicher kein Problem. Sicher hocherfreulich ist, dass wir den Mietvertrag mit dem Kanton
abschliessen konnten. Das wurde ja in den Medien grossgeschrieben — "Knatsch mit
dem Kanton". Den Vertrag haben wir abschliessen kénnen und je nach H6he des Be-
trags, den man dann zahlen muss, gibt es dort noch Anpassungen. Das ist unabhéangig
voneinander sicher erfreulich. Es ist auch so, dass es ganz viele Ideen und Bedurfnisse
gibt, was man dort alles machen kann neben dieser Asylnutzung. Ich méchte einfach
darauf hinweisen, dass es bereits bestehende Nutzungen gibt: namlich eine Kita gibt
es, Schrebergérten, eine Tennisanlage gibt es. Es gibt auch Wohnungen, die dort heute
betrieben werden. Die Vertrage haben wir weitergefiihrt, die werfen wir ja alle nicht
raus.

Ein Teil des Personalhauses wird jetzt von der BSS fir eine Notschlafstelle fir Obdach-
lose genutzt. Supernutzung, das 6ffnet den Spielraum auch wieder. Die Stadt Bern
sucht verzweifelt, verzweifelt den Raum fir eine Quartierkiiche. Wenn wir die dort rea-
lisieren kénnen, machen wir das selbstverstandlich in der Tiefenau. Und wir werden
jetzt sicher auch noch mit dem Quartier in Kiirze Workshops durchfuhren, schauen, was
es denn Uberhaupt noch fir Nutzungen hat, die nebeneinander funktionieren.

Ein offener Punkt ist, wie gesagt wurde, die Hohe der Heimfallentschadigung durch die
Insel. Ich muss dir sagen, Tom, es ist nicht eine gemeinsam eingesetzte Schatzkom-
mission. Die Gultschatzungskommission ist vom Kanton. Die hat da irgendetwas ge-
macht, aber nicht das Richtige. Wir haben das einmal von extern anschauen lassen. Es
sind einfach wichtige Faktoren nicht berlicksichtigt worden. Und ich muss schon sagen,
dass es doch nicht die Aufgabe der Stadt ist, quasi der Insel, die finanziell Probleme
hat — vielleicht auch, weil der Kanton zu wenig gibt, um sie zu betreiben — hier quasi
versteckt Uber eine zu hohe Abgeltung unter die Arme greift. Und das ist genau der
Vorschlag der Stadt: Wir haben gesagt: Komm Insel, wir setzen eine gemeinsame Kom-
mission ein, die eine Schatzung macht. Das wird von beiden Seiten akzeptiert und damit
ist die Sache vom Tisch. Das ist mein Wunschszenario, aber wenn das nicht der Fall
ist, ja, dann — es geht um viel Geld, es geht um Kosten — geht man halt vor Gericht.
Deswegen ist das Verhaltnis zwischen der Inselgruppe und der Stadt Bern immer noch
gut. Wir haben beidseitig Interesse und entsprechend werden wir sehen, wie es weiter-
geht. Vielleicht kommt es rasch zu einer guten Lésung.

Prasidentin: Vielen Dank. Dann kommen wir zur Abstimmung tber die Motion als Richt-
linie.

Abstimmung Nr. 009

2023.SR.0099: als Richtlinie

Annahme

Ja 54
Nein 7
Enthalten 0

Prasidentin: Ihr habt die Motion als Richtlinie erheblich erklart. Bevor wir zu Trak-
tandum 9 kommen — ihr habt gesehen, zu meiner linken und auf eurer rechten Seite
haben wir Gaste. Es sind 4 Personen, und zwar unter anderem der Stadtratsprasident
von Stockholm, Herr Olle Burell. Er verbringt seine Osterferien in der Schweiz, eine
sehr gute Wahl. Begleitet wird Herr Burell vom Schweizer Botschafter in Stockholm,
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Herr Frangois Voeffray, dem schwedischen Botschafter in Bern, Herr Carl Magnus Nes-
ser und vom Pfarrer der schwedischen Kirche, Herr Albin Degen. A warm welcome.

2023.SR.0106

9 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz / Thomas Fuchs / Thomas Glau-
ser, SVP): Zentralweg: Die Stadt muss Strafanzeige einreichen!

Prasidentin: Dann fahren wir fort mit Traktandum 9: Zentralweg. Die Stadt muss Straf-
anzeige einreichen! Die Motion ist bestritten und ich erteile den Einreichenden das
Wort. Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Ich komme zu unserer Motion, die ich
eingereicht habe. Ich bin ein bisschen tUberrascht, dass der Gemeinderat auch die Ziffer
1 ablehnt. In der Ziffer 1 fordern wir Strafanzeige gegen die unbekannte Taterschaft
einzureichen. Der Gemeinderat sagt selber, er habe die Anzeige gegen unbekannt ein-
gereicht und habe gleichzeitig zivilrechtliche Anspriiche, Schadenersatz geltend ge-
macht.

Wenn das so ware, ware Ziffer 1 meiner Motion erfillt. Ich bin gerne bereit, wir kbnnen
miteinander reden, dann kénnen wir die als erfillt, als erledigt abschreiben, dann mus-
sen wir nicht noch einen Begrindungsbericht oder irgendetwas haben, dann ist das fir
mich erledigt. Ziffer 2: Worum geht es mir dort? Mir geht es darum, dass man sich auch
als Privatklager beteiligt an diesem Verfahren, und Zivilforderungen geltend macht. Die
Taterschaft ist zurzeit nicht bekannt, aber trotzdem bin ich der Meinung ... Die Teil-
nahme an allfalligen Verhandlungen will man eben nicht — "keine nennenswerten Vor-
teile". Doch das hatte Vorteile, meine Damen und Herren. Ich hoffe, der Stadtprasident
und Herr Nause horen jetzt gut zu. Wenn man namlich die Zivilforderungen geltend
macht, dann kann man unter Umstanden eben diesen Schadenersatz fir das Haus von
den Tatern bekommen. Vielleicht haben sie kein Geld, das ist mir klar, dann gibt es
vielleicht einen Verlustschein und vielleicht erben sie mal oder verdienen dann mal,
dann kann man das Geld einfordern. Ja, wenn man das eben nicht macht, dann ver-
zichtet man wieder auf Kosten der Steuergelder fahrlassig. Der Steuerzahler bezahlt
und nicht die fehlbaren Tater. Das ist eine Kapitulation vor den Straftatern.

Ich hoffe, Herr Nause und der Finanzdirektor héren gut zu. Ich weiss, der Stadtprasi-
dent muss sich jetzt um die Gaste kiimmern. Das ist klar, aber das sind fr mich Punkte
im Rahmen der Vorbereitung. Da misste man das machen. Wie gesagt, ich biete Hand
zur Versdéhnung. Die Ziffer 1 kann ich ohne Weiteres zuriickziehen, die kénnte man als
erledigt abschreiben, sonst weise ich einfach die Stadt auf eine gewisse Widerspriich-
lichkeit in der Beantwortung hin. An Ziffer 2 halte ich fest. Ich bin auch nicht bereit, sie
zu wandeln. Wenn ihr jetzt grosse Zustimmung fur das Wandeln signalisieren wirdet,
ware ich selbst noch dazu bereit. Aber denkt daran: Es ist unser Steuergeld, das ihr
hier verpulvert, wenn ihr nicht den Mut habt, das Geld einzufordern. Und genau vor dem
haben die Straftater Angst, wenn man das Geld verlangt. Deshalb: In dem Sinne bitte
ich euch, dieser Motion zuzustimmen. Wegen Ziffer 1 warte ich auf eine Antwort.

Prasidentin: Gibt es Fraktionserklarungen? — Einzelvoten? — Der Gemeinderat verzich-

tet. — Ich habe nichts von wandeln gehoért. — Gut, dann stimmen wir tiber die Motion als
Richtlinie ab.
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Abstimmung Nr. 010

2023.SR.0106: als Richtlinie

Ablehnung

Ja 6
Nein 56
Enthalten 0

Prasidentin: lhr lehnt die Motion ab.

2023.SR.0191

10 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser/Niklaus Miur-
ner): Viererfeld-Desaster Stadtplan

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 10. Es ist wieder eine Motion der SVP: Vierer-
feld-Desaster Stadtplan. — Die Motion ist bestritten. Spricht jemand fur die Einreichen-
den? Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Ich habe heute offenbar ein bisschen
einen Grosskampftag. Ich komme hier zu dieser Motion aus dem Jahr 2023. Ich danke
dem Ratsbiro, dass sie die Motion vom 21. September 2023 schon traktandiert haben,
denn das Problem besteht nach wie vor. Man hat ja gesagt, man habe einen Investor.
Aber ich sage euch, bei diesen engen Auflagen — ihr habt es auch gesehen in dieser
anderen Sache, dem Wifag-Areal, was die Stadt den Investoren fir Auflagen macht.
Das macht es einfach schlichtweg nicht interessant, hier noch etwas zu machen. Und
ich sage ganz klar: Man hat Tafelsilber verschleudert fur eine unmogliche Uberbauung.
Ich sage es nach wie vor. Es ist fir mich nicht ersichtlich, warum man vorne, wo man
eigentlich die schéne Aussicht hat, in hohen Blocke hat. Hinten beim Wald hat man die
niedrigen Blécke und dort zwischen den niedrigen Blécken und dem Wald hat man jetzt
noch ein Parkchen, das in ein paar Jahren auch tGberbaut wird. Und dann habt ihr rigide
Vorschriften, Klimaziele und was auch immer in dieser Stadt. Der Stadtprasident fliegt
in der halben Welt herum und der kleine Blrger hier darf nicht mehr das Auto beim
Haus abstellen. Das geht fiir mich so nicht auf. Und ihr seht die 3 Forderungen, die wir
gemacht haben. Der Gemeinderat lehnt diese nattirlich ganz klar ab. Er sagt, man habe
schon darlber abgestimmt. Aber ich habe gesagt, es sei ein Ligenbilichlein gewesen,
das wir gehabt haben. Was hat man alles versprochen? In einer ersten Phase hat man
versprochen, die Stadt wiirde vielleicht gar nicht als Investor auftreten. Jetzt tritt die
Stadt als Investor auf. Auch nachher nach der Abstimmung sind Vorstdsse durchge-
kommen, dass man eben noch mehr Sozialwohnungen macht. Man hat nicht tGiber das
abgestimmt, was man nachher schlussendlich realisiert. Ich habe immer gesagt, man
kdénne das so machen, aber wir haben das ja schon in anderen Fallen beanstandet,
dass zwischen dem Abstimmungsbichlein und dem eigentlichen Resultat gewaltige Dif-
ferenzen sind.

und ihr seht auch das Zweite: Es sei eine neue Vorlage vorzulegen, welche die Vor-
schriften betreffend die Parkplatze lockert. Mit diesen rigiden Vorschriften kénnen
Leute, die auf ein Auto angewiesen sind — ich denke an Berufskategorien wie beispiels-
weise Leute vom Baugewerbe, aber auch Leute vom Sicherheitsdienst, Instruktoren,
Polizeibeamte, Polizeioffiziere oder auch irgendwie ein Handelsreisender — kénnen
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doch hier gar nicht wohnen. Den will man ja gar nicht in Bern. Man hat wahrscheinlich
lieber einen stadtischen, kantonalen und einen Bundesbeamten, der dann allenfalls ein
Mobility-Abo hat und ein teures Elektrobike, ein Luxus-Elektrobike sein Eigen nennt.
Drittens: Es ist fur mich unversténdlich. Man hat mal vor vielen Jahren hat gesagt, man
soll einen Drittel Eigentum haben, einen Drittel Mietwohnungen und einen Drittel Sozi-
alwohnungen. Dort gibt es wiederum kein Stockwerkeigentum. Es ist ganz klar, wie
auch auf dem Gaswerkareal, man will keine Eigentiimer mehr. Man will Leute, die viel-
leicht die Freiheit hoher schatzen, als Eigentum zu erwerben. Aber wir haben damit
eben unter Umstanden damit genau das, was die Stadt eben will, dass sie ihre Klientele
hier hat. Und eben Leute, die eine gewisse konservative Grundstimmung haben, sollen
gar nicht hierherkommen. Das ist, wie ich habe, wie im roten Wien in den 20er-Jahren
mit dem Karl-Marx-Hof. Damit zementieren sie politische Strukturen. Und dann haben
wir eben auch gesagt, wir méchten ganz klar, dass man das kann. Sie haben gesehen,
was der Gemeinderat sagt. Er ist da ganz klar dagegen. Er will vom gewdahlten Vorge-
hen nicht abweichen. Sie haben gesehen, dass mit der Pensionskasse der Berner Kan-
tonalbank ein Investor abgesprungen ist — ein Investor, der solvent, zuverlassig ist und
der die bernischen Verhéltnisse kennt, hat zurecht gesagt: "Macht euren Dreck aleene”,
wie Konig August von Sachsen gesagt hat. Das bringt nichts. Wir wollen nicht mehr
dabei sein. Und hier haben wir eben jetzt genau das. Ihr seht, es kommt wieder dieser
wesentliche Beitrag zum Klimaschutz und auch die kunftigen Anspriiche zur Mobilitat.
Ich sage, es ist eine reine Bevormundung. Man will eben nur einen bevormundeten
Burger, der all die Vorgaben — vegetarisch essen, vegan essen, moglichst kein Fleisch
essen, mdglichst nicht herumfahren — befolgt. Diesen will man. Etwas anderes ist es
fur die Hautevolee von RGM. Die kénnen selbstverstandlich herumfliegen nach Geor-
gien, Sudafrika, Amerika, Holland. Das geht dann wieder. Ihr werdet eine Antwort auf
eine Interpellation erhalten, in der ihr detailliert Auskunft erhalten werdet tber die Flug-
kilometer und den Zweck der Reisen, wobei einfach dann flr gewisse Leute auch ein
strengerer Massstab gelten soll als fur den Privaten. Und in der Stadt Bern soll man
sich ja nicht einmal mehr an Flugzeugwerbung und Autowerbung an 6ffentlichen Plat-
zen erfreuen dirfen. Ich habe klar zur Kenntnis genommen, ich habe nicht die lllusion,
dass wir hier mit dieser Motion krachend durchkommen. Aber denkt daran, Feuz wird
haufig als Kassandra bezeichnet vom Stadtprasidenten. Ich betrachte das als Ehrenti-
tel, denn Kassandra hat immer recht, man glaubt ihr zwar nicht, aber es gibt ein De-
saster. Wir zerstéren unsere Grinflachen mit einer unsinnigen Uberbauung, die uns
mehr kostet, als sie Geld bringt. Und schlussendlich ziehen wir dann noch einen Schuh
voll raus, den wir bezahlen mussen. Ein schlechtes Geschéaft! Darum haben wir ver-
sucht, das hier umzudrehen und dazu eine entsprechende Motion eingereicht. Ich
danke den wenigen, die uns unterstitzen werden.

Prasidentin: Danke, Alex Feuz. Ich wurde darauf hingewiesen, dass unsere Gaste
Hochdeutsch verstehen. Das heisst, ihr seid alle eingeladen, eure Voten auf Hoch-
deutsch zu halten, wenn ihr wollt. Das ist selbstverstandlich freiwillig. Ich werde Hoch-
deutsch sprechen wéahrend ihrer Anwesenheit. Als nachstes kommt Johannes Warten-
weiler von der SP-JUSO-Fraktion.

Johannes Wartenweiler (SP) fiur die Fraktion: Ich wiirde Alexander Feuz nie als Kas-
sandra bezeichnen. Ich wirde vielmehr behaupten, er wiederholt sich mit allem, was er
sagt, 1000-fach und es wird nicht besser und es wird nicht wahrer. Es kann doch nicht
sein, dass wir jedem Feld, auf dem keine Riiben gepflanzt werden kdnnen, nachtrauen
in einer Zeit, in der wir dringend wichtigen stadtischen Wohnraum brauchen. Wir haben
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mindestens 3 Abstimmungen gehabt, die dieses Vorgehen unterstiitzen und bestatigt
haben. Wir haben die klare politische Aufgabe erhalten, dieses Quartier, das Viererfeld,
zu entwickeln und wir haben immer noch dieses Gejammer Uber den Grinraum, der
verlorengehen kdnnte. Schaut euch einmal in der Umgebung von Bern an, wie viel
Grinraum da vorhanden ist — unendlich viel, und der ist iberhaupt nicht gefahrdet. Ich
bitte also darum, ein bisschen die Perspektiven zu wahren und sich nicht gleich in ein
Stiick gut erschlossenes Gebiet mitten in der Stadt festzubeissen.

Fir die SP/JUSO-Fraktion ist das Projekt trotz Startschwierigkeiten weiterhin von gros-
ser Bedeutung. Es ist eine der gréssten Stadtentwicklungen in den letzten 50 Jahren.
Ich glaube, man hat seit Briinnen nicht mehr so gross geplant. Und einfach, damit es
alle wissen: Bei Briinnen hat es am Schluss 60 Jahre gedauert, bis es realisiert worden
ist. Ich gehe nicht davon aus, dass man im Viererfeld die gleiche Zeit braucht. Aber ich
gehe schon davon aus, dass wir noch einige Uberraschungen erleben werden, dass wir
uns noch ein paarmal werden Uberlegen missen, ob wir dieses grossartig angelegte
Bauprogramm, dieses wahnsinnige Jekami aller Anspriche erfullen kénnen oder ob wir
mit der Zeit irgendwann dann auch gewisse Abstriche machen mussen, damit das ent-
steht, was wir allen Ernstes wollen und was uns am wichtigsten ist, namlich bezahlba-
ren Wohnraum fur Leute, die in der Stadt Bern wohnen wollen. Zum Stockwerkeigen-
tum, das auch ein Lieblingssteckenpferd der SVP ist: Wir wollen auf stadtischem Boden
kein Stockwerkeigentum. Das machen die Privaten sowieso. Wir haben 1/3 Stockwer-
keigentum jetzt auf dem Wifag-Areal. Das wird kommen und es wird Uberall kommen,
denn Stockwerkeigentum ist flr Private einfach interessant. Da entsteht schnell Cash.
Wir wollen wohnen und wir wollen, dass die Stadt langfristig und die Investoren lang-
fristig auch flexibel bleiben, damit man die Stadt weiterentwickeln kann.

Reden wir dieses Projekt nicht schdn, aber lassen wir es uns auch nicht kaputtmachen.
Es ist eine grosse Herausforderung und ich bin sicher, dass wir sie meistern werden.

Prasidentin: Merci, Hano. Als nachstes kommt Florence Parli fir die FDP/JF-Fraktion.

Florence Parli Schmid (JF) fir die Fraktion: Ich glaube, ich brauche den Schemel und
ich habe die Rede auf Schweizerdeutsch vorbereitet, probiere jetzt aber Hochdeutsch
zu sprechen. Die Fraktion FDP/JF ist bekanntlich fir die Uberbauung des Vierer-
felds/Mittelfelds. So wirde dringend bendtigter Wohnraum geschaffen. Die Fraktion
FDP/JF hat aber auch immer darauf hingewiesen, dass die Bauvorschriften zu rigide
sind und prompt ergibt eine Umfrage im "Bund" unter den Bauherren, das Projekt sei
derart Uberambitioniert und ideologisch befrachtet, dass das Areal kaum noch mit einer
minimalen Rendite entwickelt werden kénne, und schon gar nicht zu den Baurechtszin-
sen, wie sie der Stadt einst vorschwebten.

Noch immer ist auf dem Viererfeld/Mittelfeld kein einziger Spatenstich passiert, im Ge-
genteil. Es ist jetzt noch unsicherer, ob es unter den jetzigen Bauvorgaben Uberhaupt
bald zu einem Spatenstich kommt, und ebendiese Spatenstiche wéren bei diesem knap-
pen Wohnraum dringend ndtig. Darum ist es eigentlich spannend, dass SVP und GaP,
die ja eigentlich gegen die Uberbauung sind, mit ihrem Vorstoss Lésungsvorschlage
bringen, die eben die Uberbauung endlich zustande kommen lassen konnten. Auf jeden
Fall unterstitzt die Fraktion FDP/JF die Punkte der Motion, die in der Entscheidungs-
macht der Stadt und des Gemeinderats liegen. Das ist zum einen Punkt 1, und zwar
wirde es die Fraktion FDP/JF sehr begrissen, wenn wir neu ber die Bauvorschriften
abstimmen kdnnten und sie mit so wenig Vorgaben wie méglich aufladen wiirden.
Dann unterstitzt die Fraktion FDP/JF auch den Punkt 3 der Motion, der fordert, dass
Private und kleine Gesellschaften auf dem Viererfeld/Mittelfeld Eigentum erwerben
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kénnten. Fur Menschen in unserem Land ist es ein grosses Bedurfnis, Wohneigentum
erwerben zu kénnen. Und das hat Gberhaupt nichts mit Spekulation zu tun, wie es der
Gemeinderat in seiner Antwort behauptet. Es hat mit dem Aufbau von Vermdgen zu
tun. Wer Wohneigentum hat, ist nicht auf die Gunst von Vermietern angewiesen. Wohn-
eigentum macht finanziell unabhangiger. Und wer finanziell unabhéngig ist, braucht vor
allem im Alter auch weniger Unterstitzung vom Staat. Wohneigentum ist Vorsorge. Die
Vorsorge bleibt aber immer mehr Jungen und vor allem Familien in Bern verwehrt. In
der Stadt Bern sowieso. Hier braucht es ein Einkommen von 360’000 Franken jahrlich,
um ein kleines Haus kaufen zu kénnen. Dieses Einkommen hat wirklich fast niemand.
Auf dem Viererfeld/Mittelfeld, kdnnte man Jungen eine Mdéglichkeit bieten, Eigentum zu
fairen Konditionen zu erwerben, so dass sie nicht gezwungen sind, aus der Stadt zu
ziehen und damit ihr zu Hause Bern zu verlieren. Und eben: Sie kdnnten hier wiederum
auch als Familie leben. Den Punkt 2 der Motion lehnt die Fraktion FDP/JF schliesslich
ab. Am Zonenplan gibt es nichts zu rutteln, der ist von der Bevdlkerung abgesegnet
und diesen Entscheid gilt es zu akzeptieren. Vielen Dank.

Prasidentin: Danke, Florence. Fir die SVP-Fraktion, Thomas Glauser.

Thomas Glauser (SVP) fur die Fraktion: Das Viererfeld ist eine der wenigen grinen
Lungen, die wir in der Stadt Bern haben. Ihr sprecht immer von CO2-Klimazielen, ihr
seid die grunen Parteien, die dieses Viererfeld zubetonieren, die es kaputtmachen. Man
spricht von 16 Hektaren Grinflache. Die Stadt Bern wachst. Es sind tber 150°000
Leute, die jetzt in der Stadt Bern wohnen. Wachstum heisst auch Infrastrukturwachs-
tum, das heisst, es bleibt nicht nur beim Viererfeld, das wir Gberbauen. Wir miussen
auch mehr Infrastruktur wie Schulhduser, Krankenhauser, etc. Schwimmbader, Sport-
anlagen bauen, wenn wir alles verdauen moéchten. Aus diesem Grund sind wir ganz klar
gegen diese Uberbauung von Anfang an und kampfen bis zum Schluss — ihr seht das
—, damit wir diese griinen Lungen und das Naherholungsgebiet Viererfeld erhalten kdn-
nen.

Es ist erstaunlich, dass gerade in einer rot-griinen Mehrheitsstadt solche Uberbauun-
gen gemacht werden, bei denen die Natur und die Infrastruktur der Menschen, die in
der Stadt wohnen, kaputtgehen. Somit appelliere ich an die griine Mehrheit, die alle
Klimaziele erreichen will, dass sie unsere Motion unterstitzt und dass fur die Klimaziele
das Viererfeld nicht gebaut wird. Besten Dank.

Prasidentin: Danke, Thomas. Gibt es Einzelvoten? Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Ich méchte vorab festhalten, ich danke fir die
Unterstitzung der anderen Parteien, die uns in gewissen Punkten unterstitzen. Ich
werde eine punkteweise Abstimmung verlangen und ich mdchte nochmals meinem Vor-
redner Thomas Glauser danken. Wir sprechen immer vom Klimaschutz, die hehren
Ziele des Klimaschutzes. Wir sind stolz, wenn wir im Breitenrain 3 oder 4 Baume scht-
zen, ihnen etwas mehr Platz geben, und die wichtigen grossen Grunflachen zerstéren
wir fUr eine rot-grine Klientel. Stockwerkeigentum, ich kann mich den Ausfiihrungen
von Florence Parli anschliessen, wéare wichtig fur die Stadt. Das will man nicht. Es ist
einmal mehr eine rot-griine Machtpolitik, und ich bitte euch, diesen Punkten zuzustim-
men, die unsere Motion vorsieht. Ich danke denjenigen, die uns hier unterstiitzen.
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Prasidentin: Danke, Alex. Ich finde, das funktioniert gut auf Hochdeutsch. Vielleicht
sollten wir das standardmassig einfiihren. Dann hat Michael Aebersold das Wort.

Michael Aebersold, Direktor FPI: Ich habe nichts vorbereitet und kann deshalb gut
auch auf Hochdeutsch sprechen, so gut wie auch auf Berndeutsch.

Ich bin nicht vorbereitet auf eine generelle Viererfeld-Debatte, tiber Gott und die Welt,
denn die Motion will eine neue Vorlage. Punkt. Und die Frage ist: Wollt ihr eine neue
Vorlage oder wollt ihr das nicht? Der Gemeinderat oder zumindest ich staune Uber das
Demokratieverstandnis der SVP. Das Volk hat dreimal Ja gesagt, es hat zweimal Ja
gesagt, es hat dreimal Ja gesagt. Ihr habt versucht, das Ganze politisch noch zu ver-
zdgern. Wir mussten die Abstimmungen trennen. Das Volk hat Ja gesagt zum Kredit,
das Volk hat Ja gesagt zur Abgabe im Baurecht. Jetzt kann man noch eine neue Vorlage
verlangen.

Also ich verstehe die SVP schon lange nicht mehr. Die Frage der hohen Auflagen, liebe
Stadtratinnen und Stadtrate, das ist State of the Art heute. Das war vorhin bei der Pen-
sionskasse doch die Diskussion, dass wir eben sehr hohe Umweltstandards haben,
Klima, Biodiversitat, das kostet alles Geld. Das ist nicht nur auf dem Viererfeld so. Das
ist heute auf jeder Uberbauung, auf jedem Areal so. Das wissen auch die Investorinnen
und Investoren. Und dann immer wieder diese Parkplatze. Heute ist es so, dass dort,
wo viele Parkplatze geschaffen werden, stehen viele leer. Und Parkpléatze sind meis-
tens im Untergrund und kosten viel Geld und dann werden auch wieder die Mieten
teurer, weil das irgendjemand finanzieren muss. Ich kann euch versichern, wir sind
vielleicht etwas langsam, mit Berner Tempo unterwegs. Es ist hochkomplex, aber wir
sind unterwegs. Wir haben jetzt einen Koordinationsplan, der wirklich diese politischen
Forderungen, aber auch konkrete Vorgaben enthalt. Die Investorinnen und Investoren
sind einbezogen. Sie wissen, was auf sie zukommt. Und ich muss euch sagen, wir
werden einen Baurechtszins erhalten. Wie alle hier drin wissen, ist das hochattraktives
Land, stadt- also bahnhofnah. Und wer jetzt nicht investiert dort oben, der ist schon fast
bléd, denn wenn wir etwas nicht vermehren kénnen, dann ist es das Land. Die Inves-
tor*innen sind an Bord. Das neue freie Feld konnte vergeben werden, trotz oder viel-
leicht wegen all dieser Diskussionen. Und wir planen ganz fest, dass ab 2026 dort oben
dann auch wirklich etwas passiert.

Entsprechend wird sicher Alex nochmal kommen und uns die Welt erklaren. Und dann
lehnt die Motion bitte ab.

Prasidentin: Danke vielmals, Michael. Alexander Feuz hat nochmals das Wort, weil er
direkt angesprochen wurde.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Ich wurde angesprochen und habe deshalb rea-
giert. Es wurde der SVP mangelndes Demokratieverstandnis unterstellt. Ich méchte klar
festhalten: Im Jahr 2004 haben die Stimmberechtigten die Vorlage Viererfeld abgelehnt.
Nach 10 Jahren hat die Stadt wieder eine neue Vorlage gemacht. Die SVP wehrt sich
gegen die Sache. Die SVP hat teilweise durch nahestehende Kreise Einsprachen ge-
macht, Beschwerden gemacht. Das ist rechtlich zulassig. Wir sind nicht gewillt, uns
unter das rot-griine Joch zu begeben, und kdmpfen dagegen. Wir setzen uns fir Grin-
raume ein.

Prasidentin: Danke vielmals. Wir kommen zu den Abstimmungen. Es wurde nicht ge-
wandelt, aber wir werden punktweise abstimmen. Wir stimmen ber den Punkt 1 ab.
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Abstimmung Nr. 011

2023.SR.0191: Punkt 1

Ablehnung

Ja 17
Nein 44
Enthalten 0

Préasidentin: Ihr habt den Punkt 1 abgelehnt. Wir kommen zum Punkt 2.

Abstimmung Nr. 012

2023.SR.0191: Punkt 2

Ablehnung

Ja 11
Nein 50
Enthalten 1

Préasidentin: Ihr habt auch den Punkt 2 abgelehnt. Wir stimmen ab tGber den Punkt 3.

Abstimmung Nr. 013

2023.SR.0191: Punkt 3

Ablehnung

Ja 16
Nein 45
Enthalten 1

Prasidentin: Auch den Punkt 3 lehnt ihr ab.

2022.SR.000159

11 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz/Kurt Riegsegger, SVP): Stadt
Bern und EWB: Glunstige Strom- und Gaspreise fir alle, die das wol-
len!

Prasidentin: Wir sind beim Traktandum 11. Es geht um eine Motion der SVP-Fraktion.
Die Motion ist bestritten und die Einreichenden haben das Wort. Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Wir kommen zu einer Motion. Wir haben
teilweise eine ahnliche behandelt. Es ist uns ein grosses Anliegen. Sie haben gesehen,
worum es uns geht. Sie haben gerade heute — deshalb habe ich sie nicht zuriickgezo-
gen — gelesen, was EWB fir Gewinne macht. Heute war das. Und wieso machen sie
diese Gewinne? Sie wollen nachher das Fernwarmenetz ausbauen. ich habe gar nichts
dagegen. Fernwarme ist gut, aber in gewissen Quartieren funktioniert es gar nicht, weil
es technisch gar nicht méglich ist, eine kurze Verbindung zu wahlen. Und worum geht
es mir? Ich habe nichts gegen Biogas, aber ich habe etwas dagegen, dass, wenn man
nicht reklamiert und sich nicht dagegen wehrt, man nicht die glinstigste Variante, son-
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dern die zweitglnstigste Variante bekommt. Das ist dasselbe, wie wenn ich in die Metz-
gerei gehe. Ich verlange Geschnetzeltes, und dann bekomme ich nicht das glnstige,
sondern ich bekomme das ganz exklusive Charolais-Geschnetzelte oder Geschnetzel-
tes vom Limousin-Rind. Das ist sehr gut, ist vielleicht besser als das normale, aber man
muss den Konsumenten fragen und nicht einfach ein teures Produkt nehmen. Dann hat
man Gewinne. Deshalb auch unser zweiter Antrag, dass den Gasbezigern immer das
gunstige Produkt ohne Zumissung verrechnet wird. Und sonst bin ich der Meinung, dass
man zumindest die Beziiger ganz klar darauf aufmerksam machen muss. Das gleiche
gilt beim Strom. Sie sehen, ich begrinde diesen Vorstoss kurz und knapp.

Aber ich sage, wenn sie jetzt diese grossen Gewinne haben, darf es doch nicht sein,
dass diese Gewinne auf dem Buckel des Konsumenten, der sich vorgdngig nicht gut
informiert hat, ausgetragen werden. Das ist fir mich genau der entscheidende Punkt.
Deshalb bitte ich euch im Sinne der Transparenz, im Sinne der Personen, die teilweise
wenig verdienen, dass sie die Mdglichkeit haben, ginstigen Strom und glinstiges Gas
zu beziehen. Es ist nicht die Aufgabe des Steuerzahlers, hier EWB den Ausbau zu
ermoglichen, der gewissen Quartieren gar nichts bringt. Da muss man die Personen
zur Verantwortung ziehen und zur Kasse bitten, die davon profitieren kénnen. Und auch
dort muss man aufpassen, damit man Leute, die vielleicht eine gute Solaranlage haben
oder mit Holzschnitzeln heizen, also bereits in der Liegenschaft Investition vorgenom-
men haben, nachher nicht zwangsweise begliickt mit einem Anschluss an einen War-
meverbund. In diesem Sinn bitte ich euch umso mehr, diesen Vorstoss zu unterstitzen.

Prasidentin: Herzlichen Dank, Alex Feuz. Gibt es Fraktionsvoten? Tom Berger fur die
Fraktion FDP/JF.

Tom Berger (FDP) fur die Fraktion: Wir von der Fraktion FDP-Jungfreisinn werden die
Punkte 1 und 3 dieses Vorstosses klar ablehnen. Aus unserer Sicht gibt es 2 Griinde,
dies zu tun. Das eine ist ein staubtrockenes, ordnungspolitisches Argument. Wir haben
mit EWB eine Eignerstrategie. Und wir erachten es als falsch, tiber Vorstésse im Par-
lament einzelne Bereiche von EWB steuern zu wollen. Wenn wir grundsatzlich etwas
an EWB machen wollen, ist der Weg Uber die Eignerstrategie zu wahlen. Zu den Punk-
ten 1 und 3 gibt es aber auch ein 6kologisches und ein geopolitisches Nein. Die Zeiten,
in denen wir immer das glnstigste Gas und immer den glinstigsten Strom einkaufen
konnten, sind definitiv vorbei. Uberlegt mal kurz: Wenn das gunstigste Gas aktuell aus
Russland kommen wirde, wirdet ihr dann ernsthaft fordern, dass die Stadt Bern zwin-
gend dieses einkaufen muss? Auch beim Strom und beim Gas gibt es andere Aspekte,
die zu berlcksichtigen sind, als der Preis.

Fir die Punkte 2 und 4 haben wir durchaus gewisse Sympathien. Es ist in der Tat so,
dass wir auch in diesem Parlament schon mehrfach vor allem von linker Seite gehort
haben, dass die steigenden Energiepreise fir Haushalte mit kleinerem Einkommen sehr
belastend sind. Und da ist es natirlich schon ein wenig speziell, dass man diesen Leu-
ten eigentlich automatisch einen héheren Tarif in Rechnung stellt, und dann in diesem
Parlament wiederum Wege sucht, um diese hdéheren Tarife mit haushaltsspezifischen
Gutscheinen wieder zu vergilnstigen.

Auf der anderen Seite kann man natirlich argumentieren, dass gerade wir als Freisin-
nige haufig an die Eigenverantwortung appellieren und es den Leuten grundsatzlich
freigestellt ware, von sich aus den Tarif zu &ndern, wenn sie das moéchten. Aber wie
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gesagt: Fur die Punkte 2 und 4 gibt es Sympathien in unserer Fraktion. Wir wéren des-
halb auch hier dankbar fir eine punktweise Abstimmung. Wichtig ist aber wirklich, dass
die Punkte 1 und 3 aus den genannten Grinden abgelehnt werden. Vielen Dank.

Prasidentin: Merci, Tom. Dann hat Michael Hoekstra von der GLP/JGLP/EVP-Fraktion
das Wort.

Michael Hoekstra (GLP) fir die Fraktion: Es wird voraussichtlich mein letztes Votum
in diesem Rat sein. Ich werde das noch geniessen. Die Stadt Bern hat einen CO2-
Ausstoss, der wird erzeugt im Wesentlichen durch den Verkehr und durch die Energie,
sprich Strom oder eben auch die Warme- und Kélteerzeugung. EWB hat damit nattrlich
in der Stadt den groéssten Hebel, um unsere Ziele — Netto-Null gemdass Klimastrategie
— so schnell wie mdéglich zu erreichen. Dafir muss EWB umfassende Investitionen tati-
gen. Das ist — und das kdnnen Sie mir glauben — das ist ein Marathon. Und je langer
wir warten und keine griffigen Massnahmen ergreifen, sondern nur dartiber diskutieren,
welche Massnahmen man greifen sollte, desto mehr muss EWB beziehungsweise
schlussendlich auch wir und die Steuerzahler diesen Marathon, diese Laufdistanz am
Ende mit einer Geschwindigkeit eines Usain Bolt absolvieren. Mit so einem Vorstoss
wirden EWB zusatzlich noch — auf Berndeutsch — "Knebel" zwischen die Beine gewor-
fen, sprich es wiirde noch schwieriger gemacht, diese Ziele zu erreichen. Die aktuellen
Tarife, ob diese jetzt teuer oder ginstig seien, lasse ich mal offen. Was man aber fest-
stellen kann, ist, dass diese ganz sicher keine lenkende Wirkung haben im Moment.
Der aktuelle Standardtarif und so wie momentan das Tarifmodell ausgelegt ist, erlaubt
dem Kunden sowohl ein sogenanntes Opt-in, das heisst, er kann sogar noch ein bes-
seres, leicht teureres, aber nachhaltigeres Produkt wéahlen. Aber ja, es gibt auch die
Moglichkeit, dass er, wenn er eher kostensensitiver ist, ein Opt-out macht und das
glnstigere Angebot wahlt. Das ist mdéglich. Optimierung nach oben und nach unten.
Der Kunde hat die Wahl und das ist aus der Sicht der GLP/JGLP/EVP-Fraktion auch
gut so. Dieser Vorstoss tragt den Titel "Glnstige Strom- und Gaspreise fir alle, die das
wollen". Das ist heute schon mdglich. Wer will, kann glnstiger, sprich: Vorstoss erfullt.
Wir werden demnach die Antrage dieses Vorstosses allesamt ablehnen.

Prasidentin: Danke, Michael, fir dein voraussichtlich letztes Votum. Wir sind bei den
Einzelvoten. — Dann fir den Gemeinderat Reto Nause.

Reto Nause, Direktor SUE: Ich bitte Sie, diesen Vorstoss abzulehnen. Jeder Konsu-
ment hat Wabhlfreiheit. Er hat Wahlfreiheit und kann entscheiden, ob er sein 6kologisch
gutes Standardprodukt downgraden will oder nicht. Und wenn ich dann hére, dass EWB
massive Gewinne macht, muss ich einfach sagen, lieber Alex Feuz, EWB macht zwar
Gewinne operativ, aber EWB verschuldet sich jedes Jahr, weil wir das Fernwdrmenetz
Bern-West, zum Beispiel, ausbauen missen. Und das sind Belastungen, mit denen
diese Unternehmung extrem grosse Risiken auf sich nimmt und wir daher nicht davon
ausgehen kdnnen, dass sich irgendwie Strombarone die Taschen fillen. In dem Sinn
und Geist bitte ich Sie schon: Lehnen Sie das ab.

Prasidentin: Danke, Reto Nause. Wir kommen zur Abstimmung. Es wurde punktweise
Abstimmung verlangt. Wir stimmen Uber den ersten Punkt ab.

Abstimmung Nr. 014

2022.SR.000159: Punkt 1
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Ablehnung

Ja 6
Nein 57
Enthalten 0

Préasidentin: Ihr habt den ersten Punkt abgelehnt. Wir sind beim Punkt Nummer 2.

Abstimmung Nr. 015

2022.SR.000159: Punkt 2

Ablehnung

Ja 11
Nein 54
Enthalten 1

Préasidentin: Punkt Nummer 2 wurde abgelehnt. Wir stimmen ab Uber den Eventualan-
trag zu Punkt 2.

Abstimmung Nr. 016

2022.SR.000159: Eventualantrag zu Punkt 2

Ablehnung

Ja 11
Nein 55
Enthalten 0

Prasidentin: Der Eventualantrag wurde abgelehnt. Wir stimmen ab tUber Punkt 3.

Abstimmung Nr. 017

2022.SR.000159: Punkt 3

Ablehnung

Ja 6
Nein 60
Enthalten 0

Prasidentin: Punkt 3 wurde abgelehnt. Wir sind bei Punkt 4.

Abstimmung Nr. 018

2022.SR.000159: Punkt 4

Ablehnung

Ja 10
Nein 57
Enthalten 0

Prasidentin: Punkt 4 wurde abgelehnt. Wir stimmen ab Uber den Eventualantrag zu
Punkt 4.
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Abstimmung Nr. 019

2022.SR.000159: Eventualantrag zu Punkt 4

Ablehnung

Ja 13
Nein 53
Enthalten 0

Préasidentin: Auch der Eventualantrag wurde abgelehnt.

2022.SR.000209

12 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP): Stopp der geplanten Ein-
schrankungen der Packli-Zustellungen in Bern! Stopp unndtiger Res-
sourcenverschwendung!

Prasidentin: Wir kommen zu Traktandum Nummer 12, wieder eine Motion der SVP. Es
wurde Ablehnung empfohlen. Die Motion ist also bestritten und die Einreichenden ha-
ben das Wort. Alex Feuz fiir die SVP-Fraktion.

Alexander Feuz (SVP) fir die Einreichenden: Heute habe ich einen Grosskampftag.
Das sind diverse Vorstdsse der SVP, die ich eingereicht habe. Ich danke gleichwohl
dem Ratssekretariat und dem Ratspréasidium, dass sie diese Vorstdsse, die thematisch
nicht zusammenhangen, doch jetzt einmal behandeln.

Ich komme zu dieser Motion. Sie sehen, der Gemeinderat lehnt sie ganz klar ab. Er
behauptet auch, dass durch diese Sachen keine Einschrankung der Hauszustellungs-
pflicht fir Pakete vorgesehen sei. Sie sehen, ich beziehe mich auf einen Artikel im
"Blick". Ich sage nicht, dass diese Zeitung immer das Richtige schreibt. Sie schreibt
haufig das Falsche. Ich weiss auch, dass sie einen Papst mal sterben liess, der noch
gelebt hat. Aber hier haben wir ein Statement von Levrat, dem Verwaltungsratsprasi-
denten der Post. Dieser gehdrt bekanntlich nicht der SVP an. Wir sind politisch aus
verschiedenen Lagern, aber ich zitiere und hier steht: "Ich verstehe die Sorge um die
Nachhaltigkeit. Aber der Weg" — damit ist der Weg der Stadt Bern gemeint — "ist der
falsche Weg. Die Leute wollen die Pakete zu Hause haben. Wir wollen zu unseren
Kunden. Und ausserdem sind wir gesetzlich verpflichtet, in der ganzen Schweiz die
Zustellung an der Tir zu gewahrleisten, auch in der Stadt Bern." Das hat nicht Feuz
geschrieben. Das hat Herr Levrat geschrieben, ehemaliger Stéanderat in Freiburg. Es
geht nachher weiter: "Was Sie beschreiben, ist genau das Modell der Post in Zirich.
Wir haben Mikrobasen in der Stadt, die wir nachts bedienen. Von da an kénnen wir die
Packli mit Elektrofahrzeugen bis an die Haustliren ausliefern. Hier im Sortierzentrum
Ostermundigen, wo wir auch Pakete fir die Stadt verarbeiten, schaffen wir gerade 70
Elektroautos an." Auch das hat nicht der bése Feuz geschrieben. Das hat Herr Levrat,
Standerat Levrat, Verwaltungsratsprasident, geschrieben. Und gestiitzt auf diese Aus-
sage im "Blick" habe ich nachher die Antrage eingereicht, mit denen wir fordern, der
Gemeinderat habe sofort die geplante Einschrankung der Haustiirpaketzustellung
durch die Post zu stoppen, soweit dies eine vorgangige Anderung der entsprechenden
Bundesgesetze erfordert und der Planung der Post entgegensteht.

34




Protokoll 07 | Stadtrat vom 28.03.2024

Jetzt sagt die Stadt: Wir planen keine eingeschrénkte Hauszustellung der Pakete. Wenn
das so ist — ich habe das schon beim anderen Vorstoss gesagt —, bin ich bereit, die
Motion als erfullt anzusehen, dann kann man mich kontaktieren und dann wirde ich
sagen: Ist erfillt. Ich verweise hier auf diese Sache. Dann ist namlich die Motion durch-
gedrungen in diesem Punkt. Nachher Ziffer 2: Ich bin der Meinung, die Stadt Bern sollte
nicht Personalressourcen einsetzen fir Sachen, die dem Ubergeordneten Recht wider-
sprechen. Und auch hier sagt die Stadt, dass das nicht der Fall ist. Dann wiirde ich
auch hier sagen, meine Motion war von Erfolg gekrént. Die Stadt sagt: Wir haben das
nicht gemacht. Es ist nicht so. Dann hat meine Motion auch hier wieder Erfolg gehabt.
Dann ist sie als erledigt abzuschreiben. Und die Ziffer 3: Allfallig bestehende Vertrage
mit Dritten, die vorsehen, dass die Paketzustellung durch die Post eingeschrankt wer-
den kann, sind anzupassen. Auch dazu hat der Gemeinderat gesagt, es gebe keine
solche Vertrage. Auch hier wéare die Motion demzufolge als erfillt abzuschreiben. In
Ziffer 4 habe ich verlangt, die weitere Planung der Logistik der Warenzustellung sei mit
den wichtigen Akteuren zu koordinieren. Hier verstehe ich nicht, dass der Gemeinderat
dies ablehnt. Es heisst, dies sei bereits seit der Verabschiedung geschehen und mit
der Etablierung der Berner Guterverkehrsrunden sei dieser partizipative Prozess insti-
tutionalisiert und verstetigt worden. Meine Herren Gemeinderate, wenn ich das ver-
lange und Sie diesem entsprechen, dann missen Sie sagen, die Motion sei in allen
Punkten erflllt. Dann mussen Sie sie nicht ablehnen. Dann hatten Sie sagen kénnen:
Sie ist erfullt und dann ware Feuz gar nicht ans Redepult getreten oder hatte kurz ge-
sagt: Ich danke dem Gemeinderat, dass er diese Motion umgesetzt hat. Und ich hatte
mich zuriickgezogen und dann hatten wir auf der Marschtabelle wahrscheinlich 25 Mi-
nuten Zeit gutgemacht. In diesem Sinne erwarte ich vielleicht noch von Seiten des Ge-
meinderates hierzu eine gewisse Erganzung. Ich danke fur Ihr Verstandnis. Danke.

Prasidentin: Wir sind bei den Fraktionserklarungen. Nik Eugster flur die FDP/JF-Frak-
tion.

Nik Eugster (FDP) fir die Fraktion: ich bin ehrlich gesagt froh, ist die Motion nach wie
vor da. Wir werden sie selbstverstandlich ablehnen, weil eigentlich eben kein Grund
bestiinde, Uber das Ganze zu diskutieren, so wie es hier vorliegt. Aber trotzdem: Ge-
rade der Punkt 2 gibt zu denken. Bei Punkt 2 geht es darum, auch Ressourcen zu
investieren, sich dazu Gedanken zu machen. Hier mdéchten wir nadmlich wirklich, und
das mag Sie vielleicht erstaunen, sagen: Ja, das ware es wert, sich einmal Gedanken
dazu zu machen. Als kleine Klarung: Ich wohne in der Schénburg. Fir unsere Gaste:
Das ist der ehemalige Posthauptsitz oberhalb des Aargauerstaldens. 140 Wohnungen.
Es kommen pro Tag 5 bis 10 Autos von Quickpac, UPD, Post, DHL, DPD und so weiter.
Das kann es doch einfach nicht sein, liebe SVP. Doch wir missen uns Gedanken ma-
chen, wie wir hier weiterfahren bezilglich dieser letzten Meile bei der Zulieferung. In
unserer schdnen Stadt, gerade in der Innenstadt, ist es ja auch eng. Das kann so nicht
weitergehen. Ich habe mal nachgefragt bei der SUE, wie es genau aussieht, wie man
prognostiziert, wie das weitergeht mit den Paketen. Und es ist spannend. Die Anzabhl
der Pakete, die in der Stadt Bern zugestellt werden, werden sich bis 2040 verdreifa-
chen. So lautet die Prognose. Verdreifachen! In absoluten Werten ist das ein Anstieg
von 20°000 auf 60’000 tagliche Paketzustellungen in der Stadt Bern. Das Bundesamt
fur Raumentwicklung geht davon aus, dass die Fahrzeugkilometer der Lieferwagen bis
2050 um fast 60% zunehmen. Das heisst, es ist ein klarer Trend zu kleineren Teilvolu-
men. Und das heisst auch: Mehr Verkehr im Quartier.
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Es wurde tatséchlich im Konzept Stadtlogistik Bern — wir haben letzten August ja Uber
diesen Erganzungsbericht debattiert — auch Ansatze angedacht. Es gibt zum Beispiel
den Punkt dieser Paketstationen, von denen es mehr geben soll, die méglichst nah sein
sollen, damit man nicht mit dem Auto noch zur Paketstation fahrt. Aber es gibt leider
nicht wahnsinnig viele gute Ansatze. Darum: Wir lehnen diese Motion nicht nur ab,
sondern Uberlegen uns auch einen Vorstoss in die andere Richtung, nédmlich dass die
Thematik der letzten Meile in der Hauszustellung im Zusammenhang mit der kiinftigen
Stadtlogistik noch starkere Beachtung erhalt. Danke schon.

Prasidentin: Dann hat Lena Allenspach das Wort fur die SP-JUSO-Fraktion.

Lena Allenspach (SP) fur die Fraktion: Ich gebe zu, ich war auch ziemlich baff, als ich
von den angeblichen brisanten Planen der Stadt zur Hauszustellung gelesen habe. Ich
wurde dort dann auch zitiert. Kein Packli mehr vor der Haustire, titelte der "Blick". Und
ware es tatsachlich so, wie im Artikel beschrieben, wéare dies effektiv fatal. Die Stadt
wirde am Grundversorgungsauftrag ratteln. Aber wie der Gemeinderat sowohl in der
Antwort auf diesen Vorstoss als auch bei der Kleinen Anfrage dargelegt hat, ist es kei-
neswegs geplant, die Hauszustellung abzuschaffen. Es ist richtig, Losungen fir die
Paketzustellung oder Abholung zu prifen, um unsere Klimaziele zu erreichen. Diese
Lésungen durfen dabei nicht zum Abbau des Service public fuhren und mussen auch
auf die Arbeitsbedingungen der Paketboten Riicksicht nehmen, die ohnehin schon unter
Druck sind.

Es ware zudem winschenswert, wenn gleichzeitig, auch wenn der Gemeinderat darauf
keinen Einfluss hat und es nicht direkt mit diesen Paketzustellungen zu tun hat, die
Poststellen in den Quartieren nicht weiter marginalisiert wirden. Die SP/JUSO-Fraktion
ist der Ansicht, dass der Gemeinderat auf dem richtigen Weg ist, und lehnt die Motion
ab.

Prasidentin: Danke, Lena. — Wie lange brauchst du? — Das machen wir noch kurz. —
Daniel Michel fur die SVP.

Daniel Michel (SVP) fur die Fraktion: Nik, dir méchte ich sagen: Ein paar von lhnen
wohnen auch in Bumpliz, wie ich auch. Ich bin dort auch Zusteller bei der Post. Die
Pakete, von denen wir hier reden, sind zum Teil nur so klein. Aber dann all die Pakete
von Temu, AliExpress, Zalando, was auch immer, das sind die grossen Sachen. Wie
willst du die anders bringen als mit dem Auto? Wir haben sehr viele Elektrofahrzeuge.
Ich fahre immer ein Elektrofahrzeug und bin auch stolz darauf. Das gebe ich zu. Und
die My Post 24-Anlagen: Die Pakete kdnnen wir dort einlagern. Aber Temu, AliExpress
und alles andere geht nicht. Das geht unter Briefpost nicht unter Paketpost.

Und wenn am Morgen der Kollege kommt und 6ffnet dieser Facher. Ich sage euch, da
ist alles Zalando drin, alles Retoursendungen. Wo wollen wir das sonst noch deponie-
ren? Wenn wir es avisieren: Viele Leute gehen nicht gerne zur Post. Wenn sie eine
Abholungseinladung bekommen, denken sie: Ah, Scheisse. Ich habe wieder einen Sch-
eissbrief bekommen. Ich gehe nicht. Dabei ware es so ein spezielles Paket. Ich kann
euch sagen: Am Morgen Uber 1'500 taglich, die zurickkommen: nicht abgeholt. Was
sollen wir da noch machen? Wir missten die ja zustellen. Wenn wir die in Bumpliz vor
die Ture werfen: Wie lange geht es, bis sie weg sind? Nicht lange. Das ist einfach so.
Aus diesem Grund muss ich euch sagen, gréssere als die My Post 24-Filiale in Bumpliz
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gibt es nicht. Es sind 172 Facher. Wir haben keinen Platz fur solche Fach-Anlagen. Das
ist das grosse Problem. Vielen Dank fur eure Aufmerksamkeit.

Prasidentin: Danke, Daniel. Gibt es noch Fraktionsvoten? — Einzelvoten? — Wiinscht
der Gemeinderat das Wort? Er verzichtet. Dann stimmen wir lber die Motion als Richt-

linie ab.

Abstimmung Nr. 020

2022.SR.000209: als Richtlinie

Ablehnung

Ja 6
Nein 56
Enthalten 0

Préasidentin: Ihr habt die Motion abgelehnt. Wir machen Pause und wir machen weiter
um 20.32 Uhr. Einen guten Appetit.

Schluss der Sitzung: 19.02 Uhr.

Namens des Stadtrats

Die Préasidentin fur das Protokoll
02.07.2024 22.07.2024
X \/ﬁé“’f o
Signiert von: VALENTINA ACHERMANN Signiert von: ANITA FLESSENKAMPER
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Anwesenheit in der Sitzung von 20.30 bis 22.35 Uhr

Stadtrat anwesend

Valentina Achermann, Prasidentin

Janina Aeberhard
Timur Akgasayar
Debora Alder-Gasser
Lena Allenspach
Ruth Altmann
Emanuel Amrein
Mirjam Arn

Oliver Berger
Tom Berger

Lea Bill

Laura Binz
Gabriela Blatter
David Béhner
Michael Burkard
Francesca Chukwunyere
Milena Daphinoff
Sibyl Eigenmann
Nik Eugster
Alexander Feuz
Sofia Fisch
Katharina Gallizzi
Lionel Gaudy
Franziska Geiser
Thomas Glauser

Stadtrat entschuldigt
Yasmin Amana Abdullahi
Ursina Anderegg

Jelena Filipovic

Gemeinderat
Alec von Graffenried PRD
Reto Nause SUE

Stadtkanzlei
Claudia Mannhart, Stadt-
schreiberin

Ratssekretariat
Jacqueline Cappis, Stv.
Ratssekretarin

Muriel Graf
Claude Grosjean
Lukas Gutzwiller
Bernadette Hafliger
Bernhard Hess
Michael Hoekstra
Thomas Hofstetter
Matthias Humbel
Seraphine Iseli
Ueli Jaisli

Bettina Jans-Troxler
Anna Jegher
Raffael Joggi
Nora Joos
Barbara Keller
Fuat Koger

Anna Leissing
Corina Liebi
Maurice Lindgren
Simone Machado
Salome Mathys
Esther Meier
Daniel Michel
Matteo Micieli

Ingrid Kissling-Naf
Nora Krummen
Halua Pinto de Magalhdes

Michael Aebersold FPI
Franziska Teuscher BSS

Mago Fluck, Ratsweibel

Szabolcs Mihalyi
Tanja Miljanovic
Niklaus Murner
Dominic Nellen
Barbara Nyffeler
Mehmet Ozdemir
Florence Parli Schmid
Simone Richner
Claudio Righetti
Mirjam Roder

Sarah Rubin

Michael Ruefer

Mabhir Sancar

Judith Schenk

Nicole Silvestri
Chandru Somasundaram
Ursula Stockli

Irina Straubhaar
Bettina Stissi
Michael Sutter
Johannes Wartenweiler
Marcel Withrich
Paula Zysset

Lukas Wegmdiller
Janosch Weyermann

Marieke Kruit TVS

Cornelia Stiicker, Sekretariat
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2023.SR.0101

13 Postulat Fraktion Mitte (Sibyl Eigenmann / Lionel Gaudy, Mitte): Mo-
dernisierung des Parkkartensystems in der Stadt Bern — Vollstéandige
Digitalisierung des Parkkartensystems und Forderung des Car-Sha-
rings

Préasidentin: Liebe Kolleg*innen, willkommen zurick nach der Pause. Wir sind bei
Traktandum 13. Es ist ein Postulat der Mitte-Fraktion. Das Postulat ist bestritten und
ich erteile den Einreichenden das Wort, Lionel Gaudy.

Lionel Gaudy (Mitte) fur die Einreichenden: Wir sind positiv, muss ich jetzt sagen,
nicht Gberrascht, sondern positiv eingestellt gegentber der Antwort des Gemeindera-
tes, die hier vorliegt. Wir fordern einerseits eine Fortfihrung der Digitalisierung und
andererseits eine Fortfuhrung und vor allem ein bisschen mehr Mut im Hinblick auf das
Car-Sharing. Da werden wir das Votum teilen, dort wird nachher Sibyl Eigenmann dazu
reden. Vielleicht zuerst einmal zur Digitalisierung. Wir begriissen es natirlich, dass
man heute Parkkarten immerhin schon einmal online bestellen kann. Sie werden nach-
her ausgedruckt und per Post nach Hause geschickt. Die Rechnung bezahlt man. Dort
winschen wir uns wirklich mehr Mut, mehr fortschrittliches Denken der Stadt und mehr
Vorwartsmachen im Hinblick auf die Digitalisierung. Es ist mittlerweile mdglich, auf Bun-
desebene eine Autobahnvignette online zu erstellen, online zu zahlen und man muss
sie auch nicht mehr an die Windschutzscheibe kleben. In unserer Optik sollte es auch
maoglich sein, fir eine Parkkarte genau dasselbe zu machen. Der Gemeinderat sagt
zwar in seiner Antwort, dass man da dran ist. Wir wirden gerne wissen, wie man daran
ist, was der Zeitplan ist. Wie kommt man vorwarts? Einerseits wiinschen wir uns natur-
lich, dass sie das Postulat annehmen. Ich glaube, da kédnnte man einiges an Kosten
sparen. Man konnte es fur die Bevdlkerung erleichtern und andererseits akzeptieren
wir den Prifungsbericht nicht. Wir wiinschen uns wirklich etwas mehr Fleisch am Kno-
chen. Merci.

Prasidentin: Merci, Lionel. Oh, das ist sehr laut. Dann hat Sibyl Eigenmann das Wort.

Sibyl Eigenmann (Mitte) fur die Einreichenden: Ich tGbernehme noch den Punkt zum
Car-Sharing und der Hintergrund von unserem Postulat, das wir hier eingereicht haben,
ist ein personlicher gewesen. Ich habe da Politik fir mich selber gemacht, tatsachlich
flr einmal. Sonst habe ich natirlich immer das gréssere Bild vor den Augen, aber ich
habe kein Auto und wir haben einen Kollegen in der Stadt, der wohnt in einem anderen
Stadtteil-Quartier und im Winter leihen wir sein Auto aus und es ware fir uns sehr
praktisch gewesen im Winter, weil wir dann Skitouren machen und fiir die ganze Skitou-
renausristung jeweils das Auto brauchen, dass wir das Auto bei uns stationieren hatten
kénnen. Also das Auto des Kollegen — weil wir kein Auto haben — bei uns zu stationie-
ren. geht aber nicht, denn er hat schon eine Parkkarte und wir haben keine Parkkarte
zusétzlich mehr bekommen. Darum meine Anfrage: Wieso ist es nicht méglich? Car-
Sharing ist zukunftstrachtig, es ist 6kologischer jedenfalls als 2 Autos zu haben. Wieso
ist es nicht mdoglich, auch fur ein Auto 2 Parkkarten zu haben. Ich bin ein bisschen
enttauscht vom Antwortbericht, denn es ist eine nicht sehr kreative Antwort. Es geht
rein darum, dass es eben ein Missbrauchspotenzial bergen wiirde. Es geht nur so, das
Schwarz/Weiss-Denken, also Auto ist das Bése und darum soll man ja nichts fir das
Auto machen. Das finde ich sehr schade. Anstatt, dass man aufgezeigt hétte in diesem
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Postulat, in der Antwort, wo der Gewinn fur die Stadt liegen wiurde, namlich mehr Park-
kartenverkauf, geht man lieber darauf ein, fur was das alles missbraucht werden
kdnnte, was ich sehr bedaure. Der Bericht lasst auch darauf schliessen, dass das Geld
lieber an Privatunternehmen fliessen sollte, wie zum Beispiel an Mobility oder ahnliche
Konsorten. Der Bericht sagt auch nein, das wirde den Missbrauch der Arbeitspendler
fordern. Also mit 2 Parkkarten. Man kénnte mit der einen Parkkarte am Morgen parkie-
ren und nachher ins Buro fahren. Da frage ich mich einfach ja, was ist denn eigentlich
besser, also der Missbrauch oder 2 Autos haben und mit diesen 2 herumfahren, oder
ein Auto zu teilen. Das ist sehr schade. Und am Schluss finde ich, der Bericht ist auch
leicht widersprichlich. Es wird namlich gesagt, man darf die Parkkarten haben fur ge-
mietete Autos. Wenn ich ein Auto eine Zeit lang bei einer Car-Sharing-Organisation
miete, darf man tatsachlich eine Parkkarte beantragen. Ich darf sogar eine Parkkarte
beantragen, wenn ich ein Auto bei einem Kollegen miete, aber ich darf keine Parkkarte
haben, wenn ich das Auto eines Kollegen ausleihe. Es ist extrem kapitalistisch, ko-
misch. Wir finden es sehr schade, dass man diesen Bericht nicht fir mehr Innovationen
in diesem Bereich genutzt hat und lehnen deshalb die Antwort ab.

Prasidentin: Merci, Sibyl. Gibt es Fraktionserklarungen? Michael Sutter fur die
SP/JUSO.

Michael Sutter (SP) fir die Fraktion: Die SP/JUSO-Fraktion stimmt dem Punkt 1 des
Postulats zu. Die anderen Punkte lehnen wir hingegen ab. Wenn nicht punktweise ab-
gestimmt wird, lehnen wir das ganze Postulat ab. Den Prifungsbericht nehmen wir so
an. Die vollstadndige Digitalisierung der Parkkarte ist, wie der Gemeinderat schreibt, auf
dem Weg. Das unterstitzt auch die SP/JUSO-Fraktion. Da braucht es aber wahrschein-
lich jetzt nicht noch einen Vorstoss dazu. Anders sieht es bei der Idee eines omindsen
Parkkarten-Sharings aus. Wir finden auch Car-Sharing sinnvoll, wenn es dadurch ins-
gesamt weniger Autos in der Stadt hat. Wie im Vortrag ausgefihrt wird, besteht aber
bei der vorgeschlagenen Regelung ein erhebliches Missbrauchspotenzial, wenn ein
Auto tatsachlich oder eben nur vermeintlich mit anderen Leuten geteilt wird oder wenn
es nachher auch in anderen Stadtteilen eine Parkkarte hat und damit auch dort unbe-
grenzt abgestellt werden kann. Das lauft der Idee der verschiedenen Zonen fir das
Parkieren entgegen und schafft Fehlanreize. Wir wollen nicht, dass mehr Parkkarten
herausgegeben werden, im Gegenteil, es sollen weniger werden, weil wir ja auch die
Zahl der offentlichen Parkplatze abbauen wollen. Das ist auch in den Klimamassnah-
men des Gemeinderates explizit vorgesehen. Es kann aber auch nicht sein, dass Park-
platze, die abgebaut werden, einfach durch Car-Sharing-Parkplatze ersetzt werden. Auf
das 6kologisch verbramte "Buebetrickli" dieses Vorstosses fallen wir nicht rein, und nur
fur das erklarte Eigeninteresse der Motionarin braucht es hier auch keine Sonderrege-
lung.

Prasidentin: Merci, Michael. Dann kommt Lea Bill fir die GB/JA!-Fraktion.

Lea Bill (GB) fiur die Fraktion: Ich nehme es vorweg, die GB/JA!-Fraktion stimmt den
Punkten 1 und 3 zu, der Punkt 2 lehnen wir ab und falls es naturlich nicht punktweise
abgestimmt wird, dann wiirden wir das Ganze ablehnen. Und wir nehmen die Antworten
des Gemeinderates auch gerne als Prifungsbericht. Wieso? Wir begriissen durchaus
die Digitalisierung des Parkkartensystems. Da ist ja die Stadt Bern auch dran, also der
Punkt 1. Zudem sind wir als griines Biindnis und junge Alternative logischerweise fir
Car-Sharing. Wenn man schon ein Auto unbedingt brauchen will, dann soll man es doch
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bitte auch mit anderen zusammen teilen und nicht alle ihr eigenes haben. Das ist der
Punkt 3. Aber wir glauben ehrlich gesagt nicht ganz daran, dass die Parkkarte, die fur
mehrere Zonen gelten soll, dass das ein sinnvolles Instrument ist, Car-Sharing zu fér-
dern, also den Punkt 2. Wir wirden jetzt nicht ganz so weit gehen wie der Gemeinderat,
wo doch ein gar disteres Szenario von Missbrauch etc. in seiner Antwort beschreibt.
Aber die Motionérin hat es jetzt zwar etwas anders gesehen, aber wir bezweifeln ehrlich
gesagt, dass das ein grosses Bedirfnis ist. Also, dass eigentlich das Teilen von Autos
Uber das gesamte Stadtgebiet verteilt, dass das ein grosses Bedurfnis ist. Dort sehen
wir es schon &hnlich wie der Gemeinderat, dass es nachher dann viel eher einmal da-
rum geht, dass man irgendwie dann mit einem Auto arbeiten oder einkaufen geht. Und
da sind wir mit dem Gemeinderat auch einig, dass das nicht geférdert werden darf. Und
es tut mir sehr leid, dass halt Sibyl Eigenmann jetzt trotzdem halt wie das nicht machen
kann, das Auto zu teilen. Aber wenn sie dann eine Person ist von irgendwie 150’000 in
der Stadt Bern, denke ich macht es wirklich keinen Sinn, jetzt hier ein eigenes Regime
aufzubauen fir sie. Und es ist auch ehrlich gesagt nicht wirklich 6kologisch sinnvoll,
wenn man ein Auto teilt Gber das gesamte Stadtgebiet. Es ist besser, wenn Menschen,
die gerade nebeneinander wohnen, sich ein Auto teilen. Da féllt n&mlich das ganze Hin-
und Herfahren weg. Da geben wir auch dem Gemeinderat recht. Bei den Punkt 1 und 2
finden wir aber, dass es eigentlich nicht mehr eine weitere Prifung braucht. Deshalb
nehmen wir diese Antwort auch als Priufungsbericht entgegen. Danke vielmals.

Prasidentin: Danke, Lea. Als nachstes kommt Oliver Berger fur die FDP/JF-Fraktion.

Oliver Berger (FDP) fur die Fraktion: Wer kennt es nicht? Man stellt das Auto in der
blauen Zone mit einer gultigen Karte ab und hat trotzdem eine Busse, und zwar mit der
Begriindung man hat die Karte nicht lesen kdnnen. Solche Situationen, das kénnte man
kinftig verhindern, indem, dass man eine digitale Parkkarte hat. Im Zeitalter der Digi-
talisierung, da ist es an der Zeit, die Parkkarte zu digitalisieren, auf den neusten Stand
der Technik und der Trends zu bringen. Ein Koppeln der Autonummern an eine Bewil-
ligung bewahrt sich auch aktuell bei der neuen digitalen Autobahnvignette. Wir begris-
sen deshalb die Antwort und die Einstellung des Gemeinderates, eine digitale Parkkarte
einzufuhren. Das bringt Effizienzgewinn in der Ausstellung, im Handling, im Ordnungs-
dienst und so weiter und so fort. Wir empfehlen aber, dort ein bisschen mutiger zu sein
und den Gesamtprozess durchgangig und ohne Medienbriiche zu digitalisieren. So wird
die Verwaltung auch als Organisation und auch die Bewirtschaftung der Karten effizi-
enter und schlanker. Bei der Einfihrung des Car-Sharings da erachten wir die Antwort
des Gemeinderates als ein bisschen defatistisch oder mutlos. Die Fraktion FDP-Jung-
freisinn geht mit den Postulanten einig, dass mit der Car-Sharing-Mdéglichkeit zusatzli-
ches Potenzial erschlossen werden kénnte und das ware doch eine pragmatische und
nachhaltige Loésung. Wir werden deshalb das Postulat in allen Punkten annehmen und
den Begrindungsbericht ablehnen. Besten Dank fur die Aufmerksamkeit.

Prasidentin: Merci, Oliver. Gibt es Einzelvoten? Der Gemeinderat verzichtet auf ein
Votum, den kénnen wir direkt zu den Abstimmungen. Wir werden punktweise abstim-

men. Wir stimmen zuerst ab tber den Punkt 1.

Abstimmung Nr. 021

2023.SR.0101: Punkt 1

Annahme
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Ja 55
Nein 8
Enthalten 2

Prasidentin: lhr nehmt den Punkt 1 des Postulats an. Wir stimmen ab tGber den Punkt
2.

Abstimmung Nr. 022

2023.SR.0101: Punkt 2

Ablehnung

Ja 20
Nein 45
Enthalten 0

Prasidentin: lhr lehnt den Punkt 2 ab. Wir sind beim Punkt 3.

Abstimmung Nr. 023

2023.SR.0101: Punkt 3

Annahme

Ja 33
Nein 30
Enthalten 3

Prasidentin: Ihr nehmt den Punkt 3 an. Wir stimmen noch Uber den Prifungsbericht
ab.

Abstimmung Nr. 024

2023.SR.0101: Prufungsbericht

Annahme

Ja 50
Nein 16
Enthalten 0

Prasidentin: Der Prufungsbericht ist angenommen.

2014.SR.000330

14 Motion Fraktion SP (Stefan Jordi/Annette Lehmann, SP) - ibernommen
durch Michael Sutter (SP): Mehr Sicherheit fir Kinder und Jugendliche
beim Spitalackerschulhaus! Endlich Massnahmen umsetzen; Fristver-
langerung

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 14. Es geht um eine Fristverlangerung. Die Frist-
verlangerung wurde in der Kommission bestritten und aus diesem Grund ist sie im
Stadtrat traktandiert. Und ich erteile der Kommission das Wort. Fur die PVS, Michael
Ruefer.
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Michael Ruefer (GFL) fur die PVS: Es ist sehr untublich, dass man zu so einem Trak-
tandum aus der Kommission spricht. Nichtsdestotrotz es hat gewisse Vorbehalte gegen
die Fristverlangerung, weil man in diesem Fall findet, dass tatsachlich eine Studie er-
stellt wurde, mit der Qualitat eines Vorprojekts fir die Anpassungen im Spitalacker-
Schulhaus. Man hat provisorische Massnahmen — Sofortmassnahmen sozusagen — er-
griffen, aber es ist auch ganz klar, dass das nicht reicht, dass es noch bauliche Mass-
nahmen braucht. Entsprechend lehnt ein Teil der Kommission die Fristverlangerung ab,
und es liegt ein Antrag vor. Ich weiss jetzt nicht, wie wir das Handhaben. Aber es liegt
ein Antrag... Sorry, ich spreche zum falschen. Ist gut? Jetzt habe ich nur das 13 gese-
hen und ich sollte eigentlich zum 14 reden.

Das Traktandum wird auf Nummer 14 umgeschaltet.

Michael Ruefer (GFL) setzt sein Votum fort: Aber ja, nein jetzt hat es gewechselt. Es
liegt einen Antrag vor, der ist allerdings nicht in der Kommission gewesen, dass man
die Fristverlangerung verkirzt. Und genau, entsprechend kann ich ihnen jetzt als Kom-
missionssicht da keine Empfehlung abgeben, ob das Sinn macht, die Frist zu verkirzen
oder nicht.

Prasidentin: Merci, Michael. Wir werden die beiden Antrdge gegeniberstellen. Als
nachstes haben die Einreichenden das Wort, Michael Sutter.

Michael Sutter (SP) fur die Einreichenden: Es ist ein Moment her, der vorliegende
Vorstoss ist 2014 eingereicht und 2017 Uberwiesen worden. Dass 10 Jahre nach dem
Einreichen eine Fristverlangerung um weitere fast 4 Jahre beantragt wird, stosst bei
den Motionar*innen, die inzwischen schon lange nicht mehr im Stadtrat sind, auf ziem-
liches Unverstandnis. Es sind zwar durchaus gute Sofortmassnahmen umgesetzt wor-
den, aber wie es im Vortrag steht, sollen jetzt 10 Jahre nach dem Einreichen weitere
Sofortmassnahmen geprift werden, die den Namen so also wirklich nicht mehr verdie-
nen. Sogar in Bern geht eine Prifung nach 10 Jahren, glaube ich, nicht mehr unter
"sofort" durch. Ob eine Verkirzung der Frist etwas bringt, da sind sich auch die Motio-
nar'innen nicht sicher. Aber die Erwartung, dass Auftrage vom Parlament erflllt wer-
den, bevor alle Unterzeichnenden von einem Vorstoss nicht mehr im Stadtrat sind, der
sei hier wieder einmal deponiert.

Prasidentin: Merci, Michael. Wir sind bei den Fraktionserklarungen. Einzelvoten? Nein,
Mirjam Arn fir die GB/JA!-Fraktion.

Mirjam Arn (GB) fur die Fraktion: Wie bereits gesagt worden ist, es ist die dritte Frist-
verlangerung, die beantragt wird und hier geht es erstens um verkehrssicherheitstech-
nische Anpassungen, also Verlangsamung des Verkehrs, Starkung des Fussverkehrs,
Reduktion des motorisierten Verkehrs und zweitens auch um Klimamassnahmen, so
wie es in diesem Vorstoss steht, also die Entsiegelung und Begriinung von einem Teil
der Flache auf der Kreuzung. Die Vorstudie ist durchgefiihrt und sie wird so wie sie
vorliegt, vom Elternverein, der Quartierorganisationen, von der Schulleitung, von allen
positiv angenommen. Und es geht jetzt um die finale Planung und Durchsetzung. Und
so wie das Michael Sutter schon gesagt hat, angesichts von der langen Zeit von 10
Jahren, die seit dem Einreichen der Motion vergangen ist und angesichts durch die vom
Gemeinderat bestatigt positiv Auswirkungen von diesen Sofortmassnahmen, sehen wir
die zeitnahe Realisierung als sehr wichtig an und aus diesen Griinden beantragen wir
die Fristverlangerung bis Ende 2025 anstatt wie gefordert bis Ende 2027. Merci.
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Prasidentin: Merci, Mirjam. Das Wort hat Mehmet Ozdemir von der SP/JUSO-Fraktion.

Mehmet Ozdemir (SP) fir die Fraktion: Ja, es ist wieder ein bisschen nostalgisch, es
ist nAmlich noch langer her, als die Motion gekommen ist. Vor 20 Jahren bin ich dort in
die Schule gegangen und ja in der Zwischenzeit hat sich sehr viel gedndert. Die Turn-
halle ist anders und diverse Massnahmen wurden schon umgesetzt. Das schleckt na-
tdrlich keine Ziege weg. Eine Fristverlangerung, die notwendig ist, das ist ein schlech-
tes Zeichen, dass das nicht zeitgerecht umgesetzt werden konnte. Angesichts von den
knappen Finanzmitteln und den personellen Kapazitaten ist der Gemeinderat gezwun-
gen, Prioritdten zu setzen und wir sind jetzt der Meinung, dass der Gemeinderat hier
die Prioritaten richtig gesetzt hat. Das, was schnell umsetzbar und wirksam gewesen
ist, hat man gemacht. In der Management-Sprache wiirde man jetzt von den Quick Wins
reden. Fur weitere Massnahmen bekdme jetzt der Gemeinderat die notwendige Zeit,
die Projektierung sorgfaltig voranzutreiben und eben die Klimaanpassungsmassnah-
men, wie Entsiegelung und Begriinung, die kénnte man nachher mit der Uberbauung
der alten Feuerwehrkaserne und dem Tram Bern-Ostermundigen synchronisieren und
so kann man den Einsatz der Mittel optimieren. Deshalb wird die SP/JUSO-Fraktion
einer weiteren Fristverlangerung zustimmen. Ich danke ihnen fir die Aufmerksamkeit.

Prasidentin: Merci, Mehmet. Wir sind bei den Einzelvoten. Dann sind wir beim Votum
von Marieke Kruit fiir den Gemeinderat.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Die Sicherheit der Verkehrsteilnehmenden, besonders
natirlich auch von den Kindern und Jugendlichen ist ein zentrales Anliegen des Ge-
meinderates. Wir haben deshalb schon vor gewisser Zeit Sofortmassnahmen im Be-
reich des Spitalacker-Schulhauses umgesetzt. Dank diesen Massnahmen hat sich die
Situation verbessert. Aber klar, wir wollen dort noch mehr machen, und zwar langerfris-
tig. Es liegt ein Projekt fur die bauliche Umgestaltung des Knoten Beundenfeldstrasse -
Spitalackerstrasse-Gotthelfstrasse vor. Konkret soll der Fussverkehr gestarkt und die
Verkehrsflache fur den motorisierten Individualverkehr reduziert werden. Der Platz, der
dadurch gewonnen werden kann, soll zum Teil mit Baumen bepflanzt und mit Grin
gestaltet werden. Wie sie wissen, haben wir zurzeit auch beim Fachpersonal wirklich
auch einen Engpass. Wir missen darum priorisieren. Sie haben uns Ubrigens auch
angehalten zu priorisieren und dieser Perimeter ist jetzt im Moment halt nicht ganz
zuoberst auf der Liste. Wir hatten es natlrlich gerne anders, aber das ist halt auch die
Realitat. Bis das Bauprojekt dann definitiv aufgenommen wird, werden wir aber noch
weitere Sofortmassnahmen zur weiteren Verbesserung der Verkehrssicherheit priufen
und umsetzen.

Prasidentin: Merci, Marieke. Wir stimmen uber die Antrage ab. Wir werden den Antrag
des Gemeinderates dem Antrag der GB/JA!-Fraktion gegenliberstellen. Wer dem An-
trag des Gemeinderates zustimmt, also die Fristverlangerung bis Ende 2027, driickt
Grin. Wer dem Antrag der GB/JA!-Fraktion zustimmt, also die Fristverlangerung bis
Ende 2025, drickt Rot und wer sich enthdlt, drickt Weiss. Wir werden anschliessend
Uber den obsiegenden Antrag abstimmen.

Antrag
1 GB/JA!: Zur Umsetzung der Motion Punkt 2 und 3 wird eine Fristverlangerung bis zum

31. Dezember 2025 gewahrt.
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Abstimmung Nr. 025

2014.SR.000330: Antrag Gemeinderat vs. Antrag 1

Antrag Gemeinderat obsiegt

Ja 42
Nein 26
Enthalten 0

Préasidentin: Der Antrag des Gemeinderates hat 42 Stimmen bekommen, der Antrag
der GB/JA!-Fraktion 26, es hat 0 Enthaltungen gegeben. Und darum stimmen wir jetzt
Uber obsiegenden Antrag, Uber den Antrag des Gemeinderates ab, Fristverlangerung
bis Ende 2027.

Abstimmung Nr. 026

2014.SR.000330: Antrag Gemeinderat

Annahme

Ja 47
Nein 23
Enthalten 0

Prasidentin: Ihr habt den Antrag des Gemeinderates angenommen.

2022.SR.000031

15 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser, SVP/Lionel
Gaudy, Mitte): Um die Wohnqualitat im Kirchenfeldquartier zu verbes-
sern braucht es zur Entlastung der stark frequentierten Hauptstrasse
Freudenbergplatz-Ostring-Burgernziel-Thunstrasse-Kirchenfeld-
strasse-Monbijoubriicke-Eigerplatz eine neue, 6kologisch sinnvolle
Sidumfahrung! Die nétigen Planungen sind zu starten und die be-
troffene Region ist in den Planungsprozess einzubinden

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 15. Eine Motion der SVP zu der Verbesserung
der Wohnqualitat im Kirchenfeld-Quartier. Die Motion ist bestritten und ich erteile den
Einreichenden das Wort. Fur die SVP, Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Wir haben das Votum aufgeteilt, und
zwar fur die Motionare rede zuerst ich und nachher Lionel Gaudy von der Mitte. Worum
geht es uns? Wir wollen die Wohnqualitat im Kirchenfeld-Quartier verbessern. Wir sind
der Meinung, dass die Hauptachse Freudenbergerplatz, Ostring, Burgernziel,
Thunstrasse, Kirchenfeldstrasse, Monbijoubriicke und Eigerplatz Uberlastet ist. Wir
sollten hier eine dkologisch sinnvolle Sidumfahrung planen. Uns ist vollig klar, das ist
nicht etwas, was man heute oder morgen macht. Es geht darum, dass man die nétigen
Beteiligten einbindet, insbesondere das ASTRA, dass man frihzeitig die nétigen Pla-
nungen startet, damit man dieses Ziel erreichen kann. Sie sehen unsere Forderungen,
die wir haben, deshalb haben wir sie als Motion formuliert. Wir haben véllig offengelas-
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sen, wo es genau durch geht. Wir haben gesagt, der Gemeinderat habe mit den ver-
antwortlichen des ASTRA die nétigen Schritte in die Wege zu leiten, damit die Planung
an einer Sudumfahrung rasch an die Hand genommen werden soll. Ihr seht, das ist
vorsichtig formuliert, aber darum als Motion, mit dem ASTRA reden, dass man nachher
mit der Planung anfangt. Zweitens, der Gemeinderat habe sich bei den zustédndigen
Gremien dafiir einzusetzen, damit betreffend Stidstidumfahrung rechtzeitig — lesen sie
das Wort — der Partizipationsprozess fir die betroffene Region gestartet werden kann.
Wir sagen nicht heute und morgen. Wir missen planen. Es geht darum, einen Partizi-
pationsprozess einzuleiten, wo genau dann die Sidumfahrung durchgeht. Das ergibt
sich erst nach dem Partizipationsprozess und nicht vorher. Deshalb haben wir das so
gemacht. Sie sehen, der Gemeinderat spricht immer lGber eine siedlungs- und zukunfts-
fahige Stadtentwicklung. Das wollen wir auch. Aber wir sind eben der Meinung, man
muss hier eben das nétige Veranlassen, dass man das machen kann. Ich werde wahr-
scheinlich die Sudumfahrung nie mehr benutzen kdnnen nach menschlichem Ermes-
sen, weil ich dann irgendwie etwa 96 bin oder was auch immer, bis es realisiert wird.
Aber man muss jetzt beginnen mit dem Planungsprozess, dass man das tut und ihr
seht, darum sind wir hier. Wir haben ja jetzt den Bypass oder was auch immer. Es geht
darum, dass man Visionar denkt. Ich habe gesagt, beim Bahnhof Bern hatte man dann
in den funfziger Jahren wahrscheinlich den Vorstoss des jungen Berns versenkt. Ich
habe auch gesagt wieso, denn die Leute wollten lieber vom Bahnhof direkt in den
Schweizerhof und zum Loeb gehen. Aber jetzt haben wir natirlich ein Riesenproblem.
Es ware wahrscheinlich einfacher gewesen. Und auch hier bin ich der Meinung, dass
es fir die Region wichtig ware, dass man jetzt den Planungsprozess startet. In diesem
Sinne bitte ich euch unserer Motion zuzustimmen.

Prasidentin: Danke, Alex. Ebenfalls fur die Einreichenden, Lionel Gaudy.

Lionel Gaudy (Mitte) fur die Einreichenden: Merci vielmals, vielleicht noch ein paar
Worte erganzend. Eben, einerseits geht es um einen visiondren Charakter der Ver-
kehrsplanung und andererseits eigentlich um das Kernanliegen des Vorstosses die Ent-
lastung des Kirchenfelds-Quartier, auch vom Murifeld-Quartier, vom Ostring-Quatrtier,
die betroffen sind. Aktuell sind es die vom ASTRA definierten Autobahnzubringer, sie
laufen einfach mitten durch das Quartier. Sie zerschneiden das Quartier auf recht lan-
ger Breite wirklich, von der Monbijoubriicke zum Thunplatz bis zum Ostring hinten, hat
man eine Riesenschneise durch das Quartier hindurch. Und ein grosser Teil des Ver-
kehrs kdnnte man eigentlich auf eine Autobahn oder zumindest eine Stadtautobahn
verlagern, wenn man dort eine Stidumfahrung hatte. Und genau darum geht es in die-
sem Vorstoss, dass man diese Perspektive eigentlich nicht verliert. Wir gehen uns nicht
ganz einig mit der Antwort des Gemeinderates, der findet, das wiirde eine zusatzliche
Attraktivitat des Autoverkehrs schaffen. Ich glaube, der Weg uber die Stiidumfahrung
ware langer, aber es wirde uns als Stadt die Mdglichkeit geben, dort einen Einfluss zu
nehmen. Die Verkehrsplanung auf dem Stadtgebiet, solange es nicht Autobahnzubrin-
gerstrassen sind, kdnnen wir ndmlich beeinflussen. Da kénnt ihr entscheiden, wie viel
Verkehr man dort durchlassen will. Und ich glaube, wenn die Leute mit dem Auto eben
nicht quer durch die halbe Stadt fahren miissen, weil es einfach keinen anderen Weg
gibt, um von A nach B zu kommen, dann profitieren wir am Schluss alle davon. Deshalb
bitte ich euch diesem Vorstoss zuzustimmen. Danke vielmals.

Prasidentin: Danke, Lionel. Wir sind bei den Fraktionsvoten. Michael Sutter fir die
SP/JUSO-Fraktion.
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Michael Sutter (SP) fir die Fraktion: "Totgesagte leben lédnger.” Das scheint das Motto
der Einreichende dieses Vorstosses zu sein. Ich glaube, mich zu erinnern, dass diese
Forderung hier schon diverse Male diskutiert und jeweils auch hochkant verworfen
wurde. Man kénnte es schon fast als eine Stérung der Totenruhe bezeichnen, dass die
langstens beerdigte Sidumfahrung einmal mehr aus der Mottenkiste der unbegrenzten
Autoeuphorie geholt wird, nur um wieder klar bachab geschickt zu werden. Und die
Idee, ein Quartier zu entlasten, indem man mitten durch ein anderes Quartier eine neue
Stadtautobahn baut, die ist mindestens absurd. Wenn man den Verkehr reduzieren will,
muss man ihn reduzieren und nicht neue Verkehrsflachen schaffen, die nachher noch
mehr Verkehr anzieht. Und wenn sogar das ASTRA und der Kanton, so ein Strassen-
bauprojekt als Uberflissig, ja sogar als kontraproduktiv anschaut, ja, dann muss es ja
wirklich jenseits von Gut und Bose sein. Wer die zukinftigen Generationen ausgerech-
net mit noch mehr Uberdimensionierten und unnétigen Strassenbauprojekten beschen-
ken will, der meint es definitiv nicht gut mit denen.

Préasidentin: Danke, Michael. Dann kommt Oliver Berger fur die FDP/JF-Fraktion.

Oliver Berger (FDP) fur die Fraktion: Ja, Totenruhe stdren, ich hoffe, er meint damit
nicht Frau Franziska Teuscher, die dazumal im Nationalrat 2001 den Vorstoss auch
schon einmal eingegeben hat. Namlich, dass man ablehnen soll, die Stidumfahrung zu
prufen. Der Bundesrat hat das dann abgeschrieben. Auch zum Alex: Ich hoffe, wenn er
das erst mit 96 erleben will — mit 39 wo er jetzt ist —, dann geht das noch ein bisschen
lange. Ja, schon im Siedlungsbericht 2020 von der Regionalkonferenz Bern Mittelland
ist gestanden, dass es eine leistungsfahige Sitdtangente braucht eine Stidwest-Tan-
gente. Die fehlt sowohl fur den motorisierter Individualverkehr (MIV) wie auch fur den
OV der Stadt Bern. Grundsatzlich wird das Mobilitatsbediirfnis auch in Zukunft wachsen
und der Verkehr gemass dem ASTRA, das vorher zitiert worden ist, wird 2 bis 3% zu-
nehmen pro Jahr. Wenn die Stadt also den Verkehr von den eigenen Strassen wegha-
ben will, braucht es auch eine leistungsféahige Alternative oder eben das Hochleistungs-
netz um die Stadt herum. Am einfachsten geht das mit einem Autobahnring, wie es die
Motionare fordern. Das kennt man zum Beispiel in Rennes, in Paris, in Minchen oder
auch in anderen Stadten. Deshalb finden wir den Vorschlag der SVP grundsatzlich pru-
fenswert, und gegen eine Prifung haben wir nichts einzuwenden, so wie die anderen
Motionare und natiirlich auch von der Mitte. In der Planungsphase kann namlich detail-
liert abgeklart werden, ob sich eine Stidtangente technisch und ékonomisch als sinnvoll
erachtet. In Bern hat der Autobahnring — und vielleicht ist das auch eine versteckte
politische Botschaft — im Moment eine Sichelform. Die Sudtangente wirde also den
Ring schliessen und Redundanzen schaffen. Es wiirde insbesondere das Nadeldhr zwi-
schen Weyermannshaus und auch dem Wankdorf entlasten. Sollte die Stadt Bern diese
Motion versenken, so bitten wir den Gemeinderat das ASTRA zumindest in den STEP-
Projekten, die die Engpéasse beseitigen sollten, zu unterstiitzen und die identifizierten
Licken oder Nadeldhre in den Hochleistungsstrassen zu beheben. Das wiirde dann das
STEP-Projekt 2040 zwischen Weyermannshaus und Wankdorf betreffen. Nur so kann
die Mobilitat zukunftsfahig gestaltet und das Stadtnetz entlastet werden. Die Fraktion
FDP-Jungfreisinn hat die Stimmfreigabe beschlossen, kann mit einer Wandlung in ein
Postulat leben und wiirde dann geschlossen zustimmen. Danke fir die Aufmerksamkeit.
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Prasidentin: Merci, Oliver. Dann kommt Thomas Glauser fur die SVP-Fraktion. Einen
Moment schnell, Thomas. Kann jemand schnell Thomas abmelden und wieder anmel-
den bitte? Gut, jetzt geht es.

Thomas Glauser (SVP) fur die Fraktion: Hier geht es, wie bereits erwahnt wurde, um
eine Prufung. Man weiss, dass auf Autobahnen und Strassen alles etwas langer geht.
Die Muhlen mahlen langsam, bis man richtige Vorschlage hat. Es braucht ein Viertel
Jahrhundert zum Teil. Aus welchem Grund? Man hat einerseits Bundesstrassen, ande-
rerseits hat man Kantonsstrassen und nachher haben wir eben noch stédtische Stras-
sen. Und als wir diesen Vorstoss eingereicht haben, ist es uns sicher auch einmal da-
rum gegangen, dass der Gemeinderat hier vor allem mit dem ASTRA und mit den ver-
schiedenen Stellen, die zustandig sind flr die Strassennetze, zusammenarbeitet, Kopfe
zusammen streckt und Sache zu Gunsten unserer Stadt ausarbeitet, sodass man eben
eine gute Wohnqualitdt hinbekommt. Das kann man jetzt nicht sagen, wie die Achsen
genau aussehen wird. Aber eines ist klar, ihr wollt ja wachsen, ihr wollt ein grosses
Bern mit vielleicht 250’000 Einwohner. Auch dort, wo es mehr Menschen gibt —ich habe
es heute schon einmal gesagt —, gibt es mehr Infrastruktur und dort muss man halt dann
mit der Zeit auch Uberlegungen machen, wie man das machen will. Ich empfehle euch,
dass ihr diesem Vorstoss zur Prifung zustimmt. Da haben wir nichts zu verlieren, so
dass wir dort auch ein bisschen lber die Umfahrungen diskutieren und dass man auch
einen Zeitgewinn drin hat. Besten Dank.

Prasidentin: Danke, Thomas. Wir sind bei den Einzelvoten. Gut, sie wandeln es in ein
Postulat. Dann hat Marieke Kruit das Wort fir den Gemeinderat.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Die vorliegende Motion betrifft die regionale Verkehrs-
planung. Sprich, die Stadt kann da nicht allein entscheiden. Der Gemeinderat legt gros-
sen Wert auf eine siedlungs- und zukunftsfahige Stadtentwicklung, sodass Bern fir die
heutigen, aber auch die nachsten Generationen ein Ort mit viel Lebensqualitat bleibt.
Anstatt mit grossen Autobahnausbauten soll der Verkehr nicht nur im erwahnten Peri-
meter, sondern in der ganzen Stadt bei einem gut abgestimmten Verkehrsmanagement
an den Knotenpunkten sowie mit gezielten baulichen Massnahmen rund um Bern be-
waltigt werden. Wenn wir unsere Klimaziele erreichen wollen, missen wir auf klima-
freundlichen und flacheneffizienteren Verkehrsmitteln setzen. Der Gemeinderat hat
sich in seiner Stellungnahme zum RGSK 2025 dann auch nicht fiir eine Sidumfahrung
ausgesprochen, weil sie eben den verkehrs- und klimapolitischen Zielen auch wider-
spricht. Wie sie ja wissen, hat sich das ASTRA dafiir entschieden, den Bypass Ost zu
realisieren. Auf eine Siidumfahrung, auf die will das ASTRA hingegen verzichten. Der
Gemeinderat bittet sie, diese Motion auch abzulehnen.

Prasidentin: Danke, Marieke. Dann kommen wir zur Abstimmung, und zwar stimmen
wir Uber den Vorstoss als Postulat ab.

Abstimmung Nr. 027

2022.SR.000031: als Postulat

Ablehnung

Ja 14
Nein 46
Enthalten 1
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Préasidentin: Ihr habt das Postulat abgelehnt.

2022.SR.000106

16 Interpellation Fraktion GB/JA! (Jelena Filipovic, GB): Wie wirkt sich
der Biogas-Ausstieg von Bernmobil auf die staddtischen Klimaziele
aus?

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 16. Es handelt sich um eine Interpellation der
GB/JA!-Fraktion. Ist die Diskussion gewiunscht durch die Einreichenden? Ja, sie ist ge-
winscht, dann stimmen wir ab. Wenn 1/3 der Anwesenden dem zustimmen, gibt es eine
Diskussion und sonst eine kurze Erklarung. Wir stimmen ab, ob es eine Diskussion gibt.

Abstimmung Nr. 028

2022.SR.000106

1/3-Quorum erreicht

Ja 33
Nein 26
Enthalten 0

Prasidentin: Die Diskussion ist gewahrt und ich erteile den Einreichenden das Wort,
Katharina Gallizzi.

Katharina Gallizzi (GB) fur die Einreichenden: Danke fur die Gewahrleistung der Dis-
kussion. Ich werde da trotzdem nicht sehr lange werden, aber ich finde, es ist wichtig,
dass man doch noch kurz etwas dazu sagt. Auch wenn das schon eine Weile seither
ist, ist es doch ein bisschen eine leidige Geschichte. Bernmobil hat bei seiner Busflotte,
klamm heimlich muss man sagen, von Biogas auf fossiles Gas umgeristet. Und zwar
einfach oder vielleicht auch nicht so einfach, weil das Biogas sehr viel teurer geworden
ist. Dieser Vorgang ist leider ein bisschen exemplarisch fur die Klimapolitik. Solange
man es leisten kann, ist man grin und klimaschonend, aber sobald man eine etwas
knappe Kasse hat, sobald es teurer wird, ist der Klimaschutz dann doch meistens das
Erste, was man wieder aufgibt. Zuerst wird gross auf die Busse geschrieben, man sei
klimaneutral unterwegs. Und wenn das dann nicht mehr der Fall ist, wird das gar nicht
mehr kommuniziert, auch nicht klein und leise. Es geht uns ja nicht so sehr ums Biogas,
weil, wie wir schon oft gesagt haben, ist Biogas eigentlich viel zu schade fiirs Verbren-
nen. In diesem speziellen Fall ist aber Biogas sozusagen eine Uberbriickungstechno-
logie gewesen, weil man die Gasbusse nicht so schnell auswechseln kann und von dem
her, hat es in diesem Fall auch irgendwie Sinn gemacht, dass man das fossile Gas fur
einen bestimmten Zeitraum durch Biogas ersetzt hat. Der Ausstieg aus dem Biogas
bedeutet jetzt, dass man weiterhin fossile Brennstoffe verbrennt und die Ziele des
Klimareglements wieder in weitere Ferne gertckt sind. In der Antwort auf unsere Inter-
pellation beteuert dann der Gemeinderat, dass die Ziele der Energie- und Klimastrate-
gie bis 2025 weiterhin eingehalten werden kénnen, sofern die vorgesehenen Massnah-
men zielgerecht umgesetzt werden kénnen. Ja, es ist halt wieder so, dass wir das jetzt
ein bisschen spéat da diskutieren, aber mittlerweile ist es doch schon 2024, also fast
2025 und darum wirden wir gerne noch wissen, wo wir jetzt mit diesen Massnahmen
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stehen. Kdnnen die wirklich wie geplant umgesetzt werden und wird die Gasflotte auch
wirklich 2025 aus dem Verkehr gezogen? Falls es sich abzeichnen wirde, dass die
Ziele nicht erreicht werden kénnen, so wirden wir gerne wissen, was man denn jetzt
gedenkt zu machen, weil einfach die Hande zu verwerfen und weiterzumachen, wie
bisher, weil der Klimaschutz, sprich das Biogas, halt zu teuer ist, das ist fir uns keine
Option.

Prasidentin: Danke, Katharina. Wir kommen zu den Fraktionserklarungen. Sofia Fisch
far die SP/JUSO-Fraktion.

Sofia Fisch (JUSO) fur die Fraktion: Wir machen das auch nicht lange. Die Antwort auf
diesen Vorstoss ist schon élter. Das haben wir gehdort. Es erklart, aber gut, warum es
nicht weiter ins Gewicht fallt, dass Bernmobil kein Biogas mehr bezieht. Wir unterstit-
zen das Ziel komplett auf nicht brennbare Antriebsstoffe zu setzen. Auch Biogas wird
letztlich verbrannt und stésst so CO2 aus. Darum gehen wir gleich wie der Gemeinderat
davon aus, dass das Auslaufen der Gasflotte mit konventionellem Gas nicht weiter ins
Gewicht féallt und der Umstieg auf Elektrobusse und Trams der beste Weg zur Errei-
chung der Klimaziele ist. Wir finden es auch wichtig, tber den Fahrplan zum vollstan-
digen Umstieg auf Elektrobetriebe von Bernmobil zu sprechen. Wir finden es aber sinn-
voller, dass wir diese Diskussion dann fuhren, wenn der Geschéftsbericht von Bernmo-
bil im Rat besprochen wird.

Prasidentin: Merci, Sofia. Gibt es Einzelvoten? Dann hat der Gemeinderat das Wort,
Marieke Kruit.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Der Biogasausstieg hat nur einen kurzfristigen, vortber-
gehenden Einfluss auf den CO,-Ausstoss von Bernmobil gehabt. Die Erreichung der
Klimaziele wird nicht infrage gestellt. Letztes Jahr hat Bernmobil seinen CO,-Ausstoss
um 13% senken kdnnen. Diese Gasbusse gehoren jetzt nur noch zur Reserveflotte. Sie
sind noch auf den Verstarkungskurse und als Tram-Ersatzbetriebe im Einsatz, also eher
selten und 2025 werden sie endgliltig ausser Betrieb genommen. Das wird sicher auch
ein paar Anwohnende freuen, die wirklich auch unter dem Larm gelitten haben. Seit
Frihling 2023 ist die Linie 21, also nach Bremgarten, auf E-Busbetrieb umgestellt und
gerade hat Bernmobil die nachste Tranche der E-Busbeschaffung flr die Linie 28 und
weitere Tangentiallinien ausgeldst. Dank Beitrage des EWB-Okofonds und der Bereit-
schaft des Kantons, die héheren Kosten von E-Bussen teilweise zu finanzieren, ist die
Umstellung der Busflotte auf E-Betrieb jetzt wirklich auch langfristig gesichert.

Prasidentin: Merci, Marieke. Der Zufriedenheitsgrad ist teilweise zufrieden.

2022.SR.000145

17 Postulat Fraktion SVP (Alexander Feuz/Kurt Riegsegger /Thomas
Fuchs/Janosch Weyermann/Thomas Glauser, SVP/Simone Machado,
GaP/Ruth Altmann, parteilos): Die finanzielle Notlage von Bernmobil:
Wie geht es weiter? Wie kdnnen drohende Steuer- und Gebihrenerho-
hungen verhindert werden? Gibt es neben Bernmobil und der BASAG
noch andere mit der Stadt verbundene Einrichtungen und Vertrags-
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partner, die wegen der massiv gestiegenen Energiekosten in Schief-
lage geraten sind? Volle Transparenz und das Aufzeigen der Lésungs-
wege sind gefordert!

Prasidentin: Dann sind wir bei Traktandum 17. Das Postulat der SVP Uber die finanzi-
elle Notlage von Bernmobil. Das Postulat ist bestritten und ich erteile den Einreichen-
den das Wort. Alex Feuz fiir die SVP und die Einreichenden.

Alexander Feuz (SVP) fur die Einreichenden: Wir haben hier ein Postulat eingereicht,
weil wir eben doch relativ besorgt sind tGber diese Entwicklung. Ich habe es schon vor-
hergesagt, bei der Elektrizitat. Ihr habt gesehen, wie das EWB gute Gewinne einféhrt,
wie andere Organisationen eben Probleme haben. Und wir sind ja der Meinung, die
ganze Situation muss man genau anschauen. Und ich bin ja der Meinung, man sollte
hier rechtzeitig reagieren. Ihr habt gesehen, was die Stadt schon alles verkachelt hat.
Ihr habt gesehen, wie sie "Kuhlewil" grossartigerweise verkachelt haben. Ich bringe das
Beispiel immer wieder. Man saniert ein marodes Gebaude fir 30,3 Mio. Franken und
dann verkauft man es fir 12,8 Mio. Franken. Wir haben auch hier Angst, dass wir Prob-
leme bekommen bei Bernmobil, und deshalb sind wir der Meinung, dass man hier einen
Prifungsbericht machen sollten. Und dann haben wir insbesondere gesagt, mit welchen
Massnahmen sich eine drohende Steuer- oder Gebuhrenerhéhung vermeiden lasst,
beispielsweise eben mit der Bildung eines Energie-Bezlger-Pools mit BLS, RBS, SBB,
ob sich da Kosten sparen lassen und Risiken vermindern lassen wirden. Nachher ist
auch die Prufung auf den Verzicht, die Rickstellung, Elektrifizierung von diversen Bus-
linien. Ich bin ja durchaus ein Anhanger, habe gar nichts gegen Elektrobusse, aber ihr
musst einfach immer die Kosten und den Nutzen sehen. lhr seid die, die jetzt die AKW
am liebsten abstellen méchtet. Wir werden wahrscheinlich in eine Strommangellage
hineinrutschen und da sage ich, die Windturbinen und die Sonnenkollektoren in den
Wintermonaten kdnnen das nicht auffangen und wenn dann alle Leute noch private
Elektroautos haben sollen, eine Warmepumpe, usw. dann habt ihr namlich nichts als
Probleme. Deshalb sind wir auch der Meinung, dass man so etwas machen sollte. Wir
sind ja der Meinung, dass man manchmal den Fahrplan ausdinnen musste oder prifen
zu mindestens, jedenfalls wo es sinnvoll ist und wo nicht, das mit der Regionalkonfe-
renz zusammen. Wir sind auch an der Prifung des Verzichts des Baus des Tram Bern-
Ostermundigen. lhr erinnert euch, ich habe vor X Jahren immer gesagt, es gebe dann
einmal Doppelgelenkbusse. Dann hat man mir immer gesagt: "Die gibt es nie, die kom-
men nie." Und wenn ihr jetzt heute in der Stadt herumfahrt, seht ihr, dass sie sich der
besten Beliebtheit erfreuen. Und das waren fur mich alles Ansatzpunkte, die man prifen
muisste, ob man das nicht machen muss. Und dann musste man auch schauen — das
ist fur mich klar und deshalb werde ich punktweise Abstimmung machen —, das sind die
Vertrdge mit der BASAG, mit der Bern Arena Stadion AG (BASAG). Dort bin ich der
Meinung, da haben wir wahrscheinlich ungliickliche Vertrage abgeschlossen und auch
hier misste man schauen, ob man hier Verbesserungen erzielen kdnnte. Ebenfalls ist
zu prifen, unter Punkt 4, ob man auch andere Bereiche, in denen die Stadt Bern wirt-
schaftlich beteiligt ist und wirtschaftliche Abhangigkeiten bestehen, ob man hier nicht
Ldsungen sieht, die man prifen kann. Und dann geht es uns darum, allféllige Klumpen-
risiken zu vermeiden und ihr seht, wie der Gemeinderat sich dazu dussert oder er ist ja
der Meinung, die Sache... Er will 1, 2, 4 und 5 ablehnen. Der Punkt 3 méchte er erheb-
lich erklaren.

Wir sind ja der Meinung, die ganze Sache sollte man genau anschauen. Und jetzt heisst
es, 2022 haben nach ersten provisorischen Verlusten von Bernmobil zu keinen weiteren
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Verlusten gefuhrt. Ich bin einfach der Meinung, man schaut lieber den Tatsachen recht-
zeitig ins Auge, als wenn es dann zu spat herausgegangen ist. Ich bin eben auch der
Meinung, die anderen Sachen — Punkt 2 — sollte man ebenfalls erklaren. Und ihr seht
nachher was sie sich dort immer mit dem Bdrsenpreis... Ich sage einfach gleich, man
sollte die Synergien prifen. Mir geht es um das, und ich habe nicht gesagt, man musse
es machen, aber wenn man nicht einmal bereit ist zu prifen, dann haben wir einfach
friher oder spéter vielleicht ein Problem. Ich sage nur prifen. Und ich bin der Meinung,
das ist fur mich entscheidend und auch das mit den Angebotsprufungen, das wollen sie
offenbar auch nicht eingeben und der Verzicht sei nicht méglich bei Bernmobil. Ich sage
einfach nur, man kann immer gescheiter werden, man kann zumindest schauen. Ich
habe euch immer gesagt: "Lugibtichlein, was die Stadt Bern macht." Ich habe es gesagt,
beim Viererfeld, ich sage es jetzt bei Bernmobil. Wir haben damals immer gesagt, dass
es Doppelgelenkbusse geben wird und man gesagt hat, die gebe es nicht, die werde
nie fahren und jetzt fahren sie. Das sind fur mich einfach alles Punkte, die man an-
schauen muss und man muss einfach schauen, dass mit der nachhaltigen Mobilitat —
da habe ich gar nichts dagegen —, aber man muss es wirklich genau anschauen, wo es
Vorteile hat und wo eben die Kosten dort nicht drin sind. Und jetzt, die Stadt geht davon
aus, aber man sollte wirklich prifen, ob wir jetzt hier Probleme haben oder kein Prob-
lem. Ich will die Sache nicht prifen und ich bin wirklich der Meinung, man will alles
schauen, wie es so ist. Ich bin wirklich der Meinung, wir sollten die Sache anschauen,
deshalb werde ich ja punktweise Abstimmung verlangen. Bei Punkt 3 ist ja selbst der
Gemeinderat daflr, dass man hier die Sache anschaut, hier die Sache in voller Trans-
parenz prift. Ich bitte euch wirklich, dies einmal wirklich zu Uberlegen. Es geht hier um
Prufungen. Es geht hier um Abklarungen. Es geht hier nicht, dass man jetzt etwas an-
deres machen muss, aber wenigstens prifen sollte man es. Wie gesagt, der Stadtpra-
sident sagt, ich sei Kassandra. Johannes Wartenweiler sagt, ich sei hier redundant,
aber meistens habe ich einfach dann leider gleichwohl recht gehabt mit meinen nega-
tiven Einschatzungen. Siehe Viererfeld, wo eben nachher die Berner Pensionskasse
abgesprungen ist, wie beflirchtet. Merci.

Prasidentin: Danke, Alex. Wir kommen zu den Fraktionsvoten. Florence Parli Schmid
fur die FDP/JF-Fraktion.

Florence Parli Schmid (JF) fur die Fraktion: Das Postulat der SVP spricht ein wichtiges
Thema an. Wie kénnen sich Unternehmen vor steigenden Preisen beziehungsweise fir
Energie eben absichern? 2022 haben die steigenden Preise in Folge des Angriffs von
Russland auf die Ukraine Grossverbraucher von Strom —im Postulat werden Bernmobil
und die Bern Arena Stadion AG (BASAG) angesprochen — verstandlicherweise sehr
grosse Sorgen gemacht. Die Lage hat sich mittlerweile zum Glick aber entspannt.
Trotzdem unterstitzt die Fraktion FDP/JF Punkt 1 der Motion, der einen Bericht zur
Ubersicht tiber die finanzielle Lage von Bernmobil fordert mit einem besonderen Fokus
auf die gestiegenen Energiepreise. Bernmobil ist aber eben ein eigenstandiges Unter-
nehmen und es gehoért zwar der Stadt Bern, aber in der ersten Verantwortung fir das
Tagesgeschaft und also fur den Umgang mit den Risiken der Strompreise ist die Ge-
schaftsfihrung von Bernmobil. Sie sind Profis und sie sollten wissen, wie ihr Laden
lauft. Aus dem Grund lehnt die Fraktion FDP/JF Punkt 2 der Motion mit den Untertiteln,
die eben zu detailliert in die Strategie von Bernmobil eingreifen wirde, ab. Etwas an-
deres gilt in Bezug auf die Bern Arena Stadion AG, die sogenannte BASAG. Die BASAG
ist offenbar explizit auf die Stadt Bern zu gekommen, hat wie folgt um Hilfe gebeten,
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und zwar mietet die BASAG und betreibt die Eishalle der PostFinance-Arena und BA-
SAG gehort zu 72% der Stadt Bern. Als Mieterin der PostFinance-Arena hat die BASAG
aber wiederum mit dem SCB einen Leistungsvertrag und also einen Unter-Mietvertrag
abgeschlossen und in dem Unter-Mietvertrag ist ein fixer Strompreis festgelegt worden.
Fallt der Strompreis unter den festlegten Wert hat die Stadt Bern einen Gewinn und
steigt der Strompreis aber tGber den festgelegten Wert, hat die Stadt Bern einen Verlust.
2022 ist der Strompreis eben dann massiv Uber den festgelegten Wert gestiegen und
es klingt danach, dass die Stadt Bern beziehungsweise ihre Gesellschaft BASAG die-
sen Unter-Mietvertrag genauer misste unter die Lupe nehmen und es musste Uberpruft
werden, ob das Risiko der Erhéhung von den Strompreisen fair zwischen der BASAG
und dem SCB verteilt ist. Darum unterstiitzt die Fraktion der Punkt 3 der Motion. Und
ein entsprechendes Risiko, dass eben das Resultat von steigenden Energiepreise ein-
seitig nur zu Lasten der Stadt Bern anfallt, das darf eben auch nicht in Bezug auf andere
Leistungsvertragsnehmer gegeben sein und aus diesem Grund unterstiitzt die Fraktion
dann auch die Punkte 4 und 5 der Motion. Und weil es so kompliziert ist, die Zusam-
menfassung: Wir unterstiitzen Punkt 1, 3, 4 und 5 der Motion und Punkt 2 mit seinen
Unter-Punkten, diesen lehnen wir ab.

Prasidentin: Merci, Florence. Gibt es Einzelvoten? Wir kommen zum Votum der Ge-
meinderatin Marieke Kruit.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Bernmobil ist nie in einer Notlage gewesen und hat auch
die Rechnungen immer zahlen kdnnen und ist auch nicht in der Existenz bedroht ge-
wesen. Ich weiss, es ist so gestanden, zum Teil in den Medien, aber deswegen stimmt
es trotzdem nicht. Die Situation bei den Strompreisen hat sich gegentiber 2022 jetzt
stark entspannt. Die Preise sind allerdings auf einem héheren Niveau als noch vor dem
Ukraine-Krieg. Bernmobil hat 2022 den Strom noch via EWB auf der europaischen
Strombdrse EEX eingekauft und ist damit direkt von den damaligen starken Preiserho-
hungen betroffen gewesen. Das stimmt. 2023 hat das Unternehmen dann im Einver-
standnis mit dem Gemeinderat seine Strombeschaffung bis Ende 2028 ausschreiben
kdnnen. Von der EWB ist dann ein wirtschaftlich vorteilhaftes Angebot eingegangen.
Bernmobil wird somit fur die nachsten Jahre vor allfalligen weiteren Preisschwankungen
auf dem Strommarkt geschitzt. Die finanzielle Situation von Bernmobil ist gut. Die er-
hoéhten Strompreise haben weder in der Rechnung 2022 noch 2023 gréssere Spuren
hinterlassen. Beide Jahresrechnungen haben positiv abgeschlossen und das alles kén-
nen sie dann in dem Leistungsauftragsbericht lesen. Da kommen wir ja dann in den
Stadtrat und da sind genau die Fragen, die ihr jetzt zum Teil aufgeworfen habt, die sind
genau dort drin. Dann noch zur BASAG: Da wird der Gemeinderat, wenn sie das mdch-
ten und Punkt 3 vom Postulat erheblich erklart, werden wir ausfiihrlich Stellung neh-
men. Zustandig dafir ist aber nicht die TVS, sondern die Direktion FPI.

Prasidentin: Merci, Marieke. Wir werden punktweise abstimmen tGber das Postulat und
wir fangen an mit Punkt 1.

Abstimmung Nr. 029

2022.SR.000145: Punkt 1

Ablehnung
Ja 15
Nein 42
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Enthalten 0

Prasidentin: Punkt 1 ist abgelehnt. Wir stimmen ab tGber Punkt 2.1.

Abstimmung Nr. 030

2022.SR.000145: Punkt 2.1

Ablehnung

Ja 6
Nein 52
Enthalten 0

Prasidentin: Punkt 2.1 ist abgelehnt. Wir sind bei Punkt 2.2.

Abstimmung Nr. 031

2022.SR.000145: Punkt 2.2

Ablehnung

Ja 5
Nein 51
Enthalten 2

Prasidentin: Der Punkt ist ebenfalls abgelehnt. Wir sind bei Punkt 2.3.

Abstimmung Nr. 032

2022.SR.000145: Punkt 2.3

Ablehnung

Ja 5
Nein 52
Enthalten 0

Prasidentin: 2.3 ist abgelehnt. Punkt 2.4.

Abstimmung Nr. 033

2022.SR.000145: Punkt 2.4

Ablehnung

Ja 6
Nein 51
Enthalten 0

Prasidentin: Der ist abgelehnt. Wir sind bei Punkt 2.5.

Abstimmung Nr. 034

2022.SR.000145: Punkt 2.5

Ablehnung
Ja 5
Nein 52
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Enthalten 0

Prasidentin: Ihr habt den abgelehnt. Wir sind bei Punkt 3.

Abstimmung Nr. 035

2022.SR.000145: Punkt 3

Ablehnung

Ja 18
Nein 35
Enthalten 3

Préasidentin: Ihr habt Punkt 3 abgelehnt. Wir sind bei Punkt 4.

Abstimmung Nr. 036

2022.SR.000145: Punkt 4

Ablehnung

Ja 13
Nein 45
Enthalten 0

Prasidentin: Punkt 4 ist abgelehnt. Wir stimmen ab Uber Punkt 5.

Abstimmung Nr. 037

2022.SR.000145: Punkt 5

Ablehnung

Ja 13
Nein 45
Enthalten 0

Prasidentin: Ihr habt Punkt 5 abgelehnt.

2022.SR.000167

18 Postulat Fraktion FDP/JF (Ursula Stéckli, FDP): Entlastung der Stadt-
finanzen durch Abgabe von Durchgangsstrassen an den Kanton

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 18. Das ist ein Postulat der Fraktion FDP/JF.
Das Postulat ist bestritten und ich erteile den Einreichenden das Wort. Ursula Stockli
fur die Einreichenden.

Ursula Stdckli (FDP) fur die Einreichenden: Das Postulat heisst nichts anderes als das
wir winschen, dass man das prift, und zwar die Abgabe von gewissen Strassen auf
dem Stadtgebiet, die der Stadt gehoren, dass man die dem Kanton abgeben wiirde. Wir
hatten friher viel mehr Strassen im Kantonseigentum, die man zur Stadt zurtickgeholt
hat. Als Beispiel kann man die Nydeggbricke erwdhnen. Diese befinden sich heute
noch im Kantonseigentum, so wie friiher. Man hétte sich die Sanierungskosten sparen
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kdénnen. Wir haben in diesem Postulat den Wunsch, dass man wirklich auch einen Ver-
gleich anstellt. Die Antwort zu Punkt 1 ist nicht ein Vergleich, sondern es ist nur aufge-
zahlt, wie dass man es vergleichen wirde. Wo, Was, welche Strassen aufgefihrt sind,
ein wirklicher Vergleich ist da nicht drin. Darum halten wir an dem Postulat fest und
winschen, dass man das ausfihrlicher macht. Die Strassen an den Kanton abzugeben
hat 2 Seiten: Einerseits nimmt der Kanton natirlich nur Strassen, die in einem einiger-
massen guten Zustand sind. Man kann nicht einfach eine Strasse, die man jetzt sanie-
ren sollte, dem Kanton geben und sagen: "Hm, nimm die mal und nachher ist man die
Sanierungskosten los." Das geht natirlich nicht. Das ist vielleicht der eine Punkt und
der andere Aspekt ist eben, wenn sie dann wirklich im Eigentum des Kantons oder in
der Hoheit ist, dann hat man von dann an eben auch keine Kosten mehr. Wir sehen
hier in der Antwort zu diesem Postulat vor allem eines heraus und das ist einfach die
Angst, dass man nachher nicht mehr dariiber bestimmen kann, und dass man die Vor-
lagen und Vorgaben, wie man sie gerne hatte, dann nicht mehr durchsetzen kénnte.
Mit dem Kanton kann man aber immer noch reden, und es ware immer noch mdglich,
das Konzept in der Stadt oder in gewissen Durchgangsstrassen so zu planen und zu
gestalten, wie man das gerne will. Ja, wir bleiben bei der Forderung des Postulates.
Andere Gemeinden und kleine Stadte haben das viel verstarkter als die Stadt Bern und
wir modchten, dass es wieder so kommt, dass man gewisse Strassen eben abgibt. Merci.

Préasidentin: Merci, Ursula. Wir sind bei den Fraktionserklarungen. Michael Sutter fur
die SP/JUSO-Fraktion.

Michael Sutter (SP) fur die Fraktion: Auch beim vorliegenden Vorstoss muss man min-
destens von einem "Bubentrickli" reden, zumindest wenn man es nett formulieren will.
Schliesslich ware es aus rein finanzieller Optik tatsachlich verlockend, wenn wir die
Strassen samt Unterhaltskosten an den Kanton abtreten wiirden, und so Kosten sparen
kénnten, wenn auch, wie der Gemeinderat ausfuhrt, nur einen kleinen Teil davon. Die
Motivation hinter diesem Vorstoss dirfte aber nicht die Wahrung der finanziellen Inte-
ressen der Stadt sein, sondern vielmehr der Kampf gegen eine sehr erfolgreiche nach-
haltige Verkehrspolitik, die im Sinn der grossen Mehrheit der Stadtbevélkerung ist.
Wichtige verkehrspolitische Errungenschaften wiirden so unnétig auf das Spiel gesetzt.
Wie schwierig, dass es schon heute ist bei der Sanierung und Umgestaltung von Kan-
tonsstrassen stadtische Interessen einzubringen, sodass sie auch berlcksichtigt wer-
den, zeigen diverse Beispiele wie der Guisanplatz oder die Thunstrasse exemplarisch.
Es widerspricht aber auch dem Subsidiaritatsprinzip und dem Foéderalismus, wenn stad-
tische Verkehrsachsen in die Verfiigungsgewalt des Kantons (ibergeben werden sollen,
der so die Verkehrsplanung in der Stadt zumindest teilweise (ilbernehmen wirde, mit
sehr absehbaren Resultaten und den entsprechend negativen Folgen fir die Stadt und
ihre Bevdlkerung. Es ist vielmehr ein grosser Vorteil, dass wichtige Verkehrsachten in
Bern eben nicht wie in anderen Stadten nicht der kantonalen Hoheit unterstehen. Die
SP steht der Eigentumsiibertragung von Strassen an den Kanton grundsatzlich kritisch
gegenuber und lasst sich auch hier nicht hinter das Licht fihren. Wir lehnen diesen
Vorstoss mit Uberzeugung ab und nehmen die Verantwortung fiir die Ausgestaltung
unserer Verkehrsachsen auch weiterhin sehr gerne selber wahr.

Prasidentin: Merci, Michael. Gibt es Einzelvoten? Ursula Stéckli.

Ursula Stockli (FDP), Einzelvotum: Es lasst ja schon tief blicken, wenn man anderen
Leuten irgendwelche Unlautkeiten oder "Bubentrickli" — wobei das Wort "Bubentrickli"
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ja auch nicht politisch korrekt ist —, wenn man anderen Leuten immer solche Tricks
unterstellt. Das ist selbstverstandlich nicht der Fall, aber es lasst tief blicken, wenn
Leute so denken. Und ob sie dann vielleicht die sind, die dann ihrerseits die "Buben-
trickli" anwenden. Das ist hier definitiv nicht der Fall.

Prasidentin: Danke, Ursula. Dann hat Michael Ruefer das Wort.

Michael Ruefer (GFL), Einzelvotum: Es ist eindeutig, was die Intention hinter diesem
Postulat ist, auch wenn es natirlich als Postulat verkleidet daherkommt. Es ist Klar,
dass man die Stadt mit ihrer Verkehrspolitik Gbersteuern will. Dass man eben will, wie
es auch die FDP auf Bundesebene gemacht hat, dass man sogar auf verkehrsorientier-
ten Strassen Tempo 30 verbieten will etc. Man sieht die Handschrift ganz deutlich und
man muss da auch nicht abwégen, ob man sie "Bubentrickli" nennt. Das muss man gar
nicht so nennen. Man kann es einfach ablesen an den Handlungen, die die FDP auch
zeigt auf Bundesebene, wo man eben eigentlich auch die Gemeindeautoautonomie be-
schneiden will und wo man auch die Begegnungszone etc. am liebsten verhindern
mochte und auch Aufwertungen, die die Bevdlkerung — die Berner Bevdlkerung — sehr
stark stutzt, will verhindern. Und das ist hier die Intention, die Grundintention hinter
dem Postulat und das darf man glaube ich auch transparent machen und entsprechend
sagen wir Nein.

Prasidentin: Danke, Michael. Als nachstes kommt Alex Feuz.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Also die SVP unterstitzt diesen Vorstoss ganz
klar. Vielleicht rasch, "corriger la fortune", das macht Rot-Grin auf allen Ebenen. Was
wollt ihr, ihr wollt den Standerat abschaffen, weil man Angst hat, beispielsweise, dass
sie Nein sagen wirden, bei einem bilateralen Vertrag. Was will man, "corriger la for-
tune", man will das Volk nicht mehr Uber die Bilateralen abstimmen lassen, obwohl man
beim EWR dartber abstimmen konnte. Hier ist es eigentlich ganz klar, die Forderungen
sind klar, sie sind transparent ausgewiesen. lhr lehnt sie ab, das ist euer gutes Recht.
Aber hier von einem "Bubentrickli" zu reden, das ist falsch. Wir missen sehen, wir
haben Strassen und ich habe immer gesagt, die Stadt Bern lebt nicht von der Stadt
Bern. Wir haben Durchgangsstrassen, wir haben Strassen wie eine Monbijou-Briicke,
wir haben Kantonsstrassen und ihr seht es ja jetzt, das schdnste Beispiel, das ich immer
bringe, ist der Neufeldtunnel. Ihr habt jetzt etwa alles gemacht, dass man den nicht
mehr brauchen kann. Auf der Lorraine-Brlcke habt ihr Spuren abgebaut, Uber den
Bahnhofplatz soll man nicht mehr fahren, Gber die Hodlerstrasse soll man nicht mehr
fahren, Bubenberg-Bahnhofplatz wollt ihr sperren, Speichergasse wollt ihr sperren, fur
was nutzt denn der Neufeldtunnel noch. Da muss ich sagen, da greift ihr auch in die
Bundeshoheit ein, indem ihr ndmlich wichtige Verkehrsstrassen aufhebt und sabotiert.
Wenn ihr auf der Monbijou-Briicke Tempo 30 einfuihrt oder was auch immer, dann ent-
ledigt ihr eine wichtige Verkehrsachse ihrer Bedeutung. Und was machen die Leute,
dann ist man halt dann rascher tUber die Kirchenfeld-Briicke und Thunstrasse und Uber
den Bundesplatz. Da seid ihr dann rascher. Ihr seht, das ist eine politische Frage, aber
es sind klare Forderungen. Der positive Effekt ware dann eben auch, dass der Kanton
far die Finanzierung aufkommen muss, deshalb unterstiitzen wir ganz klar diesen Vor-
stoss.

Prasidentin: Merci, Alex. Dann kommt Szabolcs Mihalyi.
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Szabolcs Mihalyi (SP), Einzelvotum: Ich erlaube mir ein wenig ein praktisches Beispiel
einzubringen: Namlich die Murtenstrasse zwischen Gébelbach und Brunnen-Schul-
haus. Dort missen die Kinder zuerst Uber das Eigentrasse des Trams und nachher Uber
die Kantonsstrasse kommen, um tberhaupt in die Schule zu kommen oder wieder Heim
zu gehen. Man sieht im Westen seit Gber einem Jahrzehnt, dass es nicht einfacher wird,
wenn in der stadtischen Verkehrspolitik noch eine Kantonsstrasse durch den Schulweg
fahrt. Darum, es ist einfach eine schlechte Idee. Merci.

Prasidentin: Merci Szabolcs. Dann kommt Michael Sutter.

Michael Sutter (SP), Einzelvotum: Es war selbstverstandlich nicht meine Absicht, mich
hier nicht politisch korrekt auszudriicken. Und es tut mir ja leid, wenn ich irgendjeman-
dem zu nahegetreten bin, mit dem, aus meiner Sicht, nicht so wahnsinnig schlimmen
Begriff. Aber man kann es auch beim Namen nennen: Es geht um eine Bevormundung
und um das Disziplinieren der Stadt Bern, weil einem die politischen Mehrheiten nicht
in den Kram passen.

Prasidentin: Danke, Michael. Wenn es keine weiteren Einzelvoten mehr gibt, hat die
Gemeinderatin Marieke Kruit das Wort.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Die Antwort des Gemeinderates ist auch ein gutes Jahr
alt, aber sie hat weiterhin Glultigkeit. Es hat seither keine wesentlichen Veranderungen
gegeben. Der Gemeinderat sieht nach wie vor keinen Handlungsbedarf beziiglich der
Ubertragung von stadtischen Durchgangsstrassen an den Kanton. Es gibt aktuell in der
Stadt Bern keine Strasse oder Strassenabschnitte, die auch die Kriterien fur eine Ei-
gentumsubertragung einfach so erfullen wiirden. Im Ubrigen kann die Stadt die Ge-
meindestrassen nicht einseitig an den Kanton abtreten. Eine Eigentumsibertragung
wird vom Regierungsrat im Rahmen des kantonalen Strassennetz-Plans, also des SNP
beschlossen. Der aktuelle SNP lauft noch bis 2037 und sieht keine Ubernahme von
stadtischen Strassen vor. Die nachste Uberpriifung vom SNP wird dann im 2029 sein.
Das dauert also noch eine Weile.

Prasidentin: Merci, Marieke. Wir kommen jetzt zur Abstimmung Uber die Erheblich-
keitserklarung des Postulats.

Abstimmung Nr. 038

2022.SR.000167

Ablehnung

Ja 13
Nein 53
Enthalten 0

Prasidentin: Ihr habt das Postulat abgelehnt.

58




Protokoll 07 | Stadtrat vom 28.03.2024

2023.SR.000062

19 Interfraktionelle Motion FDP/JF, SVP, Mitte (Ursula Stdockli, FDP/Ale-
xander Feuz, SVP/Sibylle Eigenmann, Mitte): EinfiUhrung des Farb-
sacktrennsystems: Sofortiger Ubungsabbruch!

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 19, die interfraktionelle Motion zum Farbsack-
trennsystem. Die Motion ist bestritten und ich erteile den Einreichenden das Wort. Fir
die Einreichenden, Ursula Stockli.

Ursula Stockli (FDP) fur die Einreichenden: Doch, doch, gemitlich ist es gewesen
dazumal im K&figturm. An der Medienkonferenz von unserem Nein-Komitee ist gerade
mal ein Journalist anwesend gewesen. Die Meinungen schienen gemacht zu sein und
anderes als die Aussagen der Stadtregierung haben scheinbar nicht interessiert. Und
doch, doch, bitterkalt ist es gewesen, als wir mit einer Parteikollegin im Quartier Flyern
gegangen sind. Und noch einmal, doch, doch, einsam war es in diesem Abstimmungs-
kampf, kein einziger Verband hat uns unterstitzt. Sie haben sich von der Stadt einlullen
lassen und es ist ein Fehler gewesen, wie man heute weiss, 2,5 Jahre spéter. Wie es
herausgekommen ist, wissen wir alle. Alles, was wir damals gesagt haben, ist ziemlich
genau alles eingetroffen. Die offensichtlichen Fehler, die man dann schon gesehen hat,
haben sich einfach bestéatigt. Ich wiederhole hier nicht noch einmal alle im Detail. Das
heutige Erstaunen lber gewisse Sachverhalte und Resultate, wie juristische Belange,
Stadtbildthema, Nutzungskonflikte, Platzprobleme, das macht einem schon etwas
sprachlos. Wie kann man erstaunt sein tber etwas, das offensichtlich war und wie kann
man erstaunt sein Uber etwas, das man einfach dann schon gesehen hat und dass wir
auch dann schon gesagt haben. Die Idee und die Absicht wieder einmal ein Leucht-
turmprojekt zu machen, die hat einfach alles Uberdeckt, auch das Offensichtliche und
die offensichtlichen Probleme. Das kommt selten gut. Man hat es auch bei anderen
Projekten gesehen. Das heisst aber auch, zurtick auf Feld 1, wie man heute scheinbar
wieder plant, heisst aber auch, dass die urspriinglichen Ziele die Gesundheit der Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen zu schiitzen gar nicht erreicht werden kann. Man macht
heute einen Flickenteppich. Man macht aus einer Container-Pflicht heraus, wurde eine
teilweise Container-Pflicht. Das heisst, hier dirfen sie ein bisschen Container schieben,
da heben sie noch die Sacke schnell, eine Strasse weiter, dann gibt es vielleicht wieder
einen Container. Es ist ein totaler Flickenteppich und bringt der Gesundheit dieser
Leute, die beladen einfach nicht viel, sie erweisen denen einen Barendienst. Das kann
und es wird nicht befriedigend funktionieren und das sage ich hier noch einmal und so
wird es wieder herauskommen. Wenn man dasselbe mit denselben Personen auf die
gleiche Art und Weise macht, vielleicht ein bisschen abgespeckt und ein bisschen an-
ders, dann kommt auch wieder dasselbe heraus. Heute Abend haben sie die einmalige
Chance der Stadt, dem Gemeinderat diese Last abzunehmen und so ein Ubungsab-
bruch ist die Gelegenheit dazu. Man kann nachher neu beginnen und wirklich etwas
machen, das taugt. Ich bitte sie, dem Gemeinderat die Gelegenheit zu geben und un-
serem Ubungsabbruch zuzustimmen. Merci.

Prasidentin: Merci, Ursula. Sibyl sprichst du fir die Einreichenden? Fir die Fraktion,
gut.

Sibyl Eigenmann (Mitte) fur die Fraktion: Wir wissen es alle, das aktuelle Farbsack-
trennsystem ist nicht ein Projekt von der aktuellen Gemeinderatin. Der Projektstart ist
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im Mé&rz 2018 gewesen. In der QM 3 im betroffenen Stadtteil-Quartier, wo man es zuerst
einfuhren wollte, bin ich noch Mitglied gewesen, bevor ich Stadtréatin gewesen bin, wo
es schon Thema gewesen ist. Also es ist wirklich schon lange her. Das Argument mit
den Gesundheitsmassnahmen hat uns tUberzeugt. Die Container haben uns schon et-
was Gedanken gemacht, aber irgendwie hat die Stadt das sehr gut verkauft und gut
ribergebracht. 3 Jahre spater, 3 Jahre spater die Abstimmung. In der Abstimmungs-
vorlage ist die Rede gewesen von 10 Mio. Franken Gesamtkosten. Es ist die Rede
gewesen von einmaligen Einfuhrungskosten von 3 Mio. Franken und befristetem Per-
sonal. Ich habe es jetzt nicht detailliert nachgeschaut, aber ich glaube, im neuen Per-
sonalreglement nach 3 oder 5 Jahren ist das befristete Personal dann einmal irgend-
wann konstant eingestellt. Das ist im Jahr 2021 gewesen. Im Méarz 2022 hat es geheis-
sen, gestartet werden soll 2023. Am 18. August 2022 hat es geheissen, Einfuhrung
voraussichtlich Mitte 2023. Eine Container-Projektgruppe beréat die Umsetzenden bei
Bedarf. Eine Container-Projektgruppe, das sind mehrere Leute, die seit 2022 irgend-
welche Leute bei Bedarf unterstitzen und beraten. Ich habe bei meiner Verwaltung,
weil ich im betroffenen Gebiet wohne, angefragt im gleichen Jahr. Sie haben keine
Ahnung gehabt von was, dass ich eigentlich rede. Februar 2023: "So hat sich gezeigt,
dass im Vorfeld getroffene Annahmen teilweise zu optimistisch waren und bei vielen
Liegenschaften eine Platzierung der Container auf Privatgrund nicht moéglich oder rea-
listisch ist. Dies haben die planmassig durchgefiihrten Befragungen der Liegenschafts-
Eigentimer*innen und Verwaltungen und diverse Begehungen gezeigt." 2 Jahre spéter,
2 Jahre nach Abstimmung hat man Begehung und Umfragen gemacht: "Hinzu kommen
Unsicherheiten zu baurechtlichen Vorgaben zum Schutz des so genannten Vorlandes."
Man hat die rechtliche Situation nach der Abstimmung abgeklart. 2024, 2,5 Jahre spéater
nach der Abstimmung: Es wird jetzt ein paralleles System eingefihrt. Gesundheits-
schutz, nicht mehr unbedingt. Unterflurcontainer, was ist eigentlich mit denen passiert?
Die funktionieren doch tadellos. Wieso investiert man das Geld, das man seit zweiein-
halb Jahren in irgendwelche Projekt-Beratungsgruppen investiert, nicht in Unterflurcon-
tainer. Dort gibt es ja auch einen vermehrten Gesundheitsschutz wie beim Aufheben
von einzelnen Abfallsdcken. Ein paralleles System, das hat Telebarn 2019 dem Leiter
der Entsorgung gefragt. Ich zitieren: "Kénnte Uberhaupt das heutige System und das
Farbsacksystem parallel zueinander betrieben werden?" 2019, kénnt ihr alle nach-
schauen gehen. Der Leiter Entsorgung und Recycling der Stadt Bern sagt: "Unrealis-
tisch, denn das ware kostenmassig natirlich nicht tragbar."” Aber es ist heute plétzlich
machbar. Zweieinhalb Jahre spater ist es einmal finanziell machbar, ein paralleles Sys-
tem aufzuziehen, weil man es nicht sauber abgeklart hat. Weil man nicht nur uns hier
im Rat fur bléd verkauft hat, sondern auch die ganze Stimmbevdlkerung fir bléd ver-
kauft hat. Die Abstimmungsvorlage, tUber die wir im 2021 dariiber abgestimmt haben,
die ist das Papier nicht mehr wert. Weil das, wo wir jetzt hier umsetzen, Uberhaupt
nichts mehr mit dieser Abstimmung zu tun hat. Es werden Steuergelder verblédet und
verschwendet. Lieber ein Schrecken mit Ende als ein Schrecken ohne Ende, oder lieber
ein Ende mit Schrecken als ein Schrecken ohne Ende. Bitte, bitte, nehmt die Motion
an, brecht das Projekt ab. Und habt auch keine Angst vor dieser Abstimmung, denn das
ist nicht mehr das, Uber das wir abgestimmt haben und verschont uns vor weiteren
Millionen an verschleuderten Steuergeldern. Besten Dank.

Prasidentin: Danke, Sibyl. Wir sind immer noch bei den Fraktionserklarungen. Laura
Binz fur die SP/JUSO-Fraktion.
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Laura Binz (SP) fur die Fraktion: Ich kann es vorwegnehmen, die SP/JUSO-Fraktion
wird die Motion ablehnen. Der Gemeinderat hat einen Vortrag zum weiteren Vorgehen
und mdoglichen Anpassungen zuhanden der Kommission und des Stadtrates verab-
schiedet und das Geschaft ist nach den Fruhlingsferien in der PVS traktandiert. Das
bietet die Gelegenheit, auf das Farbsacktrennsystem und die Container-Pflicht, die ak-
tuelle Situation und die bestehenden Optionen noch einmal einzugehen und zu disku-
tieren. Dieses Vorgehen ist viel zielfiilhrender als einen sofortigen Ubungsabbruch kurz
vor der parlamentarischen Diskussion zu fordern. Deshalb haben wir den Ordnungsan-
trag eingereicht, um diese Motion zusammen mit dem Geschéaft im Gemeinderat zu
diskutieren, was leider und fur mich nicht ganz versténdlich abgelehnt wurde. Wir haben
aber auch inhaltlich Vorbehalte zur Motion. Die Konsequenz eines sofortigen Ubungs-
abbruchs ware vorerst, dass alles beim Alten bleibt. Das ist aber aus unserer Sicht gar
keine gute Option. Das neue System wirde grosse Verbesserungen bringen. Hand-
lungsbedarf besteht primér bei der Einfuhrung der Container-Pflicht. Sie schutzt die
Gesundheit der Mitarbeitenden, die beim aktuellen System taglich mehrere Tonnen an-
heben missen, was definitiv gesundheitsschadigend ist. Und auch wenn man neu be-
ginnen wirde, wie es von den Motionar*innen gefordert wurde, es wiirde genau um die
gleichen Punkte und Probleme gehen. Der Sachverhalt an sich bleibt der gleiche. Dass
die Container-Pflicht nicht mehr wie geplant umgesetzt werden kann und das erst spat
festgestellt wurde, ist natirlich bedauerlich und auch éargerlich. Und trotzdem so viel
Abfall wie moglich soll in Containern bereitgestellt werden. Die Prifung einer zumindest
teilweise Container-Pflicht, wie vom Gemeinderat vorgeschlagen, erscheint uns des-
halb als ein sehr sinnvolles Vorgehen. Wie bereits am Anfang gesagt, werden wir diese
Motion ablehnen und an gleicher Stelle in ein paar Wochen lber die vom Gemeinderat
vorgeschlagenen mdglichen Anpassungen am Farbsack-Verkehrssystem diskutieren.
Deshalb bitte ich sie diese Motion abzulehnen.

Prasidentin: Danke, Laura. Dann hat Michael Ruefer, fiir die GFL-Fraktion das Wort.

Michael Ruefer (GFL) fur die Fraktion: Man kann sich jetzt darliber streiten, was die
Motion materiell genau bewirkt. Es ist uns gesagt worden, offensichtlich nicht so viel,
weil man dann sowieso wieder neu abstimmen musste, wenn man tberhaupt das Pro-
jekt in dieser jetzigen Form beerdigen will. Die GFL hat das Farbsacktrennsystem schon
immer recht kritisch begleitet. Das kann man in der Vernehmlassung nachlesen und
auch in der Mitgliederversammlung damals, als die Parole gefasst wurde, ist das relativ
knapp passiert. Wie wir vorhin gehért haben, hat der Gemeinderat schon im vergange-
nen Jahr tber die Umsetzungsschwierigkeiten und die eingehende Uberpriifung des
Abstimmungsgeschafts informiert. Die ist eigentlich bis Ende 2023 geplant gewesen.
Jetzt im Marz von diesem Jahr hat man noch einmal informiert und gesagt, dass man
das System, wie es von der Bevolkerung angenommen wurde, nicht so umsetzen kann.
Es soll zuerst einen Antrag auf Verschiebung der Umsetzung dieses Geschéfts geben,
weil man eben die Frist hat zur Volksabstimmung und voraussichtlich im Sommer eine
neue Vorlage. An den hauptséachlichen Zielen der Vorlage Gesundheitsschutz, Entlas-
tung von Sammelstellen und auch mehr Komfort bei der Entsorgung, soll festgehalten
werden, was wir problematisch finden in der GFL-Fraktion. Es wurde schon wieder vor-
weggenommen — und das kann man im Vortrag schon nachlesen, die die Fristerstre-
ckung vor allem zum Ziel hat —, wie das redimensionierte Projekt aussehen soll, und
zwar mit einer Teil-Container-Pflicht und weiterhin mit freiwilligen Farbsacken. Das
Problem ist am ganzen, es wird nicht einfacher, sondern tendenziell noch komplizierter
zum Handhaben. Man hat dann auch neu nicht nur eine Mischung aus Farbséacken und
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Sammelstellen, sondern auch bei der Entsorgung der blauen Sacke ein Mischsystem.
Abgesehen davon, dass es fir die Altstadt in jedem Szenario eine Sonderlésung
braucht, stellt sich schon die Frage, zu welchem Preis oder zu welchen Gebuhren Pa-
rallelsysteme betrieben werden sollen. Die Frage macht uns Bauchweh. Was wir vor-
behaltlos unterstitzen, und das will ich hier auch nochmal betonen, Verbesserungen
bei Arbeitsbedingungen fir den Gesundheitsschutz vom Entsorgungspersonal, da sind
wir natlrlich weiterhin zu haben dafiir. Da soll. unserer Meinung nach. jetzt eben auch
der Fokus bei dem Neuanlauf liegen, der der Gemeinderat schon vorweggenommen
hat. Es soll noch einmal ein Benchmarking mit Systemen von anderen Stadten geben.
Es gibt andere Stadte, die eine Container-Pflicht eingefihrt haben, und es soll noch
einmal stattfinden und eine Ideensuche zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Die-
sen Fokus vermissen wir ganz klar jetzt auch wieder in dieser neuen Vorlage, weil man
eben mit dem Farbsack doch noch weiterfahren will und eine Teil-Container-Pflicht etc.
Es ist wirklich ein Wunschkonzert und so kann man einfach nicht das Vertrauen gewin-
nen, dass es tatséchlich gut kommt. Die Kommunikation des Gemeinderates deutet
tatsachlich daraufhin, dass man weiterhin alles gleichzeitig will und die Anforderungen
an ein neues System einfach zu gross und viel zu ambitioniert sind. Man nimmt sich
jetzt nicht die Zeit, und es wére wichtig, noch einmal eine saubere Auslegeordnung mit
beteiligten Parteien zu machen und sich Uber die Probleme des jetzigen Systems und
Uber die Ziele eines neuen Systems zu unterhalten und erst dann die Massnahmen zur
Erreichung dieser Ziele zu definieren. Nein, man sagt einfach, das sind jetzt Ziele und
wir andern einfach ein bisschen etwas an den Massnahmen. Das ist nicht gute politi-
sche Arbeit, sondern einfach ein Gewurstel, das nicht vertrauenserweckend wirkt und
deshalb auch keine Unterstitzung durch uns verdient. Das weitere Vorgehen ist so
schwammig vorgezeichnet, dass Uberhaupt nicht mehr klar ist, was am Schluss mit der
urspringlichen Abstimmungsvorlage und mit den urspriinglichen Zielen genau passiert.
Auch das Eigenkapital von Entsorgung und Recycling Bern, das als Finanzierungs-
grundlage dient fiir die Umsetzung von diesem neuen Abfallsystem, das wird auch nicht
grésser und man muss sich da ernsthaft auch Sorgen machen um ein Uberschwappen
in die allgemeine Stadtkasse. Vielleicht ware es besser, wenn die Geschéftsprifungs-
kommission ein Auge auf das Geschéaft wirft, dann kann die zustandige Sachkommis-
sion oder die GPK selber so einen Antrag stellen. Danke vielmals.

Prasidentin: Danke, Michael. Als nachstes kommt Alexander Feuz fiir die SVP.

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Die SVP hat die Vorlage immer auch klar be-
kampft. lhr wisst, ich bin Mitmotionar gewesen von diesem Vorstoss und ich habe immer
selber beim Hauseigentimerverband an der HV gesagt, es kommt nicht gut. Die Ver-
treter des Hauseigentimerverbands haben gemeint, man kdnne nicht mit der Stadt re-
den. Man kommt zu einer Lésung. Es wurde immer gesagt, die Entwicklung sei vollig
Uberraschend. Ich mache jetzt mit ihnen ein bisschen Rechtsgeschichte, und zwar ich
habe meine alten Antrdge hervorgenommen, die ich am 1. Juli gestellt habe, wo ich
genau auf die Problematik hingewiesen habe. Ich habe damals einen Antrag gestellt fir
ein Nichteintreten. Ich habe immer gesagt, eine obligatorische Abfalltrennung und die
Aufgabe der bisherigen Mdéglichkeit, den Abfall direkt vor dem Haus ohne Container zu
entsorgen, lehnt die SVP entschieden ab. Ich habe nachher auch gesagt, es ist unzu-
mutbar, an einen Haufen von Orte, wie in einer Optingerstrasse, wo ihr gar keine Még-
lichkeiten habt, einen Container abzustellen, das zu machen. Und es kann nicht sein,
dass jetzt statt Abfallménner die Leute leiden missen, die 200 bis 300 Meter laufen
missen und nachher dann ihre Sache im Container zu versorgen. Da habe ich genau
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diese Sachen aufgeworfen. Auch die Frage der Mehrkosten der Denkmalpflege und
Ortsbildschutz, Mehrkosten der Sammelcontainer sei voéllig offen. Es sei mit langwieri-
gen Rechtsmittelverfahren zu rechnen. Und dann habe ich sogar noch persdnlich ge-
sagt, ihr wisst, ich bin seit vielen Jahren Mitglied in der Quartierkommission QUAV 4
vom Stadtteil 4. Dort hat die Migros einen Sammelcontainer gehabt, den hat man er-
setzen missen. Die Quartierkommission hat wahrend anderthalb Jahren keinen neuen
Standort gefunden fir den Container. Und dann habe ich detaillierte Antrage gestellt.
Ich muss euch die jetzt noch einmal sagen, weil man immer sagt, es ist vollig Uberra-
schend gewesen. Kassandra hat das damals eben schon gesagt. Kassandra hat ge-
sagt, die Vorlagen sei an den Gemeinderat zuriickzuweisen, mit der Auflage, auf eine
Container-Pflicht zu verzichten. Das ware der Antrag 3 gewesen. Beim Antrag 4 habe
ich gesagt, die Vorlage sei an den Gemeinderat zuriickzuweisen, mit der Auflage mit
den Hauseigentimern entstehenden Mehrkosten, wahrend der Einfihrung der Contai-
ner-Pflicht zu berechnen, hat der Feuz beantragt. Der Antrag 5: Die Vorlage ist an den
Gemeinderat zurickzuweisen mit der Auflage, mit den Verbanden und Interessensgrup-
pen der Senioren und Betagten die Problematik der langen Wege zu besprechen und
Alternative auszuarbeiten. Nachher kommt ein ganz ein entscheidender, wenn man
sagt, wir haben das nicht mit der denkmalpflegerischen Vorlage gewusst. Lest den An-
trag 6, vom 1.7. Ich habe es den anwesenden Medienvertreter bereits vorgangig auf
das Mail getan, damit ihr kénnt nachlesen. Die Vorlage ist an den Gemeinderat zuriick-
zuweisen mit der Auflage mit den Organen der Denkmalpflege, und den Verbanden und
der Interessensgruppen Heimatschutz, GSL, "Heit Sorg zu Barn" die Problematik des
Denkmal- und Ortsbildschutz zu besprechen und Alternativen zu erarbeiten. Das habe
ich alles verlangt, damals im Juli. Das ist natirlich von der SVP gewesen, chancenlos
gewesen, es wurde alles abgewiesen. Aber ich habe es verlangt. Und ich habe dann
gesagt, die Vorlage ist an den Gemeinderat zuriickweisen — das ist der Antrag 7 — mit
der Auflage abzuklaren, an welchen Standorten die Erstellung von Sammelcontainern
noétig und maoglich ware und dann sei das Risiko der Einlegung von den Rechtsmitteln
abzuschatzen. Das ist ja das, was wir jetzt genau wissen. Wenn ihr so einen Container
habt, das will doch keiner. Der Nachbar von Eckhaus will doch nicht den Container
haben, dass nachher das ganze Quartier und die Badenden, die nach Haus kommen,
die leeren Flaschen dort deponieren, wahrend der ganzen Nacht. Der wird alle Instan-
zen machen, dann geht es 4-5 Jahre, das habe ich damals schon gesagt. Dann der
Rickweisungsantrag sei zuriickzuweisen. Man soll Prozessrisiken berechnen, dass
man mit denen schauen muss wegen den Anwohnern, was da kommt. Dann im Antrag
9 habe ich verlangt, man soll die Folgekosten — habe ich dann schon verlangt —, die
Folgekostenaufwendungen fir den Steuerzahler fur das Projekt berechnen. Und nach-
her bin ich noch mit Detailantragen gekommen, dann habe ich auch gesagt, man soll
die Sache noch nicht jetzt einfihren. Ich habe namlich Antrage gestellt, die sind viel-
leicht etwas bdsartig gewesen, aber ich habe gesagt, man soll es erst im 2037 oder im
2032 einfuhren. Das konnt ihr alles nachlesen in der Rechtsgeschichte, neuere Ausle-
gung von Gesetzestexten oder was auch immer, am 1. Juli 2021 hat der Feuz das
beantragt.

Ich persdnlich sage ihnen ganz klar, bei Neubauten ist die Container-Pflicht etwas Gu-
tes, finde ich auch gut. Aber wenn ihr Wohnungen habt mit kleinen Kiichen, habt ihr
schlichtweg nicht den Platz und dann miissen ihr all die Sachen nachher sortieren und
zusammentun, wo ihr Gberhaupt keinen Platz habt, und dann stinkt es. Meine Tochter
braucht zum Glick jetzt schon seit 5 Jahren keine Windeln mehr. Aber ich habe dann
noch so einen Sammelsack gemacht, dann war dann noch eine Weinflasche vom Vater
drin und vielleicht noch ein bisschen Plastik und das Zeug ist nachher mal draussen

63



Protokoll 07 | Stadtrat vom 28.03.2024

gewesen, denn ihr miusst wissen bei der ganzen Energiezentrale, wenn sie dann zu
wenig Heizstoffe hat, missen sie dann Glas nachschiessen und Papier. Aber wir selber
werden dann etwas belibt mit der Abfalltrennung. Das sind einfach Facts. Und jetzt. wie
gesagt. fur mich ist der Moment zum Stoppen, wie es schon Michael Ruefer gesagt hat.
Jetzt die Reisleine ziehen, nicht noch mehr Geld ausgeben fir etwas wo ihr Ubrigens
schon im 2021 genau gewusst, habt, dass es ja nicht geht und es wird auch weiterhin
so sein. Das Haus an der Jubilaumsstrasse, das den Garten oben hat und nicht unten,
da miusst ihr einen Container-Lift haben, um den Container hinunterzutun. Und den
Abwart an der Optingerstrasse, der arme Kerl im Mittelhaus, der wird dann vielleicht
vom Container mal erdrickt, weil er ihn nicht Uber seine Rampe herauftun kann. Das
sind alles Sachen, wo man sagen muss: "Stopp." Bei Neubauten absolut einverstanden.
Dort ist es fur den Mieter, fir die Hausverwaltung und fur die Umwelt einen grossen
Vorteil und sonst Stopp mit dieser Sache. Wenn ihr dann 3 verschiedene Systeme habt,
Sécke und was auch immer, dann beibt ihr euch einfach nur noch und dann miusst ihr
andere Mdoglichkeiten haben. Darum ein Ende mit Schrecken ist besser als ein Schre-
cken ohne Ende, ich zitiere hier Sibyl Eigenmann. Und wer es nicht glauben will, schaut
die Antrdge von mir vom 1. Juli 2021 an, dann habt ihr alles Schwarz auf Weiss. Ich
habe damals klar gesagt, was die Konsequenzen sind und wenn man nachher sagt, wir
sind vollig Uberrascht gewesen, hatte man vielleicht mit dem Feuz reden missen. Wie-
der einmal mehr, Kassandra steht euch zur Verfigung. Merci.

Prasidentin: Merci, Alex. Dann kommt Lionel Gaudy fur die Mitte-Fraktion. Entschuldi-
gung Lionel, Sibyl hat schon geredet fir die Fraktion. Haltest du ein Einzelvotum? Gut,
dann kommt erst Maurice Lindgren fur die GLP/JGLP/EVP-Fraktion.

Maurice Lindgren (GLP) fiur die Fraktion: Wir, die Grinliberalen und auch die EVP
haben das Farbsacktrennsystem bis jetzt immer unterstitzt, im Unterschied von vielen
Unterstitzern von dieser Motion, die schon immer dagegen gewesen sind. In der Ver-
nehmlassung, im Pilotprojekt, bei Projektkrediten, bei der Volksabstimmung, immer ha-
ben wir die Vorteile des Systems hervorgehoben und fir uns sind dabei im Zentrum
gestanden, erstens die Vorteile bezlglich der Méglichkeit die Recyclingquote zu erho-
hen, neue Stoffe der Wiederverwendung zuzufiihren, wie zum Beispiel Plastik und die
Entlastung der Quartier-Entsorgungsstellen. Zweitens der Komfortgewinn flr unsere
Stadt-Bewohnenden, die weniger weit laufen missen, um zu recyceln und damit auch
auf das Auto verzichten kbnnen zum Recyceln, was gemass Studien ein wesentlicher
Okologischer Vorteil ware und drittens der technische Fortschritt, der eine automati-
sierte und damit von menschlicher Kraft befreite Abfallentsorgung verspricht und alle
Vorteile auch in dem Zusammenhang. Die vorliegende Motion fordert jetzt einen
Ubungsabbruch. Wenn man zuhort, sind aber grosse Mehrheiten der Politik, auch ge-
wisse Beflrworter dieser Motion, wie die GFL, wenn ich richtig zugehoért habe, nach wie
vor fur einen Systemwechsel und es gibt auch einen Volksentscheid, der zwar nicht im
Bewusstsein aller Fakten gelangt ist, wie jetzt alle zugeben missen, auch die Befir-
worter, aber er ist dann doch sehr deutlich gewesen. Das heisst, dieser Ubungsabbruch
ist kein Ubungsabbruch, sondern de facto ein Neustart. Wir haben das an unserer Frak-
tionssitzung diskutiert und uns gefragt, wenn der politische Wille vorhanden ist, einen
Systemwechsel zu machen, wenn die politischen Mehrheiten voraussichtlich vorhanden
sind, den Systemwechsel zu vollziehen, wenn die Vorteile eines Systemwechsels uns
nach wie vor iberzeugen und das machen sie, warum dann ein Ubungsabbruch bezie-
hungsweise ein Neustart. Es wurde gesagt, dass damit Geld gespart werden kann. Wir
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kdnnen nicht nachvollziehen, warum unter diesen Umstanden damit Geld gespart wer-
den kann oder wie das passieren soll. Man féahrt ja gerade weiter und sucht jetzt eine
Losung fur die Container-Frage. Es war auch die Container-Frage, die der einzige Punkt
war, den wir schon damals in der Vernehmlassung als wunder und offener Punkt be-
schrieben haben, wo die Praktikabilitdt der beschriebenen Ldsung hinterfragt hat. Wir
sind ein bisschen Uberrascht, wie einige von ihnen — ausser Alex, der hat es von Anfang
an immer schon gewusst — und wie blind die Verwaltung beziehungsweise die politische
Fiuhrung hier hineingerasselt ist und wie die praktischen Probleme dieser Container
man nicht gesehen hat oder nicht sehen wollte. Ob das jetzt ein riesiger Skandal ist,
eine Unfahigkeit der Projektfihrung oder sonst ein Versagen, man darf dabei nicht ver-
gessen, dass die aktuelle Fihrung nur teilweise verantwortlich ist. Im Moment werden
auch Leichen aus einem Keller gegraben, die unter anderer Fihrung, alter Fihrung,
sind zu Stande gekommen und es macht den Anschein, dass die Entlastung von den
stadtischen Mitarbeitern so stark im Fokus gestanden ist, dass man alle Warnhinweise
in den Wind geschlagen hat und eben zu wenig ernstgenommen hat. Das ist doch be-
denklich. Aber die aktuelle Fuhrung hat sehr klar Fehler eingerdumt. Sie hat diese Feh-
ler benannt. Sie hat aufgezeigt, wo das Problem liegt, und das ist der erste Schritt zur
Problemlosung, namlich die Erkennung und das Eingestandnis, dass es eines hat. Wir
mochten nicht, dass die Ubung abgebrochen wird, sondern zuerst sehen, welche Lo-
sungen uns jetzt prasentiert werden, als nachstes fur die Umsetzung dieser Container-
Pflicht. Wenn wir der kirzlichen Berichterstattung zum Beispiel aus der Hauptstadt
glauben kdnnen, kénnte es durchaus sein, dass wenn zum Beispiel das Interesse Park-
platze oder das Interesse am Stadtbild starker untergeordnet wird, durchaus Losungen
fir diese Container geben kénnte. Andere Stadte haben solche Vorstésse, und das
bringt uns auch zum Glauben, dass es eigentlich auch in Bern mdéglich sein musste,
wenn der politische Wille vorhanden ist. Wir wollen die Losung sehen, die der Vorschlag
des Gemeinderates ist, den detailliert anschauen und erst dann Uber einen allfélligen
kompletten Ubungsabbruch, wie das in dieser Motion formuliert ist, befinden. Und des-
wegen lehnen wir das heute ab.

Prasidentin: Merci, Maurice. Wir sind jetzt bei den Einzelvoten: Lionel Gaudy.

Lionel Gaudy (Mitte), Einzelvotum: Gerne noch ein bisschen erganzend auch von mei-
ner Seite. Als allererstes, Fehler passieren. Fehler sind menschlich und mir wére es
noch so recht, wenn man hier dazu stehen wiirde, dass hier Fehler passiert sind. Jetzt
zieht man daraus die Konsequenzen, hért an diesem Punkt auf und dann missen wir
von mir aus und ich glaube, es liegt auch im Interesse meiner Fraktion nie mehr dariiber
reden respektive kommt man dann einmal mit einem neuen Vorschlag, der die alten
Probleme angeht. Vielleicht einmal zuerst an die Adresse der SP. Dass ein Container-
Pflicht bei neuen Uberbauungen grundsatzlich begriissenswert ist, viele Vorteile bietet
fur die Bewohnenden, aber auch fir die Stadt und die Entsorgung, das liegt auf der
Hand. Eine Container-Pflicht darf man aber nicht verwechseln mit dem Farbsacktrenn-
system, weil die 2 Sachen haben, eigentlich nicht unbedingt etwas miteinander zu tun.
Man kann einen Container haben flr Altpapier. Man kann einen Container fur die blauen
Abfallsacke haben. Das aber ein zusatzlicher Container fir die verschiedenen Farbsa-
cke nicht maglich ist respektive der Stadt, der Bevdlkerung und vor allem der Entsor-
gung und Recycling Bern nichts bringt, weil es nur auf einen sehr kleinen Teil des
Stadtgebiets eingefuhrt werden kann respektive Gberhaupt Platz hat fir die Container,
das liegt ebenso auf der Hand. Also bringt es nichts, wenn man jetzt an diesem System
auf mehreren Ebenen festhalt. Kiinftig wird man Quartier-Entsorgungsstellen haben,
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man wird eben die verschiedenen Container haben, man wird immer noch die blauen
Abfallséacke draussen haben, man wird immer noch Altpapier, Karton draussen haben,
man wird sogar Sperrgut draussen haben. Man hat die Entsorgungsmobil OkolnfoMobil
far Batterien, Gluhbirnen und andere solche Sachen. Man hat so eine Vielzahl an Ent-
sorgungsmaoglichkeiten, dass einerseits die Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt
Bern die Ubersicht verlieren und andererseits auch fiir Entsorgung und Recycling Stadt
Bern das Ganze sehr aufwandig wird zum Abhandeln und abzuarbeiten und eben wirk-
lich ihren Kernauftrag die Entsorgung zu erledigen. Das ware ein weiterer Grund, der
dafur spricht, zu sagen: ,Nein, das funktioniert nicht. Wir hdren jetzt halt mal hier auf.”
Und das ist etwas, was legitim ist, das darf man in der Politik mal dazustehen und dafur
nachher aufhdren. Ich glaube, es fangt erst dort an, wo man nachher zwanghaft ver-
sucht, etwas weiterzufiihren, das ganz offensichtlich nicht funktioniert. Und Nein, auch
wenn man noch 5 Jahre Abklarungen macht, wird man auch Uber die Optingerstrasse
nicht flachendeckend kdnnen eine Container-Pflicht einfiihren. Der Teil des Projekts ist
gescheitert. Was uns auch fehlt oder was mir auch fehlt, es war immer die Rede vom
Gesundheitsschutz der Mitarbeitenden. Beim Gesundheitsschutz ist fur mich zu wenig
klar, wo und wann er Uberhaupt nétig ist. Es ist klar, die Mitarbeitenden mussen heute
viel Abfall tragen. Sie missen einen Haufen Abfallsdcke anheben. Die Frage ist, wirde
man die 10 Mio. Franken, die hier geplant sind plus 3 Mio. Franken Investitionskosten
nicht vielleicht irgendwie in Roboterarme investieren, die die Abfallsdcke heben kon-
nen. Ich glaube, da gabe es Alternativen zu nur gerade Container, die von den Abfall-
wagen kdnnen automatisch gehoben werden. Dort ware vielleicht das Geld besser in-
vestiert, wenn es effektiv um den Gesundheitsschutz geht. Es ist auch klar, dass die
Leute, die vielleicht bei einem Pilotprojekt mitgemacht haben, dass die das super toll
gefunden haben, weil die jetzt 2,5 Jahre lang gratis entsorgen konnten, nichts machen
mussten und konnten das Zeug einfach herausstellen. Das ist sicher praktisch. Was
auch praktisch ware, wenn die Quartier-Entsorgungsstellen flachendeckender vorhan-
den waren. Wenn vielleicht der Weg der einzelnen Birger und der einzelnen Biirgerin
nicht so weit ware, wenn sie nadher zu einer solchen Quartier-Sammlungsstelle waren.
Wenn es mehr gabe, wirden sie vielleicht auch ein bisschen weniger liberquellen, man
musste sie nicht so viel Leeren gehen. Es gabe so viele Mdglichkeiten fir Verbesse-
rungen. Die Mdéglichkeit, die man jetzt vorgeschlagen hat, hat nicht funktioniert. Man
kann auch nicht an dieser Volksabstimmung festhalten, denn damals hat man uber et-
was ganz anderes abgestimmt. Dort widerspreche ich der GLP recht direkt. Man hat
Uber etwas abgestimmt und kann jetzt nicht einfach sagen: "Man wollte ja einen Wech-
sel." Man wollte einen Wechsel zu dem, lUber das man abgestimmt hat. Demokratie-
politisch kann man jetzt einfach sagen: "Ja, wir nehmen den Ja-Entscheid und machen
etwas anderes daraus." Also das widerspricht dem Kernprinzip einer Abstimmung und
man hat sich zu einer Frage geaussert, hat zu dieser Frage Ja gesagt und hat nicht zu
einer anderen Frage, die nicht gestellt worden ist, Ja gesagt. Deshalb wirklich mit Nach-
druck, bitte nehmt die Motion an, lernt aus den Fehlern und die Mitte ist sehr gern bereit
far einen weiteren konstruktiven Losungsvorschlag. Ich glaube, es gabe viele Méglich-
keiten. Danke vielmals.

Prasidentin: Merci, Lionel. Dann kommt Oliver Berger.
Oliver Berger (FDP), Einzelvotum: Abfalltrennung ist grundsatzlich eine gute Sache.

Da gibt es ganz pragmatische Lésungen. Wer das interessiert, der kann mal auf Brest
in die Bretagne gehen, dort wird das ganz pragmatisch geldst. Die Stadt Bern hat noch
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unter der Agide von der machtbewussten Vorgangerin von Frau Kruit eine richtige Kopf-
geburt montiert. Bei den Planungsauflagen im Pilot-Quartier Mattenhof-Weissenbuhl,
da wo man Notabene am Dienstag zwischen gefiihlte 14.00 und 14.05 Uhr hat die Pla-
nungen anschauen gehen kdnnen, hat sich schon gezeigt, dass das eine Kopfgeburt
und ein Schildburgerstreich ist. Das funktioniert so, wie es jetzt geplant ist, nicht. Wir
bitten deshalb, dem Ubungsabbruch und dieser Motion zuzustimmen. Besten Dank.

Prasidentin: Merci, Oliver. Dann hat Thomas Glauser das Wort.

Thomas Glauser (SVP), Einzelvotum: Man hat das sicher gut gemeint, man wollte 6ko-
logisch sein, vielfaltig, das ist alles in der Praxis nicht umsetzbar. Das ist theoretisch
eine gute Sache, aber die PS bringt man nicht auf den Boden. Ich habe mit Leuten
geredet, vor allem mit Eigentimer von Liegenschaften und die haben gesagt: "Ich trage
lieber meinen Sack noch von Hand runter und habe keinen Container. Daflir habe ich
vor meinem Haus noch meinen eigenen Garten. Das heisst ich werde der Stadt keinen
1 m? fir einen Container geben." Also ich bevorzuge lieber noch das alte System, als
das ich irgendwie 1 m? fir einen Container-Platz gebe, das ist das Problem. Man hat
eine Container-Pflicht eingefiihrt und hat die Lagebeurteilung am Anfang dieses Pro-
jekts gar nicht gemacht. Man hat gedacht, da sage gerade jeder: "Ja, hurra, ein Con-
tainer." Das ist eben nicht so. Die Leute wollen die Containerplatze gar nicht, sie haben
eben lieber noch irgendwie selber etwas Garten vor dem Haus und dann ist das Trottoir.
Dann gibt es vielleicht noch einen Fahrradweg. Es wird einfach zu eng und da muss ich
Lionel Recht geben, man kann es nicht flachendeckend machen, unmdéglich. Man kann
an einem Ort den Sack noch haben, an einem anderen Ort bei einem Neubau kann man
es konkret einplanen. Ich habe jetzt das Glick, ich wohne im Ostring, im Wittigkofen,
eine Uberbauung aus den Siebzigerjahren. Dort hat man das systematisch eingeplant,
die Container-Platze, wir haben das schon lange. Aber vielleicht in einer Altstadt geht
es eben nicht oder bei engen Wegen. Aber das hat einfach durchgezwangt werden
mussen. Eine Zwangerei kbnnte man sagen, ja. Eine Zwangerei, wo wir mehrheitlich
auf der theoretischen Basis hatten gutheissen kénnen, wo Sinn gemacht hat, aber die
Praxis gleich 0. PS nicht auf den Boden gebracht. Ubung nicht erfiillt und darum wiirde
ich auch empfehlen, dass man dort wirklich einen Abbruch macht. Und dass man halt
den Flickteppich... ist auch erwahnt worden. Es gibt einen Flickteppich, weil nicht alle
Quartiere gleich gestaltet sind. Und die Leute wollen zum Teil keinen Platz geben fir
einen Container. Wollt ihr die enteignen? Das wird lustig. Ich hoffe, dass wir die Motion
annehmen koénnen.

Prasidentin: Vielen Dank. Dann kommen wir zur Gemeinderatin Marieke Kruit.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Schade, dass wir den Vorstoss nicht gerade mit dem
Fachgeschaft diskutieren konnten, aber ich respektiere natirlich eure Entscheidung.
Ich verstehe auch euren Unmut, dass wir das System nicht so wie geplant umsetzen
kénnen. Ein Ubungsabbruch ware aber inhaltlich falsch und wirklich auch eine ver-
passte Chance. Ich teile die Einschatzung der Motionarinnen und Motionéare, wonach
wir grundsétzlich ein gutes funktionierendes Entsorgungssystem haben. Aber jetzt
kommt eben das Aber, wir haben grdossere Probleme, die wir ernst nehmen und anpa-
cken missen, und zwar haben wir wirklich die gesundheitliche Belastung von unseren
Beladerinnen und Belader. Wir haben Gberquellende Sammelstellen, wir haben enge
Bereitstellungszeitfenster, von Tieren aufgerissene Sacke und so weiter und so fort.
Das Farbsacktrennsystem und damit verbunden die Container-Pflicht sind wirklich kein
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Luxusprojekt. Es ist vielmehr nétig, um den Problemen des heutigen Systems begegnen
zu kénnen. Und wenn jetzt einfach ein Ubungsabbruch beschlossen werden wiirde,
stehen wir immer noch mit dem Problem da, aber eben ohne Lésung und das will der
Gemeinderat nicht. Aber es ist so, wir miissen Uber die Biucher, es sind Anpassungen
nodtig. Wir wollen ein angepasstes System ausarbeiten, das die Defizite, die es heute
gibt, moglichst behebt, und dazu gibt es Losungsansatze. Der Gemeinderat hat darum
vor 3 Wochen zuhanden vom Stadtrat ein Sachgeschéft verabschiedet. Darin zeigt er
einerseits auf, warum das System in seiner urspringlichen Form eben nicht bezie-
hungsweise nicht ohne unverhéltnisméssige Eingriffe eingefihrt werden kann. Ja, das
ist schade, wir hatten es gerne anders gehabt. Andererseits skizziert er darin die er-
wahnten neuen Ldsungsséatze auf und will sich vom Stadtrat den Auftrag holen, das
angepasste System auszuarbeiten. Das Sachgeschaft wird dem Stadtrat eine fundierte
Auseinandersetzung mit der Thematik erméglichen, so wie die Mdglichkeit erdffnen,
ersten Inputs zu den moglichen neuen Losungen zu geben. Und dort kdnnen wir, was
der Gemeinderat bedauern wirde, naturlich auch Uber Ausstiegsmdglichkeiten disku-
tieren. Ich bin wirklich schon ein bisschen erstaunt, dass ein Teil von ihnen das Projekt
einfach ohne die fundierten Informationen, die wir ihnen noch liefern wollen, beerdigen
will. Der Gemeinderat legt ihnen deshalb auch nahe auf einen vorschnellen Ubungsab-
bruch zu verzichten und die Motion abzulehnen. Bitte denken sie wirklich an den Ge-
sundheitsschutz unserer Beladerinnen und Belader, auch wenn die Einfihrung der Con-
tainer-Pflicht weniger weit umgesetzt werden kann als urspriinglich gedacht. So sind
doch mit dem angepassten und flexibleren System gréssere Verbesserungen maoglich.
Der Gesundheit unserer Beladerinnen und Belader helfen wir mit jedem zusatzlichen
Container, nicht erst mit einem perfekten System. Jeder Container bedeutet weniger
Heben. Man kann auch sagen, jeder Container zahlt. Ja dann noch kurz 2-3 Worte also
zur Geobestimmung und was dort drinsteht. Wir haben mit der Stadtkanzlei juristisch
abgeklart, was es ware, wenn der Stadtrat heute dieser Motion zustimmt und sich damit
fir einen sofortigen Ubungsabbruch aussprechen wiirde. Also einerseits ist es so, dass
das erwahnte Sachgeschaft bereits vom Gemeinderat zuhanden vom Stadtrat verab-
schiedet ist und nicht einfach so von der Bildflache verschwinden wiirde und anderer-
seits kann der Stadtrat zwar gemass den Bestimmungen in der Gemeindeordnung, also
konkret Artikel 145 Absatz 2 in eigener Kompetenz, also ohne erneute Volksabstim-
mung Uber Anpassungen der Abstimmungsvorlage, wo von den Stimmberechtigten gut-
geheissen worden ist, entscheiden. Das gilt aber nicht bei einem vollstandigen Verzicht
auf die Umsetzung. In solchen Féllen braucht es immer eine neue Volksabstimmung.
Mit einem Entscheid des Stadtrates iiber einen Ubungsabbruch ware die Angelegenheit
sowieso nicht einfach per se erledigt. Klar kénnen sie verlangen, diese Arbeiten abzu-
brechen, aber das hiesse, dass der Gemeinderat zuhanden des Stadtrates eine Ab-
stimmungsbotschaft ausarbeitet mit dem Antrag, auf dieses Projekt ganzlich zu ver-
zichten. Und dafiir braucht es doch einfach wirklich, liebe Stadtratinnen und Stadtrate,
eine fundierte Diskussion, wo wir alle Mdglichkeiten auf dem Tisch haben und wir auch
die Probleme wirklich ndher schildern kénnen. Der Gemeinderat bittet euch darum auch
die Motion abzulehnen.

Prasidentin: Merci, Marieke. Wir stimmen Uber die Motion ab.

Abstimmung Nr. 039

2023.SR.000062

Ablehnung
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Ja 22
Nein 40
Enthalten 5

Préasidentin: Ihr habt die Motion abgelehnt.

2023.SR.0129

20 Interfraktionelles Postulat Fraktion GFL/EVP, GB/JA (Tanja Miljanovic,
GFL / Nora Joos, JA): Optimierung des Betriebs der Parkhauser in der
Innenstadt

Prasidentin: Wir sind bei Traktandum 20, das interfraktionelle Postulat. Ist das Postulat
bestritten? Ja, gut, dann erteile ich den Einreichenden das Wort: Lukas Gutzwiller.

Lukas Gutzwiller (GFL) fur die Einreichenden: Wir danken dem Gemeinderat fur die
kurze und wohlwollende Antwort zu unserem Postulat. Dass in einem ersten Schritt alle
parkierten Autos vom o6ffentlichen Raum in die Tiefgaragen verlegt werden sollen, ist
sehr unterstitzungswiirdig und sehr logisch und wir bedauern, dass es eine Be-
schwerde dagegen gibt. Der Aufhéanger fir unser Postulat ist vor allem die Umgestal-
tung des Waisenhausplatzes und der Hodlerstrasse. Gerade fir diese Umgestaltung
ware eine Neuausrichtung des Waisenhaus-Parking sehr wichtig, um den Verkehr vom
Bollwerk dort hin, zu reduzieren. Wir freuen uns aber dariiber, dass der Gemeinderat
bis Ende 2026 einen Prifbericht vorlegen will.

Prasidentin: Danke vielmals, Lukas. Wir kommen zu den Fraktionserklarungen. Nora
Joos fur die GB/JA!-Fraktion.

Nora Joos (JA!) fur die Fraktion: Parkhauser in der Innenstadt sind nicht mehr zeitge-
recht. Sie sind mitverantwortlich an den vielen Autos, die tagtaglich noch in der Innen-
stadt herumfahren und die Aufenthaltsqualitat massiv verschlechtern. Sie fliihren dazu,
dass Leute aus Bequemlichkeit nicht andere nachhaltige Mobilitatsformen fir den Weg
in die Stadt nutzen. Die Parkhauser tragen zwar dazu bei, dass oberirdische Parkplatze
abgebaut werden kénnen, so wie es Lukas schon erwéahnt hat, aber fihren insgesamt
nicht zur Reduktion der Einfahrten. Parkhauser sind somit keine Losung, sondern nur
eine Umlagerung des Problems. Weil auch wenn die Autos unterirdisch parkieren, brau-
chen sie im Vergleich zu anderen Verkehrsmitteln tberproportional viel Platz, fahren
auch so noch durch die Strassen und sind nicht mit einer guten Aufenthaltsqualitat
vereinbar. Die negativen Klimaauswirkungen von Autos und Problemen, die Parkhauser
fur die Versickerung des Regenwassers darstellen, werden nicht einmal erwahnt. Aber
bleiben wir beim Platz- und die Aufenthaltsqualitat-Probleme der Autos. Das Ziel darf
nicht sein, einfach keine oberirdischen Parkplatze mehr zu haben, sondern der MIV
muss in der Innenstadt stark bis ganz reduziert werden. Dazu muss die Nutzung von
Parkhausern fundamental umgedacht werden. Die GB/JA!-Fraktion mdchte nicht, dass
am Schluss einfach nur fette Elektro-Tesla durch die Strassen fahren und unterirdisch
laden und parkieren, sondern dass Parkhauser zukiinftig nicht mehr als Parkh&auser
bewirtschaftet werden. Wir fordern den Gemeinderat auf, bis 2026 pro Parkhaus zu
prifen, welche zukiinftige Nutzungsformen maglich sind. Uns ist bewusst, dass je nach
Parkhaus unterschiedliches machbar ist. Je nach Licht- oder Standortverhéltnis eignet
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sich ein Parkhaus, zum Beispiel mehr als Lagerhalle oder mehr als 6ffentliche Velo-
werkstatt und einfach 2 zukiinftige modgliche Beispiele zu nennen. Das Monbijou-Park-
haus konnte zukilinftig ganz anders genutzt werden als zum Beispiel das Bahnhof-Par-
king. Die Liste der méglichen Ideen ist von Veranstaltungsrdumen uber Velostationen
bis zu Bewegungsrdumen lang und wir freuen uns auf die hoffentlich kreativen und
mutigen Vorschlage der Verwaltung sowie auf den partizipativen Ausarbeitungspro-
zess. Mutig so soll der Gemeinderat auch auf die Miteigentiimer der Parkhduser zuge-
hen und sie dann fir die Umgestaltung der Parkhduser zu gewinnen, weil auch fir sie
die Umnutzung von diesen einen grossen Vorteil bringen kann. Die GB/JA!-Fraktion
nimmt das Postulat an und der Fristverlangerung stimmen wir zu, damit die Verwaltung
genug Zeit hat, um die Umnutzung der Parkh&auser vertieft zu prifen. Merci.

Prasidentin: Merci, Nora. Dann kommt Claude Grosjean, wahrscheinlich mit seinem
letzten Votum im Stadtrat.

Claude Grosjean (GLP) fur die Fraktion: Vielen Dank. Ich hatte wirklich nicht gedacht,
dass es noch reicht, aber das zeigt, wie effizient wir unterwegs sind. Ja, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Parkhauser in der Innenstadt, die sind wirklich sehr attraktiv
gelegen. Das ist auch kein Wunder, denn sie sind aus einer Zeit, wo die Massenmobi-
lisierung das grosse Ziel gewesen ist, wo jeder und jede ein Auto hat sollen kdnnen
haben und mit dem Auto Uberall hat sollen kénnen hinfahren. Fiur die Innenstadt sind
die Parkhauser gar nicht schlecht, denn sie sind immerhin am Rand der Innenstadt
gelegen und sie sind nicht genau mitten in der Innenstadt. Es ist aber klar, dass die
Parkhauser fur alle umliegenden Quartiere Breitenrain, Langgasse, Mattenhof, Kirchen-
feld, Murifeld, Schosshalden und so weiter zu Mehrverkehr fihren. Zentraler Parkraum
muss deshalb, wenn man ihn nutzen will, seinen Preis haben. Das ist ein klassisches
GLP-Argument, aber wir sind nicht allein, die Stadt Paris hat uns das vorgemacht. Dort
kostet inzwischen eine Stunde parkieren mit dem SUV und dann nicht im Parkhaus,
sondern Uberirdisch 18 Euro. Wir sind sehr gespannt, zu welchem Ergebnis der Ge-
meinderat bei seinen Abklarungen kommt und deshalb tberweisen wir diesen Vorstoss
mehrheitlich und nehmen ihn an. Danke vielmals.

Prasidentin: Danke vielmals, Claude. Dann hat noch Alex Feuz das Wort.

Alexander Feuz (SVP) fir die Fraktion: Die SVP lehnt den Vorstoss klar ab. Ich habe
unlangst einen Vorstoss eingegeben, ob man im Neufeld-Tunnel jetzt dann Champig-
nons zichten will. Ich habe das ein bisschen zynisch gemeint, aber jetzt habe ich auf-
genommen, dass eben die Parkplatze umgenutzt werden sollen als Lagerhaus, als
Velo-Werkstatte. Man kdnnte vielleicht so eine Pingpong-Trainingsanlage machen.
Meine Damen und Herren, ihr wollt einfach das Auto ganz aus der Stadt verbannen.
Zuerst habt ihr noch gesagt, ein Parkplatz-Kompromiss, die Parkplatze sollen unter den
Boden gehen. Jetzt, die Leute in der Stadt, die sollen nicht einmal mehr ein Auto haben.
Ihr wollt wahrscheinlich wirklich die Stadt sdubern von Leuten, von Autofahrer, die auf
das Auto angewiesen sind. Fir mich ist es ein dirigistischer Vorstoss und es ist unver-
standlich, dass der Gemeinderat diesen als Postulat annehmen will. Der Gemeinderat
ist ja selber in der Stadt Bern an diesen Parkhausern noch beteiligt und jetzt will man
dann dort wahrscheinlich Ping-Pong-Tische aufstellen oder was auch immer. Aber es
zeigt einmal mehr die Unfahigkeit dieses Rot-Griinen Gemeinderates. Ich will mich hier
angesichts der Zeit auch nicht weiter auslassen, aber denkt daran, es ist jenseitig, was
hier gefordert wird. Man muss einen Vorstoss zwischen der Zeile lesen, wenn ihr es nur
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so oben lest, kénntet ihr noch meinen, dass es eine Optimierung ist. Aber Optimierung
nach Sinn der Vorstossgegner ist eben Umwandeln in eine Anlage, Velo-Werkstatt oder
Ping-Pong-Tischen. Und mein zynischer Vorstoss mit der Champignonzucht im Neufeld
ist wahrscheinlich etwas, was in ein paar Jahren von euch noch mitgetragen wird. In
dem Sinn klare Ablehnung.

Prasidentin: Merci, Alex. Gibt es Einzelvoten? Dann hat Gemeinderatin Marieke Kruit
das Wort.

Marieke Kruit, Direktorin TVS: Die Antwort des Gemeinderates ist unveréandert giltig,
auch wenn sie schon ein bisschen alter ist. Die bestehenden Parkh&auser in der Innen-
stadt spielen eine wichtige Rolle bei der Ausgestaltung und Bewirtschaftung des 6ffent-
lichen Raums in der Innenstadt. Gerne ist der Gemeinderat deshalb auch bereit zu
prifen, ob und allenfalls, wie der Betrieb der Parkh&user optimiert werden kann. Ange-
sichts von den zahlreichen Abklarungen und Projekten, die bereits laufen, beantragen
wir euch gleichzeitig eben eine Fristverlangerung fur den Prifungsbericht bis Ende
2026. Wo ich schon ein bisschen die Erwartungen dampfen muss ist also, dass man
jetzt eben dann dort Pingpongtische hétte oder Fitnessraume. Das ist dann doch eher
unvorstellbar, sondern es geht wirklich um die Bewirtschaftung des 6ffentlichen Raums
und wie wir dort eine Entlastung hinkriegen, eben auch in den Parkh&ausern.

Prasidentin: Herzlichen Dank, Marieke. Wir kommen zu den letzten 2 Abstimmungen
von heute, und zwar der erste Punkt ist, ob ihr das Postulat erheblich erklaren wollt.

Abstimmung Nr. 040

2023.SR.0129

Annahme

Ja 49
Nein 11
Enthalten 6

Prasidentin: Ihr habt das Postulat erheblich erklart. Dann stimmen wir tber die Frist-
verlangerung fur den Prifungsbericht bis Ende 2026 ab.

Abstimmung Nr. 041

2023.SR.0129: Fristverlangerung

Annahme

Ja 62
Nein 0
Enthalten 2

Prasidentin: Ihr stimmt der Fristverlangerung zu. Wir sind am Ende der heutigen Sit-
zung angelangt. Einen Moment... Wir stimmen Uber die Wiedererwdgung des letzten
Traktandums ab. Das Rickkommen auf das Traktandum 20. Das, Uber das wir jetzt
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gerade abgestimmt haben, oder? Ja, zu den Parkhdusern. Gut, wir stimmen ab tber
die Wiedererwagung. Nein, Uber das Riuckkommen. Wir stimmen ab.

Abstimmung Nr. 042

2023.SR.0129: Wiedererwagung

Annahme

Ja 34
Nein 33
Enthalten 0

Préasidentin: Gut, ihr habt dem zugestimmt. Wir sind bald fertig. Bitte alle jetzt nochmal
ganz schnell Ruhe bewahren. Wir stimmen jetzt noch einmal ab Uber Traktandum 20,
ob ihr dem Postulat zustimmen wollt.

Abstimmung Nr. 043

2023.SR.0129

Annahme

Ja 46
Nein 16
Enthalten 6

Prasidentin: Ihr habt das Postulat erheblich erklart. Danke vielmals. Ich wiinsche euch
ganz schone Ostern, und wir sehen uns bald wieder.

Verschoben und eingereicht

Verschobene Traktanden
Der Stadtrat verschiebt die Beratung der folgenden Traktanden auf eine spéatere Sit-
zung:

21 Postulat Eva Gammenthaler (AL) - ibernommen durch Raffael Joggi (AL): Uberwin-
dung des Kapitalismus: Fundierte Analyse des stadtischen Handlungsspielraums
2021.SR. 000198

22 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP): Stopp der Diskriminierung in Betrie-
ben, die von der Stadt geférdert werden und mit denen ein Leistungsvertrag besteht!
2022.SR. 000215

23 Motion Judith Schenk (GLP) und Gabriela Blatter (GLP): Vermeidung von Vogel-
schlag 2023.SR. 0110

24 Motion Kommission Soziales, Bildung und Kultur (Ursina Anderegg, GB): Durchfih-
rung eines Pilotversuches zum bedingungslosen Grundeinkommen in der Stadt Bern in
Zusammenarbeit mit anderen Stadten 2022.SR. 000124

25 Interpellation Erich Hess (SVP) - ibernommen durch Janosch Weyermann (SVP):
Sozialbehorde in der Stadt Bern 2018.SR. 000174

26 Interpellation Erich Hess (SVP) - ibernommen durch Janosch Weyermann (SVP):
Auslanderanteil in der Sozialhilfe 2019.SR. 000190

27 Motion Seraina Patzen (JA!) - Gbernommen durch Anna Leissing (GB): Ein mobiles
Gesundheitszentrum in Bern! 2021.SR. 000026
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Eingereichte Vorstésse

An der heutigen Sitzung wurden folgende Vorstdsse eingereicht:

1. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser/Bernhard Hess):
Reithalle Dachstock Against Genocide Solidarity Rave. Wie stellt sich der Gemeinderat
dazu?

2. Interfraktionelle Interpellation GFL, GB/JA, SP/JUSO, AL/PdA (Michael Ruefer,
GFL/Katharina Gallizzi,GB/Nora Joos,JA/Laura Binz,SP/David Bdhner, AL/Matteo Mi-
cieli, PdA), Simone Machado (GaP): Einfuhrung Tempo 30 Zonen: Welchen Spielraum
hat die Stadt Bern im Strassenverkehr?

3. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser/Bernhard Hess):
Bern Neufeld: Die Betreiberin des Carterminals im Neufeld gibt auf: Wie gedenkt die
Stadt die Finanzierungslicke zu schliessen? Wann ist mit der Realisierung des Carter-
minals zu rechnen?

4. Kleine Anfrage Oliver Berger (FDP), Florence Parli Schmid (JF): Fruherkennungs-
system und Benchmarking in der Finanzplanung

5. Kleine Anfrage Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser/Bernhard Hess): Mit-
wirkung 2. Tramachse Regionalkonferenz Bern-Mittelland. Diverse Stellungnahmen
gingen in Briefform ein, sie wurden nicht systematisch ausgewertet? Gibt es einen
Zwang fur die Verwendung des Fragenkatalogs? Gesetzliche Grundlage?

Schluss der Sitzung: 22.34 Uhr.

Namens des Stadtrats

Die Préasidentin fur das Protokoll
02.07.2024 22.07.2024
o a— .
Signiert von: VALENTINA ACHERMANN Signiert von: ANITA FLESSENKAMPER

Redaktion: Clara Rusi
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	2023.SR.0099
	8 Motion Fraktion SP/JUSO (Laura Binz / Timur Akçasayar / Barbara Nyffeler, SP): Schliessung Spital Tiefenau: Zwischennutzungen jetzt angehen
	Abstimmung Nr. 009


	2023.SR.0106
	9 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz / Thomas Fuchs / Thomas Glauser, SVP): Zentralweg: Die Stadt muss Strafanzeige einreichen!
	Abstimmung Nr. 010


	2023.SR.0191
	10 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser/Niklaus Mürner): Viererfeld-Desaster Stadtplan
	Abstimmung Nr. 011
	Abstimmung Nr. 012
	Abstimmung Nr. 013


	2022.SR.000159
	11 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz/Kurt Rüegsegger, SVP): Stadt Bern und EWB: Günstige Strom- und Gaspreise für alle, die das wollen!
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	2022.SR.000209
	12 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz, SVP): Stopp der geplanten Einschränkungen der Päckli-Zustellungen in Bern! Stopp unnötiger Ressourcenverschwendung!
	Abstimmung Nr. 020
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	13 Postulat Fraktion Mitte (Sibyl Eigenmann / Lionel Gaudy, Mitte): Modernisierung des Parkkartensystems in der Stadt Bern – Vollständige Digitalisierung des Parkkartensystems und Förderung des Car-Sharings
	Abstimmung Nr. 021
	Abstimmung Nr. 022
	Abstimmung Nr. 023
	Abstimmung Nr. 024


	2014.SR.000330
	14 Motion Fraktion SP (Stefan Jordi/Annette Lehmann, SP) - übernommen durch Michael Sutter (SP): Mehr Sicherheit für Kinder und Jugendliche beim Spitalackerschulhaus! Endlich Massnahmen umsetzen; Fristverlängerung
	Antrag
	Abstimmung Nr. 025
	Abstimmung Nr. 026


	2022.SR.000031
	15 Motion Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser, SVP/Lionel Gaudy, Mitte): Um die Wohnqualität im Kirchenfeldquartier zu verbessern braucht es zur Entlastung der stark frequentierten Hauptstrasse Freudenbergplatz-Ostring-Burgernziel-Thunstrasse-...
	Abstimmung Nr. 027


	2022.SR.000106
	16 Interpellation Fraktion GB/JA! (Jelena Filipovic, GB): Wie wirkt sich der Biogas-Ausstieg von Bernmobil auf die städtischen Klimaziele aus?
	Abstimmung Nr. 028


	2022.SR.000145
	17 Postulat Fraktion SVP (Alexander Feuz/Kurt Rüegsegger /Thomas Fuchs/Janosch Weyermann/Thomas Glauser, SVP/Simone Machado, GaP/Ruth Altmann, parteilos): Die finanzielle Notlage von Bernmobil: Wie geht es weiter? Wie können drohende Steuer- und Gebüh...
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	2022.SR.000167
	18 Postulat Fraktion FDP/JF (Ursula Stöckli, FDP): Entlastung der Stadtfinanzen durch Abgabe von Durchgangsstrassen an den Kanton
	Abstimmung Nr. 038


	2023.SR.000062
	19 Interfraktionelle Motion FDP/JF, SVP, Mitte (Ursula Stöckli, FDP/Alexander Feuz, SVP/Sibylle Eigenmann, Mitte): Einführung des Farbsacktrennsystems: Sofortiger Übungsabbruch!
	Abstimmung Nr. 039


	2023.SR.0129
	20 Interfraktionelles Postulat Fraktion GFL/EVP, GB/JA (Tanja Miljanovic, GFL / Nora Joos, JA): Optimierung des Betriebs der Parkhäuser in der Innenstadt
	Abstimmung Nr. 040
	Abstimmung Nr. 041
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